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Erstes Kapitel 
Stellung und Entwicklung des 
öffentlichrechtlichen Arbeitnehmerschutzes 
§ 1 Öffentlichrechtlicher Arbeitnehmerschutz und Arbeitsrecht 
I. Gliederung des Arbeitsrechts 
Das Recht der unselbständigen Erwerbsarbeit wird in drei Teile gegliedert, die 1 
mit unterschiedlichen Zielen und Methoden auf dieselben Lebenssachverhalte 
einwirken: 1 
- Das privatrechtliche Arbeitsvertragsrecht regelt die vertraglichen Beziehungen 
zwischen den einzelnen Arbeitgebenden 2 und Arbeitnehmenden. Es ist im 
Wesentlichen in Art. 319ff. des Obligationenrechts 3 geregelt. 
Das kollektive Arbeitsrecht beschlägt die (kollektiven) Beziehungen zwischen 
den Verbänden der Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden. Es ordnet einer-
seits die Beziehungen der Verbände untereinander, anderseits auch die Wir-
kungen der zwischen den Verbänden getroffenen Vereinbarungen (Gesamt-
arbeitsverträge). 4 
Das Arbeitsschutzrecht schliesslich «Umfasst diejenigen Vorschriften, die dem 
Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer gegenüber dem Staat Pflichten und Be-
schränkungen auferlegen zum Schutze der Arbeitnehmer, also zur Abwen-
dung von Gefahren und von Nachteilen, die erfahrungsgernäss mit dem Ar-
beitsverhältnis verbunden sind». 5 
Weiter ist das öffentliche Dienstrecht zu erwähnen, das in Bund und Kantonen 2 
teilweise sehr unterschiedlich geregelt wird. Bezüglich seines Inhaltes handelt es 
sich bei diesem um das öffentlichrechtliche Äquivalent des Arbeitsvertrags-
rechts, das häufig auch Bestimmungen über den Arbeitsschutz umfasst. Das Ar-
beitsgesetz6 als zentraler Erlass des Arbeitsschutzrechts des Bundes enthält 
1 Siehe R EHBIND ER, N 1 ff.; TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 2; vgJ. auch SCHWEINGRUB ER, S. 171 ff. 
2 U m den Text nicht durch geschlechtsbedingte Doppelnennungen aufzublähen, wird in der Regel 
eine geschlechtsneutrale Formulierung gewählt. Wo dies unpassend erscheint , wird zwischen 
männlicher und weiblicher Form abgewechselt. Soweit sich nicht aus dem Kontext etwas anderes 
ergibt, sind jeweils beide Geschlechter gemeint. 
3 SR 220, Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilge-
setzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht, OR). 
4 Siehe etwa PORTMANN/STÖCKLI, N 2 f. , 117 ff. 
5 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 2. 
6 SR 822.11 , Bundesgesetz vom 13. März 1964 über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel 
(Arbeitsgesetz, ArG). 
F. Arbeitsschutz 
denn auch einen ausdrücklichen Vorbehalt der öffentlichrechtlichen Dienstver-
hältnisse, wobei jedoch von den Vorschriften über den Gesundheitsschutz- und 
ab dem 1. Januar 2005 auch von den Vorschriften über die Arbeits- und Ruhe-
zeiten- nur zu Gunstender Arbeitnehmenden abgewichen werden darf (Art. 71 
lit. bArG). 7 
3 Das Arbeitsgesetz und die ihm thematisch beigeordneten Erlasse bilden im 
schweizerischen Kontext das Arbeitsschutzrecht Seiner Natur nach gehört das 
gesamte Arbeitsschutzrecht - im Gegensatz zum Arbeitsvertragsrecht und dem 
kollektiven Arbeitsrecht- zum öffentlichen Recht. 8 Die Aufsicht über die Ein-
haltung der arbeitsschutzrechtlichen Normen obliegt staatlichen Stellen, welche 
die gesetzlichen Vorschriften mit Verwaltungszwang durchsetzen können. 9 
4 Obwohl sich die verschiedenen Teile des Arbeitsrechts dogmatisch verhältnis-
mässig deutlich trennen lassen, muss in der Praxis in jedem Einzelfall untersucht 
werden, welche Normen Anwendung finden und in welcher Beziehung die ver-
schiedenen Normkomplexe zueinander stehen. 10 
II. Arbeitsschutzrecht und kollektives Arbeitsrecht 
5 Das Arbeitsschutzrecht regelt teilweise ähnliche oder gleiche Fragen wie die Ge-
samtarbeitsverträge, insbesondere etwa bezüglich der Arbeitszeit. 11 Welche Ge-
genstände in welchem Ausmass der Regelung durch die Verbände überlassen 
werden und welche Fragen zwingend im staatlich gesetzten Arbeitsschutzrecht 
geregelt werden sollen, lässt sich nicht aufgrund rechtsdogmatischer Erwägun-
gen entscheiden. Die Grenze ist von der Gesetzgebung zu ziehen. 12 Diese Ab-
grenzung bildete bei der Entstehung des Arbeitsgesetzes denn auch einen der 
umstrittensten Punkte. 13 
6 Die schweizerische Gesetzgebung hat sich für ein Nebeneinander des öffentlich-
rechtlichen Arbeitsschutzrechts und des kollektiven Arbeitsrechts entschieden, 
wobei das Arbeitsschutzrecht nur die Minimalvorschriften enthält, die grundsätz-
lich in allen ihm unterstellten Betrieben eingehalten werden müssen. 14 Wo mit 
Rücksicht auf das öffentliche Interesse eine lückenlose Regelung unerlässlich er-
scheint, müssen gesetzliche Vorschriften öffentlichrechtlicher Natur erlassen 
werden; insoweit anpassungsfähige Lösungen vorzuziehen sind und die Durchset-
7 Siehe unten, Rz. 47. 
8 PORTMANN/STÖCKLI, N 410; REHBIND ER, N 4, 426; TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 2. 
9 Z.B. Art. 41f. und 50ft. ArG. Unten, Rz. 205ft. 
10 Siehe etwa TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S.14ff. 
11 PoRTMANN/STÖCKLI, N 208; REHBINDER, N 531. 
12 BIGLER, S. 16f.; TsCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S.14ff. 
13 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 14. 
14 WALTER HuG, in HuG, Einleitung, N 55. 
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zung durch die Verwaltung als unnötig erscheint, wird den Gesamtarbeitsverträ-
gen freier Raum belassen. 15 
Es steht den Verbänden frei, gesamtarbeitsvertraglich einen weiter gehenden 7 
Arbeitnehmerschutz vorzusehen. Das Schutzniveau des zwingenden Arbeits-
schutzrechts darf dabei nicht unterschritten werden; hingegen gehen die für die 
Arbeitnehmenden günstigeren gesamtarbeitsvertragliehen Normen den arbeits-
schutzrechtlichen Bestimmungen vor (Günstigkeitsprinzip, Art. 358 OR). 16 
Auf die Berufs- und Arbeitgeberverbände wird im Anwendungsbereich des Ar- 8 
beitsgesetzes insofern Rücksicht genommen, als sie beim Erlass des Ausfüh-
rungsrechts zwingend anzuhören sind (Art. 40 Abs. 2 ArG). Weiter können die 
kantonalen Durchführungsbehörden bei der Verletzung von Arbeitsschutznor-
men in geeigneter Weise die Massnahmen der Vertragsparteien zur Durchset-
zung des Gesamtarbeitsvertrags berücksichtigen, wenn der festgestellte Verstoss 
zugleich einen Gesamtarbeitsvertrag verletzt (Art. 51 Abs. 3 ArG). Aufgrund ei-
ner klaren gesetzgeberischen Entscheidung sind die Verbände jedoch nicht am 
Vollzug des Arbeitsschutzrechts beteiligt. 17 
111. Zivilrechtliche Wirkungen des Arbeitsschutzrechts 
Art. 342 Abs. 2 OR bestimmt, dass Vorschriften des Bundes oder der Kantone 9 
über die Arbeit und die Berufsbildung, die dem Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
eine öffentlichrechtliche Verpflichtung auferlegen, für die andere Vertragspartei 
einen zivilrechtliehen Anspruch auf Erfüllung zur Folge haben, wenn die Ver-
pflichtung Inhalt des Einzelarbeitsvertrages sein könnte. Mit dieser so genannten 
<<Rezeptionsklausel» erhalten die Arbeitsschutzvorschriften zivilrechtliche Wir-
kung und können im Rahmen ziviler arbeitsvertraglicher Streitigkeiten durch-
gesetzt werden. 18 
Die Privatautonomie der am privatrechtliehen Arbeitsverhältnis Beteiligten 10 
wird durch das Arbeitsschutzrecht eingeschränkt. Die zwingenden Schutznor-
men müssen respektiert werden. 19 Vereinbarungen, die gegen zwingendes Ar-
beitsschutzrecht verstossen, sind grundsätzlich nichtig. 20 Um zu vermeiden, dass 
etwa eine Arbeitnehmerin, die trotz eines Beschäftigungsverbots in Absprache 
15 TsCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 14. 
16 PORTMANN/STÖCKLI, N 225; REHBIND ER, N 540; TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 16. 
17 Botschaft ArG, S. 926f.; WALTER HuG, in HuG, Einleitung, N 57; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, 
s. 16. 
18 REHBINDER, N 426; SCHWEINGRUBER, S.179; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S.18; z.B. BGE 122 Ill 
110 E. 4c. 
19 Nur vereinzelt räumen die Normen des Arbeitsschutzrechts den Parteien die Möglichkeit ein, ge-
wisse Schutzvorschriften wegzubedingen. 
20 Art. 19 und 20 OR. 
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mit ihrem Arbeitgeber gearbeitet hat, ihren Lohnanspruch nicht geltend machen 
kann, kennt Art. 320 Abs. 3 OR eine besondere Regel: Ist die Arbeitnehmerin 
bezüglich der Zulässigkeil der Arbeitsleistung in gutem Glauben, 21 so haben 
beide Parteien die Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis in gleicher Weise wie aus 
gültigem Vertrag zu erfüllen, bis dieses wegen Ungültigkeit des Vertrags von der 
einen oder anderen Partei aufgehoben wird. 22 
IV. Kantonales Arbeitsschutzrecht 
11 Soweit der Bund das Arbeitsschutzrecht regelt und den Kantonen keine beson-
dere Regelungszuständigkeit belässt, sind die zwingenden bundesrechtlichen 
Normen abschliessend. 23 Die Kantone dürfen keine weiter gehenden Arbeits-
schutzbestimmungen erlassen, da dies nach der Ansicht des Gesetzgebers den 
einheitlichen Wirtschaftsraum gefährden würde. 24 Die Mehrheit der Lehre geht 
aber immerhin davon aus, dass den Kantonen für diejenigen Branchen, die nicht 
vom Arbeitsschutzrecht des Bundes erfasst werden, die Regelungskompetenz 
verbleibt. 25 
12 Ausdrücklich vorbehalten werden im Arbeitsgesetz die Polizeivorschriften des 
Bundes, der Kantone und der Gemeinden, namentlich solche über die Bau-, 
Feuer-, Gesundheits- und Wasserpolizei sowie über die Sonntagsruhe und über 
die Öffnungszeiten von Betrieben, die dem Detailverkauf, der Bewirtung oder 
der Unterhaltung dienen (Art. 71lit. c ArG). 26 In diesen praktisch wichtigen Be-
reichen verbleibt den Kantonen noch ein gewisser Gestaltungsspielraum, der je-
doch nicht zu weit interpretiert werden darf: Die Polizeivorschriften werden nur 
deshalb vorbehalten, weil sie andere Schutzzwecke als das Arbeitsschutzrecht 
verfolgen. 27 Die kantonalen Restkompetenzen dürfen demnach nicht dafür ein-
21 Die Vermutung des guten Glaubens (Art. 3 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, ZGB, 
SR 210) sollte nur zurückhaltend umgestossen werden, da die Arbeitnehmenden regelmässig in 
der schwächeren Position sein dürften. 
22 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 17 f., wo auch auf die Möglichkeit der Teilnichtigkeit hingewiesen 
wird, wenn nur bestimmte Unterlassungspflichten bezüglich Art und Umfang der Beschäftigung 
verletzt werden. 
23 Z.B. Art. 73 ArG; Botschaft ArG, S. 924; BIGLER, S. 16; siehe auch TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, 
S. 20; CANNERiScHOOP, S. 17 und 268f. 
24 Siehe TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 20. 
25 JEAN-F"RANc;:Ois AUBERT, in HuG, Art. 73 N 20f.; CANNERiSCHOOP, S. 269f.; TSCHUDI, S. 20; 
a.M. MüLLER, Kommentar, S. 197: Da in Art. 73 Abs. 1 lit. a ArG von <<Sachgebieten>> und nicht 
vom <<Geltungsbereich» des Arbeitsgesetzes die Rede sei , verbleibe kein Raum für kantonale Re-
gelungen. Anerkannt ist diese Restkompetenz der Kantone auf jeden Fall für Personen, die dem 
Arbeitsschutzrecht des Bundes nicht unterstehen; siehe BGE 130 I 279, insbesondere E. 2.3.1. 
26 Besonders häufig hatte das Bundesgericht kantonale Vorschriften über die Ladenöffnungszeiten 
zu beurteilen. Siehe den jüngsten Entscheid BGE 130 I 279, insbesondere E. 2.3. Siehe auch 
BGE 125 I 431, 123 II 317. Weitere Hinweise bei MüLLER, Kommentar, S. 196. 
27 Botschaft ArG, S. 924; BIGLER, S. 152; MüLLER, Kommentar, S.195; siehe auch ARV 1988, 103ff. 
= JAR 1990, S. 89 ff.; BGE 125 I 431 E. 3b. 
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gesetzt werden, die grundsätzlich abschliessenden bundesrechtlichen Regeln aus-
zubauen. 
Die Kantone werden im Bereich des Arbeitsgesetzes vor Erlass der Ausfüh- 13 
rungsbestimmungen angehört 28 und sind grundsätzlich für den Vollzug des Ar-
beitsgesetzes zuständig. 29 
§ 2 Ziele des öffentlichrechtlichen Arbeitsschutzes 
I. Arbeitsschutz als Gesundheitsschutz 
Der Schutz der Gesundheit bildete von Anfang an den zentralen Gegenstand 14 
des Arbeitsschutzrechts. 30 Stand zu Beginn der (kantonalen) Arbeitsschutz-
gesetzgebung der Gesundheitsschutz der Kinder und Frauen im Vordergrund, so 
wurde dieser bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts auch auf die er-
wachsenen männlichen Arbeitnehmer ausgeweitet. 31 Der wegweisende Arbeits-
schutzartikel der Bundesverfassung von 1874 ermächtigte den Bund denn auch 
ausdrücklich zum Erlass einheitlicher Bestimmungen «über die Verwendung von 
Kindern in den Fabriken, über die Dauer der Arbeit erwachsener Personen und 
über den Schutz der Arbeiter gegen einen die Gesundheit und Sicherheit der Ar-
beiter gefährdenden Gewerbebetrieb>>. 32 Mit der Zeit wurde neben der körper-
lichen auch die psychische Gesundheit und allgemein die persönliche Integrität 
der Arbeitnehmenden in den Schutz einbezogen. 33 
Die Bundeskompetenz im Bereich des Arbeitsschutzes ist im geltenden Verfas- 15 
sungsrecht offen und weit formuliert (Art. 110 Abs. 1 lit. a BV 34). 35 Aus der 
Entstehungsgeschichte der Norm ergibt sich, dass die Arbeitnehmenden ganz 
allgemein geschützt werden sollten. 36 
II. Sozialschutz 
Auch wenn die im Arbeitsschutzrecht geregelten Gegenstände (Gesundheits- 16 
schutz, Schutz der persönlichen Integrität, Plangenehmigung, Arbeits- und Ru-
hezeit, Sonderschutzvorschriften) alle in engerem oder weiterem Zusammen-
28 Art. 40 Abs. 2 ArG; Botschaft ArG, S. 924f. 
29 Art. 41 ArG; Botschaft ArG, S. 925. 
30 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 3; siehe auch KöLz, S. 554 f. , 622. 
31 Vgl. Botschaft ArG, S. 910. 
32 Art. 34 Abs. 1 der Bundesverfassung von 1874. 
33 CHRISTIAN MEIER-SCHATZ, Kommentar BV, Art. 110, N 15; TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 2f. 
34 SR 101, Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April1999 (BV). 
35 Dazu unten, Rz. 23 ff. 
36 AUBERTIMAHON, Art. 110, N 12. 
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hang mit dem Schutz der Gesundheit stehen, bedeutet ihre zwingende Regelung 
im Arbeitsgesetz und den diesem beigeordneten Erlassen einen erheblichen So-
zialschutz, da die statuierten Mindestnormen grundsätzlich nicht unterschritten 
werden dürfen. Der Minimalschutzcharakter dieser Normen bringt es mit sich, 
dass sich die sozialpolitischen Auseinandersetzungen seltener auf das Arbeits-
schutzrecht als auf die weiter gehenden Schutzvorschriften beziehen (Arbeitsver-
tragsrecht, kollektives Arbeitsrecht). 37 
17 Weiter beruhen etwa die Beschränkungen der Arbeitszeit nicht nur auf Über-
legungen des Gesundheitsschutzes. Sie berücksichtigen auch allgemeine sozial-
und kulturpolitische Aspekte. 38 
§ 3 Eingrenzung des Gegenstandes 
I. Arbeitsschutz im weiteren Sinn 
18 Im Zentrum des schweizerischen Arbeitsschutzrechts steht das Arbeitsgesetz 
mit seinen Ausführungsverordnungen, doch sind dem Arbeitsgesetz thematisch 
noch weitere Erlasse zugeordnet, ohne deren Berücksichtigung das Bild des 
schweizerischen Arbeitsschutzrechts unvollständig bliebe. Im vorliegenden Bei-
trag wird demnach von einem weiten Begriff des Arbeitsschutzes ausgegangen. 
II. Ausschluss der Verhütung von Berufsunfällen und 
Berufskrankheiten (Arbeitssicherheit) 
19 Nicht behandelt wird hier der praktisch sehr bedeutende Bereich Arbeitssicher-
heit. Dieser steht zwar in engem Zusammenhang mit dem durch das Arbeits-
gesetz angestrebten Gesundheitsschutz, bildet aufgrund seiner Verankerung im 
Unfallversicherungsrecht 39 jedoch einen gesonderten Abschnitt in diesem 
Band. 40 Diese Trennung darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Be-
reiche des Gesundheitsschutzes nach Arbeitsgesetz und der Unfallverhütung 
nach Unfallversicherungsgesetz 41 inhaltlich und verfahrensmässig eng verzahnt 
sind. 42 
37 Von unmittelbarer sozialpolitischer Bedeutung ist das Arbeitsschutzrecht aber dort, wo keine 
weiter gehenden Schutzbestimmungen existieren; vgl. Botschaft ArG, S. 915f. 
38 Entscheid des Bundesgerichts vom 14. Juni 2002, 2?.251/2001 und 2A.407/2001, E. 5.2, mit Hin-
weis auf Botschaft ArG, S. 965 f. 
39 Art. 81 ff. UVG. 
40 Siehe dazu in diesem Band den Beitrag von URs KRUMMENACHER. 
41 SR 832.20, Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung (UVG). 
42 Siehe etwa MüLLER, Arbeitssicherheit, S. 150 ff. 
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§ 4 Internationale Verpflichtungen 
I. Internationale Konventionen 
Auf internationaler Ebene sind insbesondere der UNO-Pakt 143 sowie die 20 
EMRK 44 mit ihren Zusatzprotokollen zu erwähnen. Der Einfluss der Letzteren 
auf das Arbeitsschutzrecht darf aufgrund ihrer thematischen Einschränkung auf 
den Schutz der Freiheitsrechte jedoch nicht überschätzt werden. Die Europäi-
sche Sozialcharta vom 18. Oktober 1961 mit ihren Zusatzprotokollen enthält 
ebenfalls wichtige Bestimmungen zum Arbeitnehmerschutz. Sie wurde von der 
Schweiz bis anhin jedoch nicht ratifiziert. 
II. Insbesondere: Konventionen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (IAO) 
Einen wegweisenden Einfluss auf die Arbeitnehmerschutzgesetzgebung übt die 21 
IAO aus, die ihren Sitz in Genf hat. 45 Als besonders wichtige Übereinkommen 
der IA0 46 sind zu nennen: Nr. 29 gegen die Zwangsarbeit von 1930, Nr. 105 über 
die Aufhebung der Zwangsarbeit von 1957, Nr. 111 gegen die Diskriminierung 
von 1958, Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts von 1951, Nr. 87 über die Ver-
einigungsfreiheitund den Schutz des Vereinbarungsrechts von 1948, Nr. 98 über 
das Vereinigungsrecht und Kollektivverhandlungsrecht von 1949, Nr. 138 über 
das Mindestalter in der Beschäftigung von 1973 sowie Nr. 182 über die schlimms-
ten Formen der Kinderarbeit von 1999. Von der Schweiz wurden einschliesslich 
der vorgenannten Abkommen 56 der insgesamt 185 Übereinkommen ratifiziert. 47 
Mit zahlreichen Staaten schloss die Schweiz Vereinbarungen für Stagiaires ab. 
§ 5 Verfassungsrechtliche Vorgaben 
I. Verfassungsrechtliche Grundlagen des Arbeitnehmerschutzes 
Die geltende Bundesverfassung bezieht sich in verschiedenen Bestimmungen auf 22 
die Arbeitsbeziehungen und deren Schutz. 48 Bereits das Sozialziel, nach wel-
43 SR 0.103.1 , Internationaler Pakt vom 16. Dezember 1966 über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte. 
44 SR 0.101 , Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten. 
45 Zu Geschichte und Bedeutung etwa zusammenfassend BRUPBACHER, S. 46ff.; zum Einfluss der 
Abkommen auf die schweizerische Gesetzgebung AUBRY GIRARDIN, S. 62f. 
46 Siehe <WWW.seco-admin.ch/themen/arbeit/seiten/00067/index.html>. 
47 Siehe <www.ilo.org/ilolex/german/docs/convdispl.htm>. 
48 Siehe etwa den Überblick bei TscHUDI , Neue Bundesverfassung. 
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ehern sich Bund und Kantone in Ergänzung zu persönlicher Verantwortung und 
privater Initiative dafür einzusetzen haben, dass Erwerbsfähige ihren Lebens-
unterhalt durch Arbeit zu angemessenen Bedingungen bestreiten können 
(Art. 41 Abs. 1 lit. d BV), enthält eine arbeitsschutzrechtliche Aussage: «Ange-
messen» kann eine Arbeit nämlich nur sein, wenn der Schutz der Gesundheit 
und Sicherheit bei ihrer Ausübung gewährleistet ist. 49 
23 Die Bundeskompetenz zum Erlass von Arbeitsschutzrecht ist in Art. 110 Abs. 1 
lit. a BV enthalten. Diese Bestimmung räumt dem Bund die Befugnis ein, Vor-
schriften über den Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu erlas-
sen. Die Norm ist damit äusserst offen formuliert und belässt dem Bund einen 
grossen Gestaltungsspielraum. 50 Sie bildet die Grundlage für eine ausserordent-
lich reichhaltige Ausführungsgesetzgebung, 51 die nicht nur die Kerngebiete des 
Arbeitsschutzes beschlägt. 52 
24 Die Bundeskompetenz zur Regelung des Arbeitsvertragsrechts ist in Art. 122 
Abs. 1 BV enthalten, ebenso die Kompetenz, Vorschriften über das kollektive 
Arbeitsrecht aufzustellen. 53 Letztere Kompetenz wird aber immerhin auch teil-
weise auf Art. 110 BV zurückgeführt. 54 
25 In Art. 110 Abs. 3 BV findet sich schliesslich eine Norm, die aufgrund ihres Re-
gelungsgehalts auf die Ebene der Gesetzgebung gehörte: Sie besagt, dass der 
1. August der Bundesfeiertag und dieser arbeitsrechtlich den Sonntagen gleich-
gestellt und bezahlt 55 ist. Präzisiert wird die Regelung in einer Übergangsbestim-
mung (Art. 196 Ziff. 9 BV) sowie einer bundesrätlichen Verordnung. 56 Ihre 
Aufnahme in die Verfassung geht auf eine 1993 von Volk und Ständen klar ange-
nommene Volksinitiative zurück. 
49 AuBERT/MAHON, Art. 41, N 5, Art. 110, N 9; BIGLER-EGGENBERGER, Kommentar BV, Art. 41, N 51, 
55. 
50 AUBERT/MAHON, Art. 110, N 13; MURER, Rz. 15. 
51 AUBERT/MAHON, Art. 110, N 7; MURER, Rz. 15. 
52 Zu nennen ist etwa das Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die obligatorische Arbeitslosenver-
sicherung und die Insolvenzentschädigung (A VIG, SR 837.0). Dieses stützt sich, soweit die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegen das Risiko der Insolvenz des Arbeitgebers geschützt 
werden, auf Art. 110 Abs. 1lit. a BV. 
53 AuBERT/MAHON, Art. 110, N 9; TsCHUDI, Neue Bundesverfassung, S. 19f. 
54 Art. 110 Abs. 1lit. b und d sowie Abs. 2 BV. 
55 Die Präzisierung, dass der 1. August bezahlt ist, wurde im Rahmen der Nachführung der Bundes-
verfassung in den neuen Verfassungstext aufgenommen. Materiell stellte dies keine Neuerung 
dar. 
56 SR 116, Verordnung vom 30. Mai 1994 über den Bundesfeiertag. Siehe dazu auch MüLLER, Kom-
mentar, S. 104f. 
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II. Gesundheitsschutz als allgemeiner Verfassungsauftrag 
Neben den genannten Verfassungsnormen ergibt sich der Auftrag, die Gesund- 26 
heit zu schützen, auch aus anderen Normen. Zunächst ist Art. 118 Abs. 1 BV zu 
nennen, der den Bund verpflichtet, im Rahmen seiner Zuständigkeiten Massnah-
men zum Schutz der Gesundheit zu treffen. Diese Bestimmung bezieht sich nicht 
nur auf die im selben Artikel genannten Kompetenzen, sondern auf alle Bundes-
kompetenzen, die einen Zusammenhang mit allfälligen Gesundheitsbeeinträch-
tigungen aufweisen können. 57 Weiter kann der Auftrag, Leib und Leben der 
Einzelnen (d.h. ihre Gesundheit) zu schützen, teilweise auch auf die Schutzwir-
kungen von Art. 10 Abs. 1 (Recht auf Leben) und Art. 10 Abs. 2 BV (Körper-
liche und geistige Unversehrtheit) zurückgeführt werden. 58 Der Staat hat auch 
dafür Sorge zu tragen, dass der Schutz der Gesundheit im Verhältnis zwischen 
Privaten gewährleistet wird, d.h. also etwa auch in Arbeitsbeziehungen (vgl. 
Art. 35 Abs. 1 und 3 BV). 
§ 6 Nationale Rechtsquellen 
Die wichtigsten Grundlagen des Arbeitsschutzes bilden das Arbeitsgesetz 59 mit 27 
seinen vier Verordnungen, 60 das Mitwirkungsgesetz 61 sowie teilweise auch die 
Regelungen im Obligationenrecht zum Arbeitsvertrag. 62 Für diverse Arbeitsver-
hältnisse bestehen zusätzlich Sonderbestimmungen. Hier sind namentlich das 
Arbeitszeitgesetz 63 mit seiner Verordnung 64, welches die Arbeit in Unter-
nehmen des öffentlichen Verkehrs regelt, das Heimarbeitsgesetz 65 mit Ver-
ordnung 66 sowie das Seeschifffahrtsgesetz 67 mit seinen zugehörigen Bestim-
57 Siehe etwa AuBERT/MAHON, Art. 118, N 4. 
58 Z .B. RAINER J. SCHWEIZER, Kommentar BV, Art. 10, N 28ff. 
59 Siehe oben, Fn. 6. 
60 SR 822.111, Verordnung 1 vom 10. Mai 2000 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1); SR 822.112, Verord-
nung 2 vom 10. Mai 2000 zum Arbeitsgesetz (Sonderbestimmungen für bestimmte Gruppen von 
Betrieben oder Arbeitnehmern oder Arbeitnehmerinnen, ArGV 2); SR 822.113 Verordnung 3, 
vom 18. August 1993 zum Arbeitsgesetz (Gesundheitsvorsorge, ArGV 3); SR 822.114 Verord-
nung 4, vom 18. August 1993 zum Arbeitsgesetz (Industrielle Betriebe, Plangenehmigung und Be-
triebsbewilligung, ArGV 4). 
61 SR 822.14, Bundesgesetz vom 17. Dezember 1993 über die Information und Mitsprache der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Betrieben (Mitwirkungsgesetz; MitwirkungsG). 
62 Art. 319ff. OR. 
63 SR 822.21, Bundesgesetz vom 8. Oktober 1971 über die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen 
Verkehrs (Arbeitszeitgesetz, AZG). 
64 SR 822.211 , Verordnung vom 26. Januar 1972 über die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen 
Verkehrs (Verordnung zum Arbeitszeitgesetz, AZGV). 
65 SR 822.31 , Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Heimarbeit (Heimarbeitsgesetz, HArG). 
66 SR 822.311, Heimarbeitsverordnung vom 20. Dezember 1982 (HArGV). 
67 SR 747.30, Bundesgesetz vom 23. September 1953 über die Seeschifffahrt unter der Schweizer 
F lagge (Seeschifffahrtsgesetz) . 
F. Arbeitsschutz 
mungen 68 zu nennen. Wichtige Fragen in Bezug auf Schwangerschaft und Mut-
terschaft werden in der Mutterschutzverordnung 69 geregelt. Für berufsmässige 
Chauffeure von Motorfahrzeugen und Personenwagen bestehen besondere Ar-
beitszeitregelungen. 70 
28 Um Sozial- und Lohndumping im Zusammenhang mit den Bilateralen Abkom-
men (Personenfreizügigkeitsabkommen) vorzubeugen, wurde das Entsende-
gesetz 71 mit Verordnung 72 erlassen, welches die minimalen Lohn- und Arbeits-
bedingungen für in die Schweiz entsandte Arbeitnehmende enthält. 73 Zu 
erwähnen sind ferner die von Kantonen und Bund erlassenen Normalarbeitsver-
träge, welche ebenfalls Arbeitsschutzbestimmungen enthalten. 74 
29 Zur Vereinheitlichung des Vollzugs veröffentlicht das Staatssekretariat für Wirt-
schaft (seco) zahlreiche Kreisschreiben, Merkblätter, Leitfäden, Checklisten, 
Wegleitungen sowie Informationen, die den Anwendern der umfangreichen und 
komplexen Bestimmungen des Arbeitnehmerschutzrechts klärende Hilfestellung 
geben sollen. 75 
§ 7 Zur Entwicklung der schweizerischen Arbeitsschutz-
gesetzgebung 76 
I. Entwicklungsschritte 
30 Mit der fortschreitenden Industrialisierung wurde bereits zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts offensichtlich, dass die Arbeitsbedingungen in den Fabriken, insbeson-
68 SR 747.301, Seeschifffahrtsverordnung vom 20. November 1956; SR 747.341.8, Bordreglement 
vom 15. November 1956 für den Dienst auf schweizerischen Seeschiffen; SR 747.224.022, Bundes-
ratsbeschluss vom 28. Juli 1955 betreffend den Vollzug des internationalen Abkommens über die 
Arbeitsbedingungen der Rheinschiff er. 
69 SR 822.111.52, Verordnung des EVD vom 20. März 2001 über gefährliche und beschwerliche Ar-
beiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft (Mutterschutzverordnung). 
70 SR 822.221, Verordnung vom 19. Juni 1995 über die Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen 
Motorfahrzeugführer und-führerinnen (Chauffeurverordnung, ARV 1); SR 822.222, Verordnung 
vom 6. Mai 1981 über die Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen Führer von leichten Per-
sonentransportfahrzeugen und schweren Personenwagen (ARV 2). 
71 SR 823.20, Bundesgesetz vom 8. Oktober 1999 über die minimalen Arbeits- und Lohnbedingungen 
für in die Schweiz entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und flankierende Massnah-
men (Bundesgesetz über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer). 
72 SR 823.201, Verordnung vom 21. Mai 2003 über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer (EntsV). 
73 Siehe DIETRICH, S. 9ff.; PoRTMANN, Flankierende Massnahmen, S. 17ff. 
74 Eine Zusammenstellung findet sich jeweils in der aktuellen Ausgabe des Jahrbuches des Schwei-
zerischen Arbeitsrechts (JAR). 
75 Abrufbar unter <WWW.seco.admin.ch/themen/arbeit/arbeitnehmer/gesetzliche_grundlagen/in-
dex.html>. 
76 Siehe dazu vor allem TscHUDI, Geschichte, S. 4ff., 9ff., 35 ff. und 54 ff. ; DERS., Arbeitsschutzrecht, 
S. 4ff.; siehe auch WALTER HuG, in HuG, Einleitung, N lff. 
1. Kap. Stellung und Entwicklung des öffentlichrechtlichen Arbeitnehmerschutzes 
dere die Arbeitszeiten von 15 bis 16 Stunden pro Tag, äusserst negative Auswir-
kungen auf die Gesundheit der Arbeiterinnen und Arbeiter hatten. Vom Stand-
punkt der Volksgesundheit aus beurteilt war die Kinderarbeit am gefährlichsten, 
weshalb die frühesten staatlichen Interventionen die Kinderarbeit verbieten 
oder einschränken wollten. Nach ersten, wenig erfolgreichen Versuchen, bildete 
die Zürcher Verordnung vom 15. Juli 1837 ein wirksames Mittel zur Bekämpfung 
dieses Missstandes. 77 Im Unterschied zu ihren Vorgängerinnen unterstellte sie 
die Fabriken einer wirksamen staatlichen Aufsicht und Kontrolle. 78 Die erste 
bedeutende Ausdehnung des Arbeitsschutzes auf erwachsene Männer stellte die 
Glarner Verordnung vom 14. Januar 1846 dar. Diese wurde an der Lands-
gemeinde vom Volk gutgeheissen und danach in mehreren Schritten aus-
gebaut. 79 
Mit der Bundesverfassung von 1874 wurde dem Bund die Kompetenz zur Ar- 31 
beitsschutzgesetzgebung in den Fabriken übertragen. Die fortschrittlicheren 
Kantone, insbesondere Glarus, hatten zuvor versucht, dem Arbeitsschutz auf 
dem Konkordatsweg interkantonal Geltung zu verschaffen, um Wettbewerbsver-
zerrungen aufgrund der kantonalen Arbeitsschutzgesetzgebung zu verhindern. 
Da diese Bemühungen erfolglos blieben, wurde mit dem Art. 34 die Kompetenz 
zur Rechtsvereinheitlichung in diesem Gebiet dem Bund übertragen. 80 Der ver-
hältnismässig geringe Widerstand gegen diese Bestimmung in der liberal domi-
nierten Bundesversammlung deutet darauf hin, dass auch auf Bundesebene die 
Überzeugung vorherrschte, es dürften nicht zum Nachteil der Arbeiterinnen und 
Arbeiter kantonale Wettbewerbsvorteile geschaffen werden. Das auf dieser 
Kompetenz beruhende Fabrikgesetz von 1877, mit dem die Schweiz damals in-
ternational eine Pionierrolle übernahm, wurde in der Referendumsabstimmung 
vom 21. Oktober 1877 (verhältnismässig knapp) angenommen. Es blieb nahezu 
unverändert bis nach dem 1. Weltkrieg in Kraft. 81 1920 trat ein neues Fabrikge-
setz in Kraft, das im Zug der internationalen Entwicklung eine wöchentliche 
Höchstarbeitszeit von 48 Stunden vorsah. 
Die Bundeskompetenz im Bereich des Arbeitsschutzes wurden 1908 erweitert, 32 
indem der Bund mit dem damaligen Art. 34ter der Bundesverfassung ermächtigt 
wurde, auf dem Gebiete des Gewerbewesens einheitliche Bestimmungen auf-
zustellen. Von dieser Kompetenz wurde jedoch nur rudimentär und in engen 
Teilbereichen Gebrauch gemacht. 82 
Mit den Wirtschaftsartikeln wurde 1947 dem Bund die umfassende Kompetenz 33 
zum Erlass der Arbeitsschutzgesetzgebung übertragen. Erst nach ausgedehnten 
77 JANUTIN, S. 34ff. 
78 Siehe TscHUDI, Geschichte, S. 5 ff. ; DERS., Arbeitsschutzrecht, S. 4 f. 
79 JANUTIN, S.16ff.; TscHUDI, Geschichte, S. 6ff.; siehe zur wirkungsvollen Revision von 1863 KöLz, 
s. 281 ff. 
80 TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 5; KöLZ, S. 554f. und 622. 
81 Zum Ganzen TscHUDI, Geschichte, S. 9 ff. 
82 Siehe Botschaft ArG, S. 912; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 6 f. 
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Vorarbeiten und zahlreichen Vernehmlassungen konnten am 30. September 
1960 Entwurf und Botschaft zum Arbeitsgesetz vorgelegt werden. 
II. Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel 
(Arbeitsgesetz) vom 13. März 1964 
34 Mit der Schaffung eines einheitlichen Arbeitsgesetzes wurden zwei Hauptziele 
verfolgt: Einerseits sollte der Geltungsbereich der Arbeitsschutzgesetzgebung 
des Bundes auf sämtliche Arbeitnehmer der Industrie, des Handels und des Ge-
werbes ausgedehnt werden, anderseits musste das damals geltende Arbeitsschutz-
recht inhaltlich den aktuellen Verhältnissen und Bedürfnissen angepasst wer-
den. 83 Gleichzeitig stellte das Arbeitsgesetz eine eigentliche Kodifikation dar, da 
sämtliche Arbeitsschutzgesetze des Bundes, die jeweils nur eng begrenzte Sach-
bereiche ordneten, mit den Inhalten des bisherigen Fabrikgesetzes verbunden 
wurden. Praktisch alle kantonalen Arbeitsschutzerlasse, die sich ohne sachliche 
Gründe teilweise erheblich unterschieden, wurden mit dem neuen Gesetz auf-
gehoben. Die Rechtszersplitterung, welche der Entfaltung des einheitlichen Wirt-
schaftsraums der Schweiz im Weg stand, wurde beseitigt. 84 Schliesslich sollte mit 
der inhaltlichen Anpassung des Arbeitsschutzrechts auch der von den Konventio-
nen der IAO vorgegebene Schutzstandard umfassender erfüllt werden können. 85 
111. Revisionen des Arbeitsgesetzes 
35 Am 1. Februar 1966 trat das Arbeitsgesetz in Kraft. 86 Seither erfuhr es 1998 erst-
mals eine grössere Revision (in Kraft seit 1. August 2000). 87 Anstoss zu dieser 
Revision gaben die Annahme der Verfassungsbestimmung über die Gleichstel-
lung von Mann und Frau im Jahre 1981 sowie die Forderung nach einer allgemei-
nen Flexibilisierung der gesetzlichen Normen. 88 Ein erster Anlauf scheiterte je-
doch bereits im Vernehmlassungsverfahren im März 1990, da zwischen den 
Sozialpartnern in den Hauptpunkten ein praktisch vollständiger Dissens be-
stand. 89 Zur Erreichung der Gleichstellung von Mann und Frau war vorgesehen, 
die besonderen Schutzvorschriften über die Nacht- und Sonntagsarbeit weibli-
cher Arbeitnehmer völlig abzuschaffen. 90 An deren Stelle sollte ein Schutz für 
83 Botschaft ArG, S. 914; HINDERMANN, S. 25ff. 
84 Botschaft ArG, S. 914f. 
85 Botschaft ArG, S. 916. 
86 AS 1966 57. 
87 AS 2000 1569. Zu den Revisionspunkten im Einzelnen LUCHSINGER, MEYER sowie BöHRINGERi 
MöSSINGER. 
88 TscHUDI, Revision , S. 130ff.; zu den Grenzen der Flexibilisierung und Deregulierung im Arbeits-
schutzrecht DERS., Deregulierung, S. 10 ff. 
89 Hösu, S. 21. 
90 TSCHUDI , Revision , S. 131 f. 
1. Kap. Stellung und Entwicklung des öffentlichrechtlichen Arbeitnehmerschutzes 
Arbeitnehmer beiderlei Geschlechts mit Familienpflichten treten, welcher je-
doch einhellig als wenig geglückt zurückgewiesen wurde. 91 Im Juni 1993 schickte 
der Bundesrat einen neuen Revisionsentwurf in die Vernehmlassung, dem im 
Februar 1994 die Botschaft folgte. 92 Im Vorfeld war Ende Februar 1993 das 
IAO-Übereinkommen Nr. 89, welches ein striktes Nachtarbeitsverbot für Frauen 
in der Industrie vorschrieb, gekündigt worden. 93 Bei der Revision leistete dafür 
das neue IAO-Übereinkommen Nr. 171 zur Nachtarbeit Orientierungshilfe. 94 
Ziel der Revision war die Gleichstellung von Mann und Frau in Bezug auf die 
Arbeits- und Ruhezeiten, namentlich im Bereich der Nacht- und Sonntagsarbeit 
Zur Stärkung der Gesundheitsvorsorge waren kompensatorische Massnahmen 
bei Nacht- und Sonntagsarbeit (Freizeitkompensation, medizinische Unter-
suchung und Beratung, Massnahmen bei Untauglichkeit zur Nachtarbeit) sowie 
ein Anspruch der schwangeren Arbeitnehmerin auf Tagesarbeit oder Lohnersatz 
geplant. Der im ursprünglichen Revisionsentwurf umstrittene neue Bereich «Ar-
beitnehmer und Familienpflichten» wurde fallen gelassen. 95 In der parlamentari-
schen Diskussion entstand um die Kompensationsregelungen für die Nacht- und 
Sonntagsarbeit eine heftige Debatte, welche zum Referendum und zur Ableh-
nung der Vorlage in der Volksabstimmung vom 1. Dezember 1996 führte. 96 
Die unbestrittene Notwendigkeit, das Arbeitsgesetz den modernen Arbeitsfor- 36 
men anzupassen, veranlasste den Bundesrat kurz danach, eine neue Vorlage aus-
zuarbeiten, welche in der Volksabstimmung vom 29. November 1998 deutlich an-
genommen wurde. Inhaltlich bewirkte die Revision die Gleichstellung der 
Geschlechter, eine grössere Flexibilisierung der Arbeitszeit und eine erweiterte 
Mitwirkung der Arbeitnehmer. 97 Die Revision zog eine umfassende Überarbei-
tung der beiden Verordnungen ArGV 1 und ArGV 2 nach sich. Deren Neufas-
sungen traten ebenfalls am 1. August 2000 in Kraft. 98 Die letzten Anpassungen 
des Arbeitsgesetzes 99 sowie der ArG V 1 100 erfolgten aufgrund der parlamentari-
schen Initiative von Nationalrat Mare Suter, welche zu einer Unterstellung der 
Assistenzärzte unter das Arbeitsgesetz führte. 101 
Im Zusammenhang mit der Revision des Arbeitsgesetzes und seiner Verordnun- 37 
gen sowie der Ratifizierung der beiden IAO-Übereinkommen Nr. 138 und 
Nr. 182 in den Jahren 1999 und 2000 wurde festgestellt, dass die Bestimmungen 
über den Schutz der jugendlichen Arbeitnehmer besser in eine getrennte Ver-
91 TSCHUDI, Revision , S. 133; Hösu, S. 22. 
92 BB11994 I 157 ff. 
93 Siehe JAR 1993, S. 42. 
94 Siehe JAR 1993, S. 41. 
95 Siehe J AR 1993, S. 40. 
96 TscHUDI, Deregulierung, S. 11. 
97 Siehe JAR 1999, S. 49. Mü LLER, Arbeitszeitfragen, S. 57. 
98 AS 2000 1581 und AS 2000 1623. 
99 Inkrafttreten am 1. Januar 2005; AS 2002 2547. 
100 Inkrafttreten am 1. Januar 2005; AS 2004 2411. 
101 BB120013181, BB1 2001 6098. Siehe auch unten, Rz. 64. 
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ordnungaufzunehmen seien. 102 Ende Mai 2003 wurde der Bericht über die Ver-
nehmlassung zur neuen Verordnung 5 veröffentlicht. 103 Der Verordnungsent-
wurf regelt, welche jugendlichen Arbeitnehmer gesetzlich geschützt sind und 
welche Arbeiten für diese Personengruppen als leicht oder als gefährlich gel-
ten. 104 Weiter ist ein mit einigen Ausnahmen versehenes Beschäftigungsverbot 
für Kinder unter 15 Jahren und sind besondere Regeln für die Nacht- und Sonn-
tagsarbeit für Jugendliche vorgesehen. Im Moment steht zudem die Herabset-
zung des Jugendschutzalters im ArG auf generell18 Jahre zur Diskussion. 105 
102 Siehe JAR 2003, S. 53. 
103 Siehe <www.seco.admin.ch/themen/arbeit/arbeitnehmer/gesetzliche_grundlagen/unterseite00176/ 
index.html? lang=de>. 
104 Siehe JAR 2003, S. 53. 
105 BBl 2003 7267; BB12004 6773, 6781. 
Zweites Kapitel 
Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
§ 8 Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes 
I. Umschreibung des Geltungsbereichs 
1. System der Unterstellung 
Grundsätzlich ist das Arbeitsgesetz gernäss Art. 1 Abs. 1 ArG auf alle öffent- 38 
Iichen und privaten Betriebe anwendbar, soweit das Gesetz selbst in den Arti-
keln 2 bis 4 nichts anderes vorsieht. Auch Dienstleistungsbetriebe, die im Geset-
zestitel (Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel) nicht 
ausdrücklich genannt werden, unterstehen dem Arbeitsgesetz. 106 
Es lassen sich verschiedene Geltungsbereiche des Arbeitsgesetzes unterschei- 39 
den: der betriebliche, der persönliche und der speziellere (engere) Geltungs-
bereich der Sondervorschriften für industrielle Betriebe. In jedem Einzelfall ist 
dabei sorgfältig zu prüfen, ob und in welchem Umfang Betriebe oder einzelne 
Arbeitnehmende dem Arbeitsgesetz unterstehen. Die ohnehin komplexe und 
kasuistische Regelung der Unterstellung wird noch dadurch kompliziert, dass die 
arbeitsgesetzlichen Vorschriften über den Gesundheitsschutz auf bestimmte Be-
triebe anwendbar sind, auch wenn die Voraussetzungen des betrieblichen oder 
persönlichen Geltungsbereichs nicht erfüllt sind (Art. 3a ArG). 107 Zudem wird 
den Bedürfnissen der sehr verschiedenen Betriebsarten in vielen Fällen nicht 
durch den Ausschluss aus dem Geltungsbereich des Gesetzes, sondern durch dif-
ferenzierende Bestimmungen innerhalb des Arbeitsgesetzes Rechnung getra-
gen. 1os 
Betriebe und Arbeitnehmende unterstehen dem Arbeitsgesetz, sobald die ent- 40 
sprechenden Voraussetzungen erfüllt sind. Eine formelle Verfügung ist nur bei 
der Unterstellung unter die besonderen Vorschriften über die industriellen Be-
triebe nötig (Art. 5 Abs. 1 ArG). Bestehen Zweifel über die Anwendbarkeit des 
Gesetzes oder ist diese umstritten, hat die kantonale Behörde einen (lediglich 
deklaratorisch wirkenden) Entscheid zu fällen. 109 
106 Wegleitung ArG, 001-1. Siehe auch MüLLER, Kommentar, S. 16. 
107 Nachfolgend II. 
108 TscHuor, Arbeitsschutzrecht, S. 24; siehe in erster Linie Art. 27 ArG und eingehend die Verord-
nung 2 zum Arbeitsgesetz. 
109 Siehe HENRI ZwAHLEN, in HuG, Vorbemerkungen Art. 1, N 5. 
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41 Dass das Arbeitsgesetz als öffentliches Recht- unter Vorbehalt staatsvertragh-
eher Vereinbarungen - auf Arbeitnehmende im Ausland keine Anwendung fin-
den kann, ergibt sich bereits aus dem Territorialitätsprinzip. Auf Arbeitnehmen-
de, welche ein im Ausland gelegener Betrieb in der Schweiz beschäftigt, ist das 
Arbeitsgesetz dagegen anwendbar, soweit dies nach den Umständen möglich ist 
(Art. 1 Abs. 3 ArG). 
42 Das Bundesgesetz über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, das seit dem 1. Juni 2004 vollständig in Kraft steht, verpflichtet 
die Arbeitgeber mit Sitz im Ausland, den in die Schweiz entsandten Arbeitneh-
menden mindestens die Arbeits- und Lohnbedingungen zu gewähren, die in 
Bundesgesetzen, Verordnungen des Bundesrats, allgemeinverbindlich erklärten 
Gesamtarbeitsverträgen und Normalarbeitsverträgen vorgesehen sind, und zwar 
in den folgenden Sachbereichen: minimale Entlöhnung, Arbeits- und Ruhezeit, 
Mindestdauer der Ferien, Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz, Schutz der Schwangeren, Wöchnerinnen, Kinder und Jugendlichen sowie 
Gleichbehandlung, insbesondere von Mann und Frau (Art. 2 Abs. 1). 11° Für in 
die Schweiz entsandte Arbeitnehmende gelten mithin alle zentralen Bestimmun-
gen des Arbeitsschutzrechts sinngemäss. 
2. Betrieblicher Geltungsbereich 
43 Den Ausgangspunkt der Geltung des Arbeitsgesetzes bildet die Umschreibung 
des betrieblichen Geltungsbereichs. Der persönliche Geltungsbereich ist sekun-
där, denn er legt fest, welche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eines unter-
stellten Betriebs geschützt werden. 111 
44 Für den zentralen Begriff des «Betriebs>> enthält das Arbeitsgesetz in Art. 1 
Abs. 2 eine Legaldefinition. Demnach liegt ein Betrieb im Sinn des Gesetzes 
vor, wenn ein Arbeitgeber oder eine Arbeitgeberin dauernd oder vorübergehend 
einen oder mehrere Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer beschäftigt, 112 un-
abhängig davon, ob bestimmte Einrichtungen oder Anlagen vorhanden sind. 113 
Sind die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des Gesetzes nur für einzelne 
Teile eines Betriebs gegeben, so ist das Gesetz nur auf diese anwendbar. Voraus-
gesetzt wird dafür jedoch, dass diese Teile für sich eine organisatorische Einheit 
darstellen. 114 
110 Siehe PORTMANN, Flankierende Massnahmen, S. 17ff.; vgl. auch DIETRICH, S. 26ff. 
111 TsCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 24. 
112 Zum Arbeitnehmerbegriff sogleich Rz. 55. 
113 Feste Betriebseinrichtungen werden dagegen im Zusammenhang mit den Vorschriften über die 
industriellen Betriebe vorausgesetzt und bei Betrieben, die der Plangenehmigungspflicht nach 
Art. 8 ArG unterstehen (Wegleitung ArG, 001-1 f.) . 
114 Wegleitung ArG, 001-2; dies ist etwa der Fall bei landwirtschaftlichen Nebenbetrieben (Gast-
wirtschaften, Reitschulen) , die im Gegensatz zum Hauptbetrieb (Art. 2 Abs. 1 lit. d ArG) dem 
Arbeitsgesetz unterstehen. Siehe auch MüLLER, Kommentar, S.18f. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Art. 2 und Art. 4 Abs. 1 115 ArG nennen die Betriebe, die in Abweichung vom 45 
Grundsatz des Art. 1 Abs. 1 ArG vom Arbeitsgesetz nicht erfasst werden. Da 
mit dem Erlass des Arbeitsgesetzes das Arbeitsschutzrecht grundsätzlich auf alle 
Betriebe ausgedehnt werden sollte (Kodifikationsgedanke ), 116 sind die Ausnah-
men vom Geltungsbereich restriktiv auszulegen. 117 
Die in Art. 2 Abs. 1 ArG vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommenen 46 
Betriebe lassen sich grob in zwei Gruppen unterteilen: Es handelt sich einerseits 
um Betriebe, die einer Sondergesetzgebung mit branchenbezogenen Arbeits-
schutzvorschriften unterworfen sind (lit. a-c), 118 anderseits um Betriebe, die aus 
Opportunitäts- oder Praktikabilitätsgründen ausgeschlossen wurden (lit. d-g). 119 
Die Aufzählung der ausgeschlossenen Betriebe ist abschliessend. 120 
Die wichtigste und zahlenmässig grösste Ausnahme vom betrieblichen Geltungs- 47 
hereich bilden die Verwaltungen des Bundes, der Kantone und der Gemeinden 
(Art. 2 Abs. 1 lit. a ArG), 121 und zwar unabhängig davon, ob diese hoheitlich tä-
tig werden oder nicht. 122 Aufgrund von Art. 3a ArG sind die Bestimmungen 
über den Gesundheitsschutz jedoch trotzdem anzuwenden. Damit bezieht sich 
die Ausnahme nur auf die Bestimmungen über die Arbeits- und Ruhezeiten, 
und zwar nur auf öffentlichrechtliche Anstalten ohne Rechtspersönlichkeit und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, 123 sofern die Mehrzahl der in ihnen be-
schäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einem öffentlichrecht-
lichen Arbeitsverhältnis steht (Art. 7 Abs. 1 ArGV 1). 124 Auf privatrechtliche 
Arbeitsverhältnisse in den genannten Betrieben ist das Arbeitsgesetz jedoch 
115 Dazu nachfolgend III. 
116 Dazu oben, Rz. 34. 
117 Deutlich etwa HENRI ZwAHLEN, in HuG, Art. 2, N 1; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 26; 
a.M. MüLLER, Kommentar, S. 20f.; Letzterem ist zwar insofern Recht zu geben, als nach der 
herrschenden Methodenlehre der Satz, dass Ausnahmen restriktiv und nicht extensiv auszulegen 
sind ( <<singularia non sunt extendenda>> ), als überholt gilt (siehe etwa ERNST A. KRAMER, Juristi-
sche Methodenlehre, Bern/München 1998, S. 155 ff.), doch wird gleichzeitig eingeräumt, dass die 
Regel dann ihre Gültigkeit behalten kann, wenn Ausnahmebestimmungen dem inneren System 
eines Gesetzes nicht entsprechen. Im Hinblick auf den umfassenden Ansatz des Arbeitsgesetzes 
handelt es sich demnach bei den Ausschlüssen vom Geltungsbereich um solche Ausnahmen, de-
ren Sinn nicht analog ( d.h. auf Sachverhalte, die im Gesetz nicht vorgesehen sind) ausgedehnt 
werden sollte (a.a.O., S. 157). 
118 HINDERMANN, S. 33f. 
119 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 27. 
120 MüLLER, Kommentar, S. 20; HENRI ZwAHLEN, in HuG, Art. 2, N 1. 
121 Dazu ausführlich STAEHELIN, S. 2ff. 
122 MüLLER, Kommentar, S. 21; a.M. bezüglich des nichthoheitlichen Tätigkeitsbereichs CANNERI 
SCHOOP, S. 18. 
123 Eine Privilegierung der öffentlichen Anstalten mit juristischer Persönlichkeit rechtfertigt sich 
dagegen nicht mehr, weil diese Anstalten heute oft keine Verwaltungsaufgaben im eigentlichen 
Sinn mehr wahrnehmen und in aller Regel privatwirtschaftlich organisiert sind, ja häufig sogar 
in Konkurrenz zur Privatwirtschaft stehen (Wegleitung ArG V 1, 107- 2) . 
124 Die Vorschriften des Bundes, der Kantone und der Gemeinden über das öffentliche Dienstver-
hältnis bleiben zwar vorbehalten, doch darf von den Vorschriften über den Gesundheitsschutz 
nur zu Gunstender Arbeitnehmenden abgewichen werden (Art. 71lit. bArG). 
F. Arbeitsschutz 
auch bezüglich der Arbeits- und Ruhezeiten anwendbar, soweit das öffentliche 
Dienstrecht nicht günstigere Bestimmungen vorsieht (Art. 7 Abs. 2 ArGV 1). 125 
Seit 1. Januar 2005 haben zusätzlich diejenigen Arbeitnehmenden, die in einem 
öffentlichrechtlichen Anstellungsverhältnis stehen, Anspruch auf den gleichen 
Mindeststandard bezüglich des Gesundheitsschutzes sowie der Arbeits- und Ru-
hezeiten. Von den Mindestnormen des Arbeitsgesetzes darf auch im öffentlichen 
Dienstrecht nur zu Gunsten der Arbeitnehmenden abgewichen werden. 126 Bis-
her galt dies nur für die Normen des Gesundheitsschutzes im engeren Sinn. 
48 Art. 2 Abs. 2 ArG verweist für die Bezeichnung der öffentlichen Anstalten, die 
den Verwaltungen des Bundes, der Kantone und der Gemeinden gleichzustellen 
sind, sowie für die Aufzählung der Betriebe des Bundes, der Kantone und der 
Gemeinden, auf die das Arbeitsgesetz anwendbar ist, auf die Verordnungsebe-
ne. 127 Die Bezeichnung der Anstalten ist in der beschriebenen Form in Art. 7 
ArGV 1 vorgenommen worden. In Art. 4 ArGV 1 werden dagegen die Betriebe 
des Bundes, der Kantone und der Gemeinden aufgezählt, auf die das Arbeits-
gesetz trotz Art. 2 Abs. 1 lit. a ArG anwendbar ist. Es handelt sich um Betriebe 
zur Herstellung, Verarbeitung oder Behandlung von Gütern sowie zur Erzeu-
gung, Umwandlung oder Übertragung von Energie, Betriebe zur Beförderung 
von Personen oder Gütern, 128 Betriebe für die Abfuhr, Verbrennung oder Ver-
arbeitung von Kehricht sowie um Betriebe der Wasserversorgung und der Ab-
wasserreinigung. Dem Gesetz selbst lassen sich keine allgemeinen Kriterien ent-
nehmen, nach denen Betriebe des Gemeinwesens dem Arbeitsgesetz unterstellt 
werden sollen. Angestrebt wird aber wohl die Unterstellung der Betriebe, die 
wie Privatbetriebe organisiert sind. 129 Vor allem auch sollen die Betriebe des se-
kundären Wirtschaftssektors, die auch gewerblichen Charakter haben können, 
dem Arbeitsgesetz unterstellt werden, um Wettbewerbsverfälschungen zwischen 
privaten und staatlichen Betrieben zu vermeiden. 130 
49 Vom Geltungsbereich ausgenommen sind auch die Betriebe des öffentlichen Ver-
kehrs 131 sowie der Seeschifffahrt unter Schweizerflagge, soweit diese der entspre-
chenden Spezialgesetzgebung des Bundes unterstehen (Art. 2 Abs. 1 lit. b und c 
ArG).132 
50 Ebenfalls vom betrieblichen Geltungsbereich ausgenommen sind die Betriebe 
der landwirtschaftlichen Urproduktion, deren Nebenbetriebe, in denen überwie-
125 Siehe zum umgekehrten Postulat der Anwendbarkeit der OR-Mindestvorschriften im öffent-
lichen Dienstrecht HANS-JAKOB MosiMANN, Arbeitsrechtliche Minimal Standards für die öffent-
liche Hand?, ZBI1998, S. 449ff. und 468ff. 
126 Art. 71 lit. bArG in der Fassung vom 22. März 2002 (AS 2002 2547). 
127 Zusammenfassend AuBRY GIRARDIN, S. 200ff. 
128 Wobei hier die sondergesetzlichen Vorschriften für Betriebe des öffentlichen Verkehrs, auf die 
in Art. 2 Abs. 1 lit. bArG verwiesen wird, ausgenommen werden. 
129 MüLLER, Kommentar, S. 27; STAEHELIN, S. 5; TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 26. 
130 Wegleitung ArG, 002-4; Wegleitung ArG V 1, 104-1. 
131 Siehe unten, § 14. 
132 Siehe die in Fn. 63 f. und 67 f. genannten Erlasse. 
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gend die Erzeugnisse des Hauptbetriebs verarbeitet werden, sowie örtliche 
Milchsammelstellen und damit verbundene Milchverarbeitungsbetriebe (Art. 2 
Abs. 1 lit. d ArG). Art. 5 ArGV 1 enthält Legaldefinitionen all dieser Betriebe. 
Diese gewichtigen Ausnahmen vom Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes wer-
den damit gerechtfertigt, dass die Abhängigkeit der entsprechenden Arbeiten 
von den Witterungsbedingungen eine Reglementierung erschwere. 133 Ein mini-
maler Schutz wird jedoch auch den Arbeitnehmenden in den genannten Betrie-
ben zuteil, da an die Stelle des öffentlichrechtlichen Arbeitsschutzes derjenige 
durch kantonale Normalarbeitsverträge gernäss Art. 359 Abs. 2 OR tritt. 134 Für 
milchwirtschaftliche Arbeitnehmer existiert ein Normalarbeitsvertrag des Bun-
des. 135 Da die Einhaltung dieser Normalarbeitsverträge aber nicht durch eine 
Bepörde kontrolliert wird, ist dieses Schutzmittel weniger wirksam. 136 
Betriebe mit überwiegend gärtnerischer Pflanzenproduktion sind dem Arbeits- 51 
gesetzgrundsätzlich ebenfalls nicht unterstellt (Art. 2 Abs. llit. e ArG), da auch 
bei ihnen die Arbeit von Witterungsbedingungen abhängt. Nach abschliessender 
Aufzählung in Art. 6 ArGV 1 handelt es sich um die folgenden Betriebsarten: 
Gemüsebau, Topfpflanzen- und Schnittblumenkultur sowie Baumschulen und 
Obstbau, einschliesslich Stauden und Kleingehölze. Soweit sie Lehrlinge ausbil-
den, sind sie aber den Artikeln 6-8, 29-32 und 45-65 des Arbeitsgesetzes unter-
stellt (Art. 2 Abs. 3 ArG i.V.m. Art. 6 Abs. 2 ArGV 1). 
Aufgrund ihrer Witterungsabhängigkeit sind auch Fischereibetriebe dem Ar- 52 
beitsgesetz nicht unterstellt (Art. 2 Abs. 1 lit. f ArG). Unter Fischereibetrieben 
werden Fischfangbetriebe verstanden. Fischzucht und Fischverarbeitung gehören 
nur dann dazu, wenn ihnen Nebenbetriebscharakter zukommt. Können sie dage-
gen als eigenständige Einheiten bezeichnet werden, sind sie dem Arbeitsgesetz 
unterstellt. 137 
Schliesslich sind auch private Haushaltungen dem Arbeitsgesetz grundsätzlich 53 
nicht unterstellt (Art. 2 Abs. llit. g ArG). Betroffen von dieser Ausnahme sind 
alle für die privaten Bedürfnisse eines Arbeitgebers oder einer Arbeitgeberin 
eingesetzten Hausangestellten (Haushalthilfen, Chauffeure, Köchinnen, Kinder-
mädchen, Gärtner, Privatlehrer usw.). 138 Anders als bei den Ausnahmen von 
Art. 2 Abs. 1 lit. d-f ArG besteht hier kein Bezug zur allfälligen Witterungs-
abhängigkeit der Tätigkeiten. Vielmehr sollen im Bereich der privaten Haus-
halte keine behördlichen Kontrollen durchgeführt werden. 139 Solche Kontrollen 
wären faktisch auch kaum möglich. 140 Die betroffenen Angestellten werden -
133 Z.B . MüLLER, Kommentar, S. 23. 
134 MüLLER, Kommentar, S. 23; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 27. 
135 SR 221.215.329.2, Verordnung vom 11. Januar 1984 über den Normalarbeitsvertrag für milch-
wirtschaftliche Arbeitnehmer. 
136 MüLLER, Kommentar, S. 23. 
137 Weglei tung ArG, 002-3. 
138 Wegleitung ArG, 002- 3 f. 
139 MüLLER, Kommentar, S. 25. 
140 BIGLER, S. 27. 
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wie die Angestellten der landwirtschaftlichen Urproduktion - durch kantonale 
Normalarbeitsverträge mit privatrechtlicher Wirkung geschützt (Art. 359 
Abs. 2 OR). 
54 Für die Betriebsarten, bei denen nicht ein spezifischerer Schutz greift ( d.h. für 
die in Art. 2 Abs. 1 lit. d-g ArG genannten Betriebe), wird in Art. 2 Abs. 4 ArG 
die Anwendbarkeit der Bestimmungen über das Mindestalter der Arbeitnehmen-
den statuiert, die sich aus dem Arbeitsgesetz und seinen Verordnungen erge-
ben. 141 
3. Persönlicher Geltungsbereich 
55 Für die persönliche Unterstellung als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer unter 
das Arbeitsgesetz wird kein Arbeitsvertrag und kein öffentlichrechtliches 
Dienstverhältnis vorausgesetzt: das Gesetz erfasst tatsächliche Arbeitsverhältnis-
se.142 Von einem Arbeitsverhältnis wird dabei gesprochen, wenn sich eine Person 
bei der Ausübung einer Tätigkeit in eine fremde Arbeitsorganisation einordnen 
muss und wenn die Arbeitsleistung in persönlicher Unterordnung zu erfolgen hat, 
die Ausübung der Arbeit also an eine klare Weisung des Arbeitgebers gebunden 
ist. Damit ist der Begriff der ArbeitnehmeTin bzw. des Arbeitnehmers breiter als 
im Arbeitsvertragsrecht gefasst. 143 Das kann zur Folge haben, dass im Sinn des 
Gesetzes auch solche Personen Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin sind, die 
freiwillig Arbeit leisten oder die im Rahmen eines als Werkvertrag oder eines als 
Auftrag bezeichneten Vertragsverhältnisses tätig sind. Es können etwa auch Be-
schäftigungsverhältnisse, die auf gemischten Verträgen oder Innominatverträgen 
wie dem Franchise-Vertrag beruhen, als Arbeitsverhältnis im Sinn des Arbeits-
gesetzes qualifiziert werden. 144 Eine differenzierte Betrachtung ist auch nötig 
bei geschäftsführenden Organen von juristischen Personen, denen nicht in jedem 
Fall die Arbeitnehmereigenschaft abgesprochen werden kann. 145 Schwierigkei-
ten ergeben sich auch bei der Behandlung «Scheinselbständiger», also von Ar-
beitnehmenden, die nur in arbeitnehmerähnlicher Stellung tätig sind und daher 
auf den ersten Blick dem Arbeitsgesetz nicht zu unterstehen scheinen. 146 Es 
wird vorgeschlagen, die arbeitnehmerähnlichen Personen, die in der Regel aus-
serhalb der Organisation des Auftraggebers tätig sind, den Heimarbeitnehmen-
141 Diese Regelung wurde aufgrund des IAO-Übereinkommens Nr. 138 über das Mindestalter für 
die Zulassung zur Beschäftigung von 1973 eingefügt. Das Übereinkommen trat für die Schweiz 
am 17. August 2000 in Kraft (AS 2001 1427; SR 0.822.723.8, Übereinkommen Nr. 138 vom 
26. Juni 1973 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung). 
142 Wegleitung ArG, 001-2; MüLLER, Kommentar, S. 16f.; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 28. 
143 Z.B. GERBER, S. 31 , mit Hinweis. 
144 Wegleitung ArG, 001-2. 
145 Wegleitung ArG, 001- 3; a.M. MüLLER, Kommentar, S. 17f.; sofern diese Personen als Arbeit-
nehmende qualifiziert werden können, stellt sich sogleich die Frage, ob sie nicht aufgrund von 
Art. 3lit. c ArG (unten, Rz. 59f.) vom Geltungsbereich ausgeschlossen sind. 
146 Siehe etwa GERBER, S. 31 und 108ft.; MüLLER, Scheinselbständigkeit, S. 21f. und 32ff.; DERS., 
Kommentar, S. 18. 
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den gleichzustellen und sie damit von der Anwendbarkeit des Arbeitsgesetzes 
auszunehmen (Art. 3 lit. f ArG). 147 Im Interesse des mit dem Arbeitsgesetz an-
gestrebten Schutzes der Gesundheit der Arbeitnehmenden sowie im Hinblick 
darauf, dass sich im Gesetz keine ausdrückliche Ausnahme findet, ist bei einer 
solchen Ausnahme von der Unterstellung jedoch Zurückhaltung angezeigt. Sie 
rechtfertigt sich nur dann, wenn eine arbeitnehmerähnliche Person faktisch in ei-
nem Arbeitsverhältnis steht, das sich unter die Heimarbeit subsumieren lässt. 148 
In Art. 3 ArG werden Personengruppen aufgezählt, die aus Zweckmässigkeits- 56 
erwägungen oder, weil sie des gesetzlichen Schutzes nicht bedürfen, vom Gel-
tungsbereich des Arbeitsgesetzes ausgenommen werden, auch wenn der Betrieb 
unterstellt ist und sie grundsätzlich als Arbeitnehmende gelten. Einige dieser 
Personengruppen unterstehen dennoch den Vorschriften über den Gesundheits-
schutz (Art. 3a ArG). 149 
Laut Art. 3 lit. a ArG ist das Gesetz auf Personen geistlichen Standes und andere 57 
Personen, die im Dienste von Kirchen stehen, sowie auf Angehörige von Ordens-
und Mutterhäusern oder anderer religiöser Gemeinschaften nicht anwendbar. 
Diese Regelung wurde damit begründet, dass sich das Arbeitsgesetz nicht in die 
inneren Angelegenheiten von Kirchen und religiösen Gemeinschaften ein-
mischen soll. Zu diesen Angelegenheiten gehöre auch die Regelung der Arbeit 
etwa von Sigristen, Organisten und Angehörigen ähnlicher Berufe. 150 Anders 
verhalte es sich jedoch bezüglich Drittpersonen, die in der Verwaltung von Or-
dens- und Mutterhäusern oder anderer religiöser Gemeinschaften oder in von 
solchen Gemeinschaften geführten Betrieben beschäftigt würden; auf diese Ar-
beitsverhältnisse sei das Arbeitsgesetz anwendbar.151 Die Ausnahme vom Gel-
tungsbereich wird denn von der Praxis auch in der Weise verstanden, dass die 
Arbeiten in einem engen und notwendigen Zusammenhang mit den religiösen 
Handlungen stehen müssen, damit die Ausnahme vom persönlichen Geltungs-
bereich gerechtfertigt erscheint. 152 Wesentlich für die Ausnahme der Tätigkeiten 
von Angehörigen von Ordens- und Mutterhäusern oder anderer religiöser 
Gemeinschaften ist zudem, dass diese Tätigkeiten nicht aufgrund eines Arbeits-
vertrages, sondern aufgrund der Mitgliedschaft in der Gemeinschaft erbracht 
werden. Sind die Angehörigen einer solchen Gemeinschaft in einem Arbeitsver-
hältnis ausserhalb der Gemeinschaft beschäftigt, so unterliegen sie der Geltung 
des Gesetzes. 153 
147 Mü LLER, Scheinselbständigkeit, S. 38; DERS., Kommentar, S. 18. 
148 Siehe dazu sinngernäss auch oben, Fn. 117; zur Heimarbeit unten , § 16. 
149 Nachfolgend II. 
150 Damit werden die Kirchen als <<Betriebe>> vom Geltungsbereich ausgenommen (siehe etwa MüL-
LER, Kommentar, S. 29; STAEHELIN, S. 7; vgl. auch HINDERMANN, S. 37). Unter Kirchen werden 
die Landeskirchen verstanden; Wegleitung ArG, 003- 2. 
151 Botschaft ArG, S. 945; siehe auch BIGLER, S. 29f. 
152 Wegleitung ArG, 003- 1. 
153 Dazu MüLLER, Kommentar, S. 29f. 
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58 Ausgenommen ist auch das in der Schweiz beschäftigte 154 Personal öffentlicher 
Verwaltungen ausländischer Staaten oder internationaler Organisationen (Art. 3 
lit. bArG). Der Ausschluss ist dabei auf das Personal mit völkerrechtlicher Im-
munität zu beschränken. 155 Auf Verordnungsstufe wird der Kreis der ausgenom-
menen Personen konkretisiert (Art. 8 Abs. 1 ArGV 1). In einer besonderen Ver-
fügung wird zudem festgehalten, welche internationalen Organisationen die 
Voraussetzungen dafür erfüllen, dass ihr Personal von der Geltung des Arbeits-
gesetzes ausgenommen wird. 156 
59 Art. 3 lit. c ArG nimmt drei Kategorien von Arbeitnehmenden vom persönlichen 
Geltungsbereich aus: Arbeitnehmende mit höherer leitender Tätigkeit, Arbeit-
nehmende, die eine wissenschaftliche Tätigkeit ausüben sowie solche, die einer 
«selbständigen» 157 künstlerischen Tätigkeit nachgehen. Diese Gruppen bedür-
fen nach der dem Gesetz zu Grunde liegenden Annahme des Schutzes durch die 
Arbeitsschutzgesetzgebung nicht, da sie alle über einen hohen Grad an Ent-
scheidungsfreiheit verfügen und sich ihre Tätigkeit kaum mit den an «normalen» 
Arbeitsverhältnissen orientierten Schutzvorschriften vereinbaren lässt. 158 
60 Eine höhere leitende Tätigkeit 159 übt nach der Umschreibung in Art. 9 ArGV 1 
aus, wer auf Grund seiner Stellung und Verantwortung sowie in Abhängigkeit 
von der Grösse des Betriebs über weit reichende Entscheidungsbefugnisse ver-
fügt oder Entscheide von grosser Tragweite massgeblich beeinflussen und da-
durch auf die Struktur, den Geschäftsgang und die Entwicklung eines Betriebs 
oder Betriebsteils einen nachhaltigen Einfluss nehmen kann. 160 
61 Zur wissenschaftlichen Tätigkeit gehören Forschung und Lehre, wobei eine wis-
senschaftliche Tätigkeit nur dann vorliegt, wenn den ausgenommenen Arbeit-
nehmenden in Bezug auf die Zielsetzung der Arbeit, deren Ausführung und de-
ren Einteilung eine grosse Freiheit zukommt. Die Forschung umfasst neben der 
Grundlagenforschung auch die angewandte Forschung, nicht aber deren Umset-
zung in die Praxis (Art. 10 Abs. 1 und 2 ArG V 1 ). 161 
154 Der Gesetzestext spricht zwar vom in der Schweiz wohnhaften Personal, doch kommt es ent-
gegen diesem Wortlaut auf den Beschäftigungsort an; siehe MüLLER, Kommentar, S. 30. 
155 MüLLER, Kommentar, S. 30. 
156 SR 822.111.1, Verfügung Nr. 1 des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements vom 3. März 
1967 zum Arbeitsgesetz. 
157 Selbständigkeit und Arbeitnehmereigenschaft schliessen einander nicht aus, denn das Gesetz 
meint nur die Selbständigkeit in künstlerischen, nicht auch diejenige in organisatorischen Fragen 
(MüLLER, Kommentar, S. 33). 
158 Vgl. Botschaft ArG, S. 947f. 
159 Nicht jeder Arbeitnehmer, der andere anleitet, genügt bereits den Anforderungen an die höhere 
leitende Tätigkeit; MüLLER, Kommentar, S. 31; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 29. Der Begriff 
der höheren leitenden Tätigkeit ist restriktiv auszulegen (Wegleitung ArGV 1, 109-1). 
160 Die Höhe des Einkommens, die Unterschriftsberechtigun,g für das Unternehmen und die Tatsa-
che, dass eine Person Angestellte unter sich hat, reichen allein noch nicht aus, um die Kriterien 
für eine höhere leitende Tätigkeit zu erfüllen (Wegleitung ArG V 1, 109-2). 
161 Auf das technische und administrative Personal in der Forschung sind die Arbeits- und Ruhe-
zeitbestimmungenjedoch anwendbar (Art. 10 Abs. 3 ArG V 1). 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Eine selbständige künstlerische Tätigkeit liegt vor, wenn dem künstlerisch tätigen 62 
Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin in Bezug auf die Gestaltung der Arbeit, 
bei deren Ausführung und deren Einteilung eine grosse Freiheit zukommt 
(Art. 11 ArGV 1). Zu denken ist dabei etwa an einen Dirigenten oder eine Solis-
tin, nicht aber an Mitglieder eines Orchesters oder einer Theatergruppe. 162 
Nicht anwendbar ist das Arbeitsgesetz, unter Vorbehalt der Bestimmungen über 63 
den Gesundheitsschutz, auf Lehrer an Privatschulen sowie Lehrer, Fürsorger, Er-
zieher und Aufseher in Anstalten (Art. 3 lit. e i.V.m. Art. 3a lit. c ArG). 163 Die 
ausgenommenen Personengruppen unterstehen dem Normalarbeitsvertrag für 
das Erziehungspersonal in Heimen und Internaten. 164 
Bis Ende 2004 waren auch die Assistenzärztinnen und -ärzte 165 vom persönlichen 64 
Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes ausgenommen. 166 Dies wurde vor allem 
mit dem Ausbildungszweck der assistenzärztlichen Tätigkeit gerechtfertigt, die 
teilweise sehr lange Arbeitszeiten erfordere. 167 Die indirekte Anwendung der 
Vorschriften über die Arbeits- und Ruhezeiten als Ausfluss des arbeitsrecht-
lichen Gesundheitsschutzes lehnte das Bundesgericht ab. Lediglich bei krass 
missbräuchlichen Arbeitszeiten- im beurteilten Fall war von bis zu 100 Wochen-
stunden die Rede - liesse sich allenfalls der Gesundheitsschutz gegen überlange 
Arbeitszeiten anführen. 168 Aufgrund einer parlamentarischen Initiative wurden 
die Assistenzärztinnen und -ärzte per 1. Januar 2005 dem Arbeitsgesetz grund-
sätzlich unterstellt. 169 Gleichzeitig wurden auch für die öffentlichrechtlichen 
Dienstverhältnisse die Vorschriften des Arbeitsgesetzes über die Arbeits- und 
Ruhezeiten zum Mindestschutzstandard erklärt, von dem nur zu Gunsten der 
Arbeitnehmenden abgewichen werden darf (Art. 71 lit. b ArG). 170 Damit kom-
men grundsätzlich alle Assistenzärztinnen und -ärzte in den Genuss der Vor-
schriften über die Arbeits- und Ruhezeiten. 171 
162 Wegleitung ArGV 1, 111-1. 
163 Die Begriffe sind restriktiv auszulegen (MüLLER, Kommentar, S. 34); verlangt wird denn sowohl 
bei Erziehern wie auch Fürsorgern eine anerkannte Fachausbildung (Art. 12 Abs. 2 und 3 
ArGV 1). 
164 SR 221.215.324.1 , Verordnung vom 16. Januar 1985 über den Normalarbeitsvertrag für die Er-
zieher in Heimen und Internaten. 
165 Siehe die Legaldefinition der Assistenzärztinnen und -ärzte in Art. 4a Abs. 3 ArG V 1. 
166 Zur damaligen Rechtslage etwa STAEHELIN, S. 7f. 
167 Vgl. Wegleitung ArGV 1, 112-2, in der Fassung vom April2001. 
168 E ntscheid des Bundesgerichts vom 14. Juni 2002, 2P.25112001 und 2A.407/2001, E. 5.2f. 
(= ARV 2002, S. 151 ff.); zusammenfassend THOMAS HÄBERLI, Anwendung des Arbeitsgesetzes 
auf das Personal öffentlicher Spitäler, ZBJV 138 (2002), S. 519ft. 
169 Siehe oben, Rz. 36. Siehe auch HOLZBERGER. 
170 Siehe oben, Fn. 126. 
171 Bezüglich der Ausgestaltung der Verordnungsregelung vermisst HoLZBERGER jedoch eine ge-
setzliche Grundlage, soweit auch die öffentlichrechtlich angestellten Assistenzärztinnen und As-
sistenzärzte dem Arbeitsgesetz unterstellt werden, selbst wenn die jeweiligen Betriebe dem Ar-
beitsgesetz nicht unterstehen (Art. 4a ArG V 1). A. M. bezüglich der gesetzgeberischen Absicht 
ist wohl das Bundesgericht: Entscheid des Bundesgerichts vom 14. Juni 2002, 2P.25112001 und 
2A.407/2001, E. 4.3.2, letzter Absatz und E. 4.4.2 (= ARV 2002, S. 151 ff.). Siehe auch das Kreis-
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65 Vom Arbeitsgesetz ausgenommen sind weiter die Besatzungen von schweizeri-
schen Flugbetriebsunternehmen (Art. 3 lit. c ArG), 172 Heimarbeitnehmende 
(Art. 3. lit. f ArG), 173 Handelsreisende, weil sie eine ziemlich selbständige Tätig-
keit ausüben und durch eine eingehende zivilrechtliche Ordnung geschützt wer-
den (Art. 3 lit. g ArG), sowie Arbeitnehmende, die dem Abkommen über die 
Arbeitsbedingungen der Rheinschiffer unterstehen (Art. 3 lit. h ArG). 174 
II. Vorschriften über den Gesundheitsschutz (Art. 3a ArG) 
66 Das ohnehin nicht leicht verständliche System der Unterstellung unter das Ar-
beitsgesetz wird seit dem 1. Mai 1994 noch um eine Reihe von Gegenausnahmen 
in Art. 3a ArG kompliziert, durch welche die Vorschriften über den Gesund-
heitsschutzfür Betriebe (Art. 3a lit. a ArG) oder Personengruppen (Art. 3a lit. b 
und c ArG) anwendbar erklärt werden, die dem Arbeitsgesetz ansonsten nicht 
unterstellt wären. Eingefügt wurde die Bestimmung im Rahmen der Anglei-
chung des schweizerischen Rechts an europarechtliche Vorbilder. 175 
67 Die Vorschriften über den Gesundheitsschutz sind- in Abweichung von Art. 2 
Abs. 1 lit. a und Art. 3lit. d und e ArG- auf Verwaltungen des Bundes, der Kan-
tone und der Gemeinden, auf Arbeitnehmer, die eine höhere leitende Tätigkeit 
oder eine wissenschaftliche oder selbständige künstlerische Tätigkeit ausüben so-
wie auf Lehrer an Privatschulen und Lehrer, Fürsorger, Erzieher und Aufseher 
in Anstalten anwendbar. 
68 Die Aufzählung der Normen, die zum anwendbaren Gesundheitsschutz gehören, 
ist abschliessend. Anwendbar sind damit nur die Art. 6, 35 und 36a ArG sowie 
die Verordnung 3 zum Arbeitsgesetz, die in direktem Bezug zu Art. 6 ArG 
steht. 176 
schreiben des seco vom 7. April 2004 zum Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes/ Assistenzärztin-
nen und Assistenzärzte/Änderung der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (<www.seco.admin .chl 
imperia/md/content/arbeit/arbeitnehmerschutz/211 .pdf> ). 
172 Dazu gehören nur Personen, die überwiegend im Fluggerät zum Einsatz gelangen. Nicht dazu 
gehören Personen, die nur gelegentlich mitfliegen (Wegleitung ArG, 003-2). Das Personal aus-
ländischer konzessionierter Luftverkehrsbetriebe ist aufgrundvon Art . 3 lit. bArG i.V.m. Art. 8 
Abs. 1 lit. d ArG V 1 vom Geltungsbereich ausgenommen. Kritisch MüLLER, Kommentar, S. 31. 
173 Siehe unten,§ 16. 
174 SR 0.747.224.022, Abkommen über die Arbeitsbedingungen der Rheinschiffer vom 21. Mai 
1954; SR 747.224.022, Bundesratsbeschluss vom 28. Juli 1955 betreffend den Vollzug des interna-
tionalen Abkommens über die Arbeitsbedingungen der Rheinschiffer. 
175 Dazu MüLLER, Kommentar, S. 35f. , mit Hinweisen. 
176 MüLLER, Kommentar, S. 36; Wegleitung ArG, 003a-lf.; siehe auch den Entscheid des Bundes-
gerichts vom 14. Juni 2002, 2P.251!2001 und 2A.407/2001, E. 5 (= ARV 2002, S.l51 ff.). 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
111. Familienbetriebe (Art. 4 ArG) 
Das Arbeitsgesetz ist nicht anwendbar auf Betriebe, in denen lediglich der Ehe- 69 
gatte des Betriebsinhabers, seine Blutsverwandten in auf- und absteigender Linie 
und deren Ehegatten sowie seine Stief- und Adoptivkinder tätig sind (reine Fa-
milienbetriebe ). Die Aufzählung dieser Familienmitglieder ist abschliessend. 
Mit dieser Ausnahme sollte eine behördliche Einmischung in Familienangele-
genheiten vermieden werden. 177 
Sind im Betrieb auch andere Personen tätig (gemischte Familienbetriebe ), so ist 70 
das Gesetz nur auf diese anwendbar. 178 Für jugendliche 179 Familienmitglieder 
kann die Anwendung einzelner Vorschriften des Gesetzes auf dem Verordnungs-
weg angeordnet werden, soweit dies zum Schutz von Leben und Gesundheit der 
Jugendlichen oder zur Wahrung der Sittlichkeit erforderlich ist. Art. 3 ArGV 1 
erklärt auf jugendliche Familienmitglieder, die neben anderen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern beschäftigt werden, 180 die Art. 29 Abs. 1-3 sowie die 
Art. 30 und 31 ArG anwendbar. 
IV. Industrielle Betriebe (Art. 5 ArG) 
Das Arbeitsgesetz enthält für industrielle Betriebe (zusätzliche sowie strengere) 71 
Sondervorschriften, die nur zur Anwendung kommen, wenn die Begriffsvoraus-
setzungen von Art. 5 Abs. 2 ArG erfüllt sind und der Betrieb bzw. ein einzelner 
Betriebsteil aufgrund einer formellen Verfügung des seco diesen Sondervor-
schriften unterstellt worden ist (Art. 5 Abs. 1 ArG). 181 Bereits aus der Gesetzes-
systematik ergibt sich, dass nur Betriebe, welche von Art. 1 ArG erfasst werden 
und nicht durch Art. 2 ArG vom Anwendungsbereich des Arbeitsgesetzes aus-
geschlossen werden, zusätzlich als industrielle Betriebe qualifiziert werden kön-
nen.Jsz 
Art. 5 Abs. 2 ArG statuiert zwei kumulative Voraussetzungen, die gemeinsam 72 
mit einer der drei alternativen Voraussetzungen in Art. 5 Abs. 2 lit. a-c ArG er-
füllt sein müssen, damit von einem industriellen Betrieb ausgegangen werden 
kann: 
- Zunächst muss eine feste Anlage von dauerndem Charakter verwendet wer-
den. 183 
177 MüLLER, Kommentar, S. 37; HENRI ZwAHLEN, in HuG, Art. 4, N 1. 
178 Siehe BIGLER, S. 35. 
179 Siehe Art. 29 Abs. 1 ArG. 
180 D .h. die genannten Normen sind nur dann anwendbar, wenn es sich um einen gemischten Fami-
lienbetrieb handelt, der dem Gesetz bereits untersteht. Siehe auch MüLLER, Kommentar, S. 37. 
181 Einzelheiten zum Unterstellungsverfahren in Art. 32ft. ArG V 4. 
182 JEAN-FRANc;:ms AUBERT, in HuG, Art. 5, N 4. 
183 Näheres dazu in der Wegleitung ArG, 005-2f. 
F. Arbeitsschutz 
- Weiter muss die Tätigkeit im Betrieb der Herstellung, Verarbeitung oder Be-
handlung von Gütern oder aber der Erzeugung, Umwandlung oder Übertra-
gung von Energie dienen. 184 
Schliesslich müssen die Arbeitsweise oder die Arbeitsorganisation des Be-
triebs durch Maschinen oder andere technische Einrichtungen oder durch seri-
enmässige Verrichtungen bestimmt werden und für die Herstellung, Verarbei-
tung oder Behandlung von Gütern oder für die Erzeugung, Umwandlung oder 
Übertragung von Energie wenigstens sechs Arbeitnehmende beschäftigt wer-
den (Art. 5 Abs. 2 lit. a ArG), 185 oder die Arbeitsweise oder Arbeitsorganisa-
tion wesentlich durch automatisierte Verfahren bestimmt werden (Art. 5 
Abs. 2 lit. bArG), 186 oder Leben oder Gesundheit der Arbeitnehmenden be-
sonderen Gefahren ausgesetzt sein. 187 
73 Zu den besonderen Vorschriften für industrielle Betriebe zählen die Plangeneh-
migungspflicht und damit die Anwendbarkeit der Art. 2-27 ArGV 4 auf die 
Räumlichkeiten des Betriebs, 188 die Begrenzung der wöchentlichen Höchst-
arbeitszeit auf 45 Stunden (Art. 9 Abs. 1 lit. a ArG), die auf 170 Stunden erwei-
terte Möglichkeit von Überzeitarbeit (Art. 12 Abs. 1 lit. a ArG), die Pflicht zur 
Aufstellung einer Betriebsordnung (Art. 37-39 ArG) sowie die Unterstellung 
unter das Versicherungsobligatorium bei der SUVA (Art. 66 Abs. 1 lit. a 
UVG).189 
§ 9 Gesundheitsschutz und Plangenehmigung 
I. Inhalt des betrieblichen Gesundheitsschutzes 
1. Betrieblicher Gesundheitsschutz im weiteren Sinn 
74 Art. 6 ArG bildet zusammen mit den Vorschriften des Unfallversicherungsgeset-
zes in Art. 81 ff. UVG die wichtigste Grundlage für den Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz. Er ist zudem die gesetzliche Grundlage der meisten Gesundheits-
schutzvorschriften in den Verordnungen zum Arbeitsgesetz. Während die Be-
stimmungen des Unfallversicherungsgesetzes der Arbeitssicherheit (Schutz vor 
Berufsunfällen und Berufskrankheiten) dienen, 190 ist der Gesundheitsschutz des 
184 Näheres dazu in der Wegleitung ArG, 005-3. Siehe auch die Präzisierung des Begriffs in Art. 28 
ArGV4. 
185 Zur Bestimmung der Zahl der Arbeitnehmenden Art. 29 ArG V 4. 
186 Siehe Art. 30 ArG V 4. 
187 Siehe die beispielhafte Nennung gefährlicher Betriebstypen in Art. 31 ArGV 4. 
188 Auf Antrag des Gesuchstellers können im Einzelfall Ausnahmen von den Vorschriften der 
ArG V 4 bewilligt werden, wenn eine andere, ebenso wirksame Massnahme vorgesehen wird 
oder die Durchführung der Vorschrift zu einer unverhältnismässigen Härte führen würde und 
die Ausnahme mit dem Schutz der Arbeitnehmenden vereinbar ist (Art. 27 Abs. 1 ArG V 4). 
189 Wegleitung ArG, 005-2. 
190 Art. 82 Abs. 1 UVG; siehe zum Ausschluss dieses Fragenkomplexes oben, Rz. 19. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Arbeitsgesetzes in einem weiteren und umfassenderen Sinn zu verstehen: Das 
Arbeitsgesetz verlangt, dass grundsätzlich jede Gesundheitsbeeinträchtigung zu 
vermeiden ist, nicht nur Berufsunfälle und Berufskrankheiten. 191 Zudem ist nach 
dem seit dem 1. August 2000 geltenden Gesetzeswortlaut im Rahmen von Art. 6 
ArG auch die persönliche Integrität zu wahren, die in dieser Form vom Unfallver-
sicherungsgesetz grundsätzlich nicht geschützt wird. 
Das Arbeitsvertragsrecht kennt mit Art. 328 OR eine Bestimmung, die inhaltlich 75 
den arbeitgeberischen Schutzpflichten von Art. 6 ArG entspricht. Die Veranke-
rung dieses Schutzes im öffentlichen Arbeitsrecht führt dazu, dass dessen Wir-
kung verstärkt wird, da er von Amtes wegen durchzusetzen ist. 192 Eine weitere 
Folge der Aufnahme ins Arbeitsgesetz besteht darin, dass die Arbeitnehmenden 
selbst bei unverschuldeter Pflichtverletzung durch den Arbeitgeber ihre Arbeits-
leistung ohne Lohneinbusse verweigern können, da sich der Arbeitgeber gernäss 
Art. 324 Abs. 2 OR im Annahmeverzug befindet. 193 
Auch im Arbeitsgesetz selbst finden sich weitere Bestimmungen, die sich mit 76 
Gesundheitsschutz befassen, so etwa Art. 35 ArG betreffend den Gesundheits-
schutz bei Mutterschaft oder der in Art. 29 Abs. 2 und 3 ArG enthaltene Ge-
sundheitsschutz jugendlicher Arbeitnehmender. Auch die Vorschriften über die 
Arbeits- und Ruhezeiten sind im Wesentlichen gesundheitlich motiviert. Gleich-
wohl ist zu beachten, dass die Gesetzgebung klar zwischen den Regelungen des 
Gesundheitsschutzes und denen der Arbeits- und Ruhezeiten unterscheidet. 194 
2. Gesundheitsschutz gernäss Art. 6 ArG 
Dem Gesetzestext lässt sich lediglich die Verpflichtung des Arbeitgebers entneh- 77 
men, zum Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmenden alle Massnahmen zu 
treffen, die nach der Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik an-
wendbar und den Verhältnissen des Betriebs angemessen sind. Weiter hat er die 
erforderlichen Massnahmen zum Schutz der persönlichen Integrität der Arbeit-
nehmenden vorzusehen (Art. 6 Abs. 1 ArG). Insbesondere sind die betrieblichen 
Einrichtunge~. und der Arbeitsablauf so zu gestalten, dass Gesundheitsgefähr-
d~ngen und Uberbeanspruchung der Arbeitnehmenden nach Möglichkeit ver-
m~ed~n werden (Art. 6 Abs. 2 ArG). Mit diesen sehr offenen Regelungen, die 
nur d1e Ziele des betrieblichen Gesundheitsschutzes benennen, sollte dem Ver-
o~dnungsgeber genügend Raum belassen werden, um dem jeweiligen Erkennt-
msstand angepasste und leicht aktualisierbare Detailregelungen zu schaffen 
(Art. 6 Abs. 4 ArG).195 
191 Wegleitung ArG, 006-2; MüLLER, Arbeitssicherheit, S. 150. 
192 Weglei tung ArG, 006-2. 
193 JANUTIN, S. 195f.; MüLLER, Kommentar, S. 48; DERS. , Arbeitssicherheit, S. 156. 
194 Siehe den Entscheid des Bundesgerichts vom 14. Juni 2002, 2P.25112001 und 2A.407/2001, 
E.5.2.1. 
195 MüLLER, Kommentar, S. 46. 
F. Arbeitsschutz 
78 Die Normen, welche die für den Gesundheitsschutz zentrale Verordnung 3 zum 
Arbeitsgesetz aufstellt, sind denn auch sehr ausführlich und detailliert. Sie regeln 
die Massnahmen, die in allen dem Gesetz unterstehenden Betrieben für die Ge-
sundheitsvorsorge zu treffen sind (Art. 1 Abs. 1 ArG V 3). 196 Es geht dabei um 
die Anforderungen an Gebäude und Räume (Art. 11-14), an Licht, Raumklima, 
Lärm und Erschütterungen (Art. 15-22), an die Arbeitsplätze (Art. 23-24), die 
Bewegung von Lasten (Art. 25), die Überwachung der Arbeitnehmenden 
(Art. 26), 197 die persönliche Schutzausrüstung und die Arbeitskleidung der Ar-
beitnehmenden (Art. 27-28), die Garderoben, Waschanlagen, Toiletten, Ess-
und Aufenthaltsräume und die Erste Hilfe (Art. 29-36) sowie an Unterhalt und 
Reinigung (Art. 37). 
79 Für industrielle und andere der Plangenehmigungspflicht unterstehende Be-
triebe enthält die Verordnung 4 zum Arbeitsgesetz in den Art. 2-27 strengere 
Anforderungen an Bau und Einrichtung. Die Massnahmen auf dem Gebiet des 
Gesundheitsschutzes gehören zum obligatorischen Inhalt einer Betriebsord-
nung.198 
80 Der zweite Satz von Art. 6 Abs. 1 ArG, der in dieser Form am 1. August 2000 in 
Kraft getreten ist, verpflichtet die Arbeitgeber, Massnahmen zum Schutz der 
persönlichen Integrität der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vorzusehen. 
Diese Regelung trat an die Stelle des früheren Art. 33 Abs. 1 ArG, der allein für 
Frauen Gültigkeit hatte. 199 Der Begriff der «persönlichen Integrität» umfasst 
auch den Schutz vor sexueller Belästigung, 200 der durch die Regelungen des 
Gleichstellungsgesetzes 201 verstärkt wird. 202 Enthalten ist weiter etwa auch der 
Schutz vor Diskriminierungen aufgrund der Rasse oder Religion. Auch Mobbing 
beeinträchtigt die persönliche Integrität. 203 Zur Umsetzung dieses wichtigen 
196 Die Massnahmen zur Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrankheiten nach Art. 82 UVG 
werden jedoch nicht durch diese Verordnung geregelt (Art. 1 Abs. 2 ArG V 3) . 
197 Mit diesem Artikel wird der bereits in Art. 328 OR verankerte Persönlichkeitsschutz der Arbeit-
nehmenden im öffentlichen Arbeitsrecht verankert (Wegleitung ArG V 3, 326-1). Über-
wachungs- und Kontrollsysteme, die das Verhalten der Arbeitnehmenden am Arbeitsplatz über-
wachen sollen, dürfen grundsätzlich nicht eingesetzt werden. Sind Überwachungs- und Kontroll-
systeme aus anderen Gründen erforderlich, sind sie insbesondere so zu gestalten und anzuord-
nen, dass die Gesundheit und die Bewegungsfreiheit der Arbeitnehmenden dadurch nicht beein-
trächtigt werden (Art. 26 ArGV 3). 
198 Art. 6 Abs. 3 i.V.m. Art. 38 ArG; siehe MüLLER, Kommentar, S. 49. Unten, Rz. 193 ff. 
199 Siehe z.B. GEISER, S. 447. 
200 Botschaft über die Änderung des Bundesgesetzes über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und 
Handel (Arbeitsgesetz) vom 2. Februar 1994, BBI 1994 II 157ff. und 177. Siehe etwa auch 
BGE 126 III 395 E. 7d. 
201 Art. 4 und 5 des Bundesgesetzes vom 24. März 1995 über die Gleichstellung von Frau und Mann 
(SR 151.1; Gleichstellungsgesetz, GIG). 
202 Art. 5 Abs. 3 GIG verlangt vom Arbeitgeber im Fall einer Diskriminierung durch sexuelle Be-
lästigung den vollen Beweis, dass er die Massnahmen getroffen hat, die zur Verhinderung sexu-
eller Belästigungen nach der Erfahrung notwendig und angemessen sind und die ihm billigerwei-
se zugemutet werden können. Kann der Arbeitgeber diesen Beweis nicht erbringen, kann der 
betroffenen Person eine Entschädigung zugesprochen werden. Siehe etwa GEISER, S. 444ff. 
203 z. B. GEISER, S. 447. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Anliegens ist der Arbeitgeber gehalten, ein Konzept auszuarbeiten, worin Sensi-
bilisierung, Schulung, Information und eine geeignete Organisation die Haupt-
instrumente bilden, um Betrieb und Arbeitsklima für alle Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer von der Gefahr sexueller oder anderer, die persönliche Inte-
grität verletzender Belästigung frei zu halten. 204 
Laut dem ebenfalls seit 1. August 2000 geltenden Art. 6 Abs. 2bis ArG hat der 81 
Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass die Arbeitnehmenden in Ausübung ihrer be-
ruflichen Tätigkeit keinen Alkohol oder andere berauschende Mittel konsumie-
ren müssen. Damit wird neben der Gesundheit auch die persönliche Integrität 
der Arbeitnehmenden geschützt. Zudem dient die Norm der Vermeidung von 
Unfällen, die in berauschtem Zustand geschehen könnten. 205 An sich wären 
diese Schutzziele bereits durch Art. 6 Abs. 1 ArG abgedeckt. Im Gesetzgebungs-
verfahren wurde jedoch auf die besondere Situation von Arbeitnehmenden in 
Nachtlokalen hingewiesen, welche den Alkoholverkauf während ihrer Arbeits-
tätigkeit zu fördern hätten, 206 was die Aufnahme einer besonderen Bestimmung 
rechtfertige. Diese gibt den Arbeitnehmenden das Recht, vom Alkoholkonsum 
abzusehen. Angesichts des schwach ausgebauten Kündigungsschutzes des Ar-
beitsvertragsrechts dürfte dieses Recht von den Betroffenen kaum geltend ge-
macht werden. 
ß. Pflichten der Arbeitgeber 
Der Arbeitgeber hat alle Massnahmen zu treffen, die nötig sind, um den Ge- 82 
sundheitsschutz zu wahren und zu verbessern und die physische und psychische 
Gesundheit der Arbeitnehmenden zu gewährleisten (Art. 2 Abs. 1 ArG V 3). Ins-
besondere muss er dafür sorgen, dass ergonomisch und hygienisch gute Arbeits-
bedingungen herrschen, die Gesundheit nicht durch schädliche und belästigende 
physikalische, chemische und biologische Einflüsse beeinträchtigt, eine übermäs-
sig starke oder allzu einseitige Beanspruchung vermieden und die Arbeit geeig-
net organisiert wird (Art. 2 Abs. 1 lit. a-d ArGV 3). Dabei genügt nicht nur die 
Anordnung der entsprechenden Massnahmen: Der Arbeitgeber hat auch dafür 
zu sorgen, dass die Massnahmen in ihrer Wirksamkeit nicht beeinträchtigt wer-
den. Zu diesem Zweck muss er die Massnahmen in angemessenen Zeitabständen 
überprüfen (Art. 3 Abs. 1 ArG V 3). Er hat auch dafür besorgt zu sein, dass die 
Arbeitnehmenden die Massnahmen einhalten (Art. 5 Abs. 2 ArGV 3). Diese 
müssen denn auch (während der Arbeitszeit) bezüglich der Gefahren für die Ge-
sundheit und der entsprechenden Massnahmen zu deren Verhütung informiert 
und angeleitet werden (Art. 5 Abs. 1 und 3 ARGV 3). Bei Veränderungen der 
betrieblichen Abläufe, der Geräte sowie der benützten baulichen Anlagen sind 
204 Wegleitung, ArGV 3, 302- 2f. 
205 Wegleitung, ArG, 006-3. 
206 BAUMBERGER, S. 84; MEYER, S. 17; MÜLLER, Kommentar, S. 53. 
F. Arbeitsschutz 
die Massnahmen den veränderten Verhältnissen jeweils anzupassen (Art. 3 
Abs. 2 ArG V 3). Liegen Hinweise auf Gesundheitsschädigungen von Arbeitneh-
menden durch die Arbeit vor, ist eine arbeitsmedizinische Abklärung durch-
zuführen (Art. 3 Abs. 3 ArGV 3). 
83 Die Massnahmen, die zum Gesundheitsschutz zu treffen sind, müssen den Ver-
hältnissen des Betriebs angemessen sein (Art. 6 Abs. 1 ArG), d.h. sie haben auch 
im Hinblick auf ihre baulichen und organisatorischen Auswirkungen verhältnis-
mässig zu sein (Art. 2 Abs. 2 ArGV 3). Diese Einschränkung, die sich auch ohne 
ausdrückliche Regelung aus dem Verhältnismässigkeitsprinzip ergeben wür-
de, 207 darf jedoch nicht in dem Sinn missverstanden werden, dass die - allenfalls 
prekäre - wirtschaftliche Situation eines Betriebs gegen geeignete und nötige 
Massnahmen angeführt werden kann. Gemeint ist lediglich eine durch die Be-
sonderheiten des entsprechenden Wirtschaftszweigs und allenfalls durch andere 
Sachzwänge notwendige Anpassung der Massnahmen. 208 Je grösser eine Gefahr 
für die Gesundheit erscheint, desto weniger kann es auf die Kosten der Gefah-
renbeseitigung ankommen. 209 
84 Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmenden zur Mitwirkung bei den Massnah-
men zum Gesundheitsschutz heranzuziehen (Art. 6 Abs. 3 ArG). Neben der er-
wähnten Pflicht zu Information und Anleitung über die Gefahren und die getrof-
fenen Massnahmen (Art. 5 ArGV 3) müssen die Arbeitnehmenden oder ihre 
Vertreter über alle Fragen, welche die Gesundheitsvorsorge betreffen, frühzeitig 
und umfassend angehört werden. Sie haben zudem das Recht, Vorschläge zu un-
terbreiten (Art. 6 Abs. 1 ArG V 3). 210 
85 Die Vorschriften des Gesundheitsschutzes werden- soweit der Arbeitgeber sie 
nicht zur Anwendung bringt - von den zuständigen Behörden grundsätzlich mit 
repressivem Verwaltungszwang durchgesetzt. Präventiv wirkt dagegen die Plange-
nehmigung im Sinn von Art. 7 ArG. 
111. Rechte und Pflichten der Arbeitnehmenden 
86 Die Arbeitnehmenden haben einen umfassenden Anspruch auf Information und 
Anleitung über die bei ihren Tätigkeiten auftretenden Gefahren sowie über die 
Massnahmen zu deren Verhütung (Art. 5 Abs. 1 ArGV 3). Sie müssen auch über 
alle Fragen, welche den Gesundheitsschutz betreffen, frühzeitig und umfassend 
angehört werden. Es steht ihnen in diesem Zusammenhang auch das Recht zu, 
Vorschläge zu unterbreiten (Art. 6 Abs. 1 ArGV 3). 211 
207 HÄFELIN/MüLLER, Rz. 585. 
208 Wegleitung ArG V 3, 302-4; MüLLER, S. 51; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 37. 
209 MüLLER, Kommentar, S. 51 , mit Hinweisen. 
210 Dazu ILG, S. 56ff.; MüLLER, Arbeitnehmervertretung, S. 257, 259ff.; DERS., Arbeitssicherheit, 
s. 160ff. 
211 Dazu etwa MüLLER, Arbeitssicherheit, S. 160ff.; siehe auch Art. 48 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 ArG 
sowie Art. 9 und Art. 10 lit. a MitwirkungsG. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Die Arbeitnehmenden sind grundsätzlich umfassend verpflichtet, den Arbeit- 87 
geber in der Durchführung der Vorschriften über den Gesundheitsschutz zu un-
terstützen (Art. 6 Abs. 3 ArG). 212 Sie müssen die Weisungen des Arbeitgebers 
bezüglich des Gesundheitsschutzes befolgen und die allgemein anerkannten Re-
geln berücksichtigen. Sie haben insbesondere auch die persönlichen Schutzaus-
rüstungen zu benützen und dürfen die Wirksamkeit der Schutzeinrichtungen 
nicht beeinträchtigen (Art. 10 Abs. 1 ArG). Damit werden die Arbeitnehmen-
den vor sich selbst geschützt und es werden auch Schädigungen anderer Arbeit-
nehmender verhindert. 213 Stellen die Arbeitnehmenden Mängel fest, welche die 
Gesundheitsvorsorge beeinträchtigen, müssen sie diese beseitigen. Sind sie dazu 
nicht befugt oder nicht in der Lage, so müssen sie dem Arbeitgeber den Mangel 
melden (Art. 10 Abs. 2 ArG V 3). 
In vorgesetzter Funktion hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer ausser- 88 
dem die untergebenen Personen so einzusetzen, dass diese bezüglich Fähigkeit 
und Ausbildung die mit ihrem Arbeitsplatz verbundenen Risiken meistern kön-
nen. Weiter müssen sie bezüglich der Schutzvorschriften, -einrichtungen und 
-ausrüstungen unterwiesen werden. Die Einhaltung der Schutzanweisungen ist 
zu überprüfen und deren Durchsetzung nötigenfalls zu erzwingen. 214 
Arbeitnehmende, die den Vorschriften über den Gesundheitsschutz zuwider 89 
handeln, machen sich strafbar (Art. 60 Abs. 1 ArG). Werden durch eine Zuwi-
derhandlung andere Personen ernstlich gefährdet, ist auch die fahrlässige Wider-
handlung strafbar (Art. 60 Abs. 2 ArG). 215 
Ingesamt bilden die Mitwirkungspflichten der Arbeitnehmenden das Gegen- 90 
stück zur Pflicht des Arbeitgebers, die Arbeitnehmenden für den Gesundheits-
schutz heranzuziehen (Art. 6 Abs. 3 ArG). Nur durch die Zusammenarbeit der 
Arbeitgeber mit den Arbeitnehmenden können die zum Schutz der Gesundheit 
getroffenen Massnahmen ihre volle Wirkung entfalten. 
IV. Plangenehmigung und Betriebsbewilligung bei industriellen 
Betrieben (Art. 7 ArG) 
1. Bedeutung von Plangenehmigung und Betriebsbewilligung 
Für industrielle Betriebe gelten nicht nur materiell strengere Normen. Aufgrund 91 
der erheblichen Gefahren, die mit diesen Betrieben verbunden sein können, 
wurden die präventiven Kontrollinstrumente der Plangenehmigung und der Be-
triebsbewilligung geschaffen, die bereits in einer frühen Projektphase und vor In-
212 Z.B. lLG, S. 57 f. 
213 MüLLER, Kommentar, S. 54; siehe auch lLG, S. 57 f. 
214 Wegleitung ArG V 3, 310-2. 
215 Vorbehalten sind zudem die Bestimmungen des Strafgesetzbuches; wird mit einer Zuwiderhand-
lung ein strafrechtlicher Tatbestand erfüllt, so müssen sich die Arbeitnehmenden entsprechend 
verantworten (Art. 62 ArG). 
F. Arbeitsschutz 
betriebnahme einer industriellen Anlage die Überprüfung erlauben, ob alle ein-
schlägigen Schutznormen berücksichtigt worden sind. 216 Daneben ist es den 
Kantonen möglich, weitere präventive Kontrollen vorzusehen, und zwar auch für 
nicht-industrielle Betriebe, soweit sich diese Kontrollen auf die Einhaltung von 
Polizeivorschriften im Sinn von Art. 71 lit. c ArG beschränken (z.B. Bau-, Feu-
er-, Gesundheits- und Wasserpolizei). 
92 Die Plangenehmigung sollte grundsätzlich bereits in der Projektphase und vor 
Ausführungsbeginn eingeholt werden, kann jedoch auch noch nachträglich er-
teilt werden. Je später die Pläne zur Genehmigung vorgelegt werden, desto grös-
ser ist die Gefahr, dass kostspielige Anpassungen nötig werden, die hätten ver-
mieden werden können. 217 Mit der Betriebsbewilligung soll vor der Aufnahme 
des Betriebs sichergestellt werden, dass der Betrieb den genehmigten Plänen 
entspricht und die Arbeitsschutzvorschriften eingehalten werden. 
93 Plangenehmigung und Betriebsbewilligung sind auch für die Umgestaltung inne-
rer Einrichtungen, Umnutzungen von Räumen oder die Umgestaltung von Ar-
beitsplätzen nachzusuchen, wenn sie eine wesentliche Änderung zur Folge haben 
oder wenn erhöhte Gefahren für Leben oder Gesundheit der Arbeitnehmenden 
vorauszusehen sind (Art. 45 ArGV 4). Ohnehin trifft den Arbeitgeber die 
Pflicht, die Massnahmen des Gesundheitsschutzes laufend den neuen Verhältnis-
sen und Möglichkeiten anzupassen (Art. 3 Abs. 1 und 2 ArGV 3). 
94 Massstab für die Prüfung des Plangenehmigungs- und Betriebsbewilligungs-
gesuchs bilden die Bestimmungen zum allgemeinen Gesundheitsschutz gernäss 
Art. 6 ArG 218 und die Bestimmungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten gernäss Art. 82 UVG. 219 Es zeigt sich hier einmal mehr, 
dass sich die Massnahmen des Gesundheitsschutzes und diejenigen der Arbeits-
sicherheit praktisch kaum trennen lassen, zumal zahlreiche Arbeitsschutzvor-
schriften ebenfalls der Arbeitssicherheit dienen. 220 
95 Das Plangenehmigungs- und Betriebsbewilligungsverfahren erstreckt sich auf 
diejenigen Betriebsteile und Anlagen, die industriellen Charakter aufweisen oder 
als nicht-industrielle Betriebe Art. 7 ArG unterstellt sind, sowie auf damit bau-
lich oder sachlich unmittelbar zusammenhängende Betriebsteile und Anlagen 
(Art. 1 Abs. 3 ArGV 4). 
96 Plan- und Betriebsbewilligung sind Polizeibewilligungen, auf deren Erteilung bei 
Einhaltung der massgeblichen Vorschriften ein Anspruch besteht. 221 
216 Botschaft ArG, S. 962f.; Wegleitung ArG, 007-2. 
217 Unterlässt die Bauherrschaft bzw. der Betriebsinhaber die Einholung der Genehmigung, so ge-
hen die Behörden gernäss Art. 51 und 52 ArG vor. Allenfalls knüpfen an diesbezügliche Verfeh-
lungen auch strafrechtliche Folgen an (Art. 59 ArG). 
218 Dazu zählen insbesondere auch die Verordnungen 3 und 4 zum Arbeitsgesetz. 
219 Siehe dazu den Beitrag von URS KRUMMENACHERIANTON GüGGI in diesem Band. 
220 Z.B . Art. 7ff. und 19ff. ArGV 4. 
221 HÄFELIN/MüLLER, Rz. 2534; MüLLER, Kommentar, S. 58. 
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2. Verfahren und Inhalt der Plangenehmigung 
Das Gesuch um Genehmigung der geplanten Anlage nach Art. 7 Abs. 1 ArG ist 97 
zusammen mit den Plänen und ihrer Beschreibung bei der kantonalen Behörde 
schriftlich einzureichen (Art. 37 Abs. 1 ArGV 4). Ist für die Errichtung eines Be-
triebs die Genehmigung einer Bundesbehörde erforderlich, so ist das Gesuch 
der zuständigen Bundesbehörde einzureichen, die als Leitbehörde auch die 
Plangenehmigung erteilt (koordiniertes Verfahren). 222 Bei Anlagen und Bauten 
des Bundes, die nicht im koordinierten Bundesverfahren genehmigt werden, ist 
das Gesuch um Plangenehmigung beim Bundesamt 223 einzureichen (Art. 37 
Abs. 3 ArG V 4). Die formellen Anforderungen, die das Bewilligungsgesuch er-
füllen muss, sind in Art. 38ff. ArGV 4 detailliert aufgelistet. 
Sowohl im kantonalen Verfahren wie auch im koordinierten Bundesverfahren ist 98 
ein Bericht des Eidgenössischen Arbeitsinspektorats und durch dessen Vermitt-
lung der Mitbericht der SUVA einzuholen (Art. 7 Abs. 1 und 4 ArG). Die in Be-
richt und Mitbericht ausdrücklich als Weisungen bezeichneten Anträge werden 
von der zuständigen Behörde als Auflagen in die Plangenehmigung aufgenom-
men (Art. 7 Abs. 1 ArG). Durch die Weisungsbefugnis soll ein Mindestmass an 
Einheitlichkeit des Vollzugs der Kantone sichergestellt werden. 224 
Die Plangenehmigung durch die zuständige Behörde ist eine Verwaltungsver- 99 
fügung, die schriftlich eröffnet werden muss. Verfügungen, durch welche ein Ge-
such ganz oder teilweise abgelehnt wird, sind zu begründen, unter Hinweis auf 
Beschwerderecht, Beschwerdefrist und Beschwerdeinstanz (Art. 50 Abs. 1 ArG). 
Die Behörde stellt dem Gesuchsteller den Entscheid samt einem Doppel der ge-
nehmigten Pläne und der Beschreibung zu (Art. 40 ArGV 4). 
3. Betriebsbewilligung 
Vor der Aufnahme des Betriebs muss der Arbeitgeber bei der zuständigen Be- 100 
hörde schriftlich um die Betriebsbewilligung nachsuchen. Über die Betriebs-
bewilligung entscheidet die gleiche Behörde, welche die Plangenehmigung erteilt 
hat. 225 Diese holt den Bericht des Eidgenössischen Arbeitsinspektorats ein und 
erteilt die Betriebsbewilligung, wenn Bau und Einrichtung des Betriebs der Plan-
genehmigung entsprechen (Art. 7 Abs. 3 ArG). 
Erfordern ausreichende Gründe eine vorzeitige Aufnahme der betrieblichen 101 
Tätigkeit, so kann die zuständige Behörde eine provisorische Betriebsbe-
willigung erteilen, wenn die notwendigen Massnahmen zum Schutz von Leben 
und Gesundheit der Arbeitnehmenden getroffen worden sind (Art. 43 Abs. 1 
222 Art. 7 Abs. 4 ArG i.V.m. Art. 37 Abs. 2 ArG V 4. 
223 Bei der zuständigen eidgenössischen Arbeitsinspektion; Wegleitung ArGV 4, 437-1 , Stand Juni 
2004. 
224 MüLLER, Kommentar, S. 57, mit Hinweis. 
225 Wegleitung ArG V 4, 443-1. 
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ArG V 4). 226 Ergibt die Prüfung des Gesuchs dagegen, dass Mängel im Bau oder 
in der Einrichtung des Betriebs vorhanden sind, welche nicht vorausgesehen wer-
den konnten, kann die zuständige Behörde, nach Anhörung des Arbeitgebers, 
die Bewilligung unter zusätzlichen Auflagen erteilen, sofern die festgestellten 
Mängel Leben oder Gesundheit der Arbeitnehmer gefährden (Art. 43 Abs. 2 
ArGV 4). 
102 Hat der Betrieb nach erteilter Betriebsbewilligung seine Tätigkeit aufgenommen 
und wird festgestellt, dass die Anlage den Vorschriften des Bundes nicht ent-
spricht, so haben die Vollzugs- und Aufsichtsorgane den Arbeitgeber darauf auf-
merksam zu machen und ihn aufzufordern, innert einer bestimmten Frist den 
vorschriftsmässigen Zustand herzustellen (Art. 46 Abs. 1 ArGV 4). 227 Kommt 
der Arbeitgeber dieser Aufforderung nicht nach, so ist nach Art. 51 und 52 ArG 
zu verfahren (Art. 46 Abs. 2 ArG V 4). 228 
V. Plangenehmigung und Betriebsbewilligung bei anderen Betrieben 
mit erheblichen Betriebsgefahren (Art. 8 ArG) 
103 Der Bundesrat kann die Plangenehmigungs- und Betriebsbewilligungspflicht auf 
Betriebe mit erheblichen Betriebsgefahren anwendbar erklären und die einzel-
nen Betriebsarten durch Verordnung bestimmen (Art. 8 ArG). Die erheblichen 
Betriebsgefahren rechtfertigen es in diesen Fällen, die Betriebe einer präventi-
ven Kontrolle zu unterwerfen, auch wenn sie die Voraussetzungen für die Quali-
fikation als industrielle Betriebe nicht erfüllen. 229 
104 Gernäss Art. 1 Abs. 2 ArGV 4 sind die folgenden nicht-industriellen Betriebe 
dem Plangenehmigungsverfahren unterstellt: Sägereien, Betriebe, die Abfall-
stoffe verwerten, chemisch-technische Produktionsbetriebe, Steinsägewerke, Be-
triebe, die Zementwaren herstellen, Eisen-, Stahl- und Metallgiessereien, Be-
triebe der Abwasserreinigung, Eisenbiegereien, Verzinkereien, Betriebe der 
Holzimprägnierung, Grosslager für Chemikalien sowie für flüssige und gasför-
mige Stoffe und schliesslich Betriebe, die mit Mikroorganismen der Gruppe 3 
und 4 nach Art. 3 Abs. 2 der Verordnung vom 25. August 1999 über den Schutz 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor Gefährdung durch Mikroorganis-
men arbeiten. 
226 In der Praxis erfolgt die Prüfung für die Betriebsbewilligung in den meisten Fällen erst nach der 
Betriebsaufnahme, da erst dann eine realitätsnahe Überprüfung der Arbeitsplätze auf Gesetzes-
konformität möglich ist; Wegleitung ArGV 4, 443-1 . 
227 Ein Doppel der Aufforderung ist der SUVA zuzustellen, sofern sie die Verhütung von Unfällen 
und Berufskrankheiten betrifft (Art. 46 Abs. 3 ArG V 3). 
228 Siehe unten , Rz. 207. 
229 Wegleitung ArG, 008-1. 
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§ 10 Arbeits- und Ruhezeit 
I. Überblick 
Die Regeln betreffend die Arbeits- und Ruhezeiten bilden den zentralen und 105 
praktisch bedeutsamsten Teil des Arbeitsschutzrechts. Sie sind im Rahmen der 
letzten grossen Revision des Arbeitsgesetzes per 1. August 2000 den veränderten 
Bedürfnissen und Ansichten angepasst worden. 
Die Regelungstechnik des Gesetzes ist kompliziert. Die vielen Ausnahmen und 106 
Abweichungen von den allgemeinen Grundsätzen über die Arbeits- und Ruhe-
zeit machen es zudem schwierig, das geltende Recht in übersichtlicher Form dar-
zustellen. 230 Die teilweise sehr kasuistischen Regeln sind insgesamt Ausdruck 
davon, dass das Arbeitsgesetz die Grundregeln für äusserst unterschiedlich 
strukturierte Betriebe formuliert und damit für Anpassungen an die Bedürfnisse 
der einzelnen Wirtschaftszweige Raum lassen muss. 231 
Im Gesetz wird zunächst die wöchentliche bzw. tägliche Höchstarbeitszeit defi- 107 
niert (Art. 9-13 ArG). Diese Regeln werden um die Vorschriften über die «Ru-
hezeit» ergänzt (Art. 15-22 ArG), wobei unter diesen Oberbegriff die täglichen 
Arbeitspausen (Art. 15 ArG), die täglichen Ruhezeiten (Art. 15a ArG), das Ver-
bot der Nachtarbeit und die Ausnahmen davon (Art. 16-17e ArG), das Verbot 
der Sonntagsarbeit und die Ausnahmen davon (Art. 18-20 ArG), die Regelung 
der Feiertage (Art. 20a ArG), der wöchentliche freie Halbtag (Art. 21 ArG) so-
wie das Verbot der Abgeltung von Ruhezeit (Art. 22 ArG) fallen. Es folgen Vor-
schriften über den ununterbrochenen Betrieb (Art. 24 ArG), den Schichten-
wechsel (Art. 25 ArG) und den Vorbehalt weiterer Schutzbestimmungen 
(Art. 26 ArG). Das ganze System von Arbeits- und Ruhezeiten steht schliesslich 
unter dem praktisch äusserst bedeutsamen Vorbehalt von Art. 27 ArG, dass be-
stimmte Gruppen von Betrieben oder Arbeitnehmenden durch Verordnung ganz 
oder teilweise von den zentralen Normen über die Arbeits- und Ruhezeiten aus-
genommen und entsprechenden Sonderbestimmungen unterstellt werden können, 
soweit dies mit Rücksicht auf ihre besonderen Verhältnisse notwendig ist. 232 
Ohne den Beizug der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz, welche die Sonder-
bestimmungen für bestimmte Gruppen von Betrieben oder Arbeitnehmenden 
enthält, ist es damit faktisch nicht möglich, eine präzise Auskunft über die ge-
setzlichen Arbeits- und Ruhezeiten in einem Betrieb zu geben, der dem Arbeits-
gesetz untersteht. 
Die Regeln über die Arbeits- und Ruhezeiten sind gesetzessystematisch zwar 108 
vom Gesundheitsschutz im engeren Sinn (Art. 6 ArG, Verordnung 3 zum Ar-
230 Siehe auch REHBINDER, N 426. 
231 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 49; REHBINDER, N 426, spricht von einem << Wildwuchs unge-
hemmt verfolgter Sonderinteressen auf Arbeitgeberseite>>. 
232 Unten, Rz. 162ff. 
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beitsgesetz) getrennt, doch dienen auch sie letztlich dem Schutz der Gesundheit. 
Findet sich in den einzelnen Vorschriften über die Arbeits- und Ruhezeit keine 
Antwort, so ist zu prüfen, ob subsidiär Art. 6 Abs. 2 ArG über die Über-
beanspruchung der Arbeitnehmenden oder Art. 2 ArGV 3 zur Anwendung ge-
langen. 233 
109 Nicht der Regelung durch das Arbeitsschutzrecht unterstehen die Begrenzung 
der Jahresarbeitszeit (d.h. auch des Ferienanspruchs) sowie der Lebensarbeits-
zeit (Altersgrenze, Ruhestand). 234 Diese Gebiete werden durch das Arbeitsver-
tragsrecht (Art. 329a ff. OR) bzw. entsprechende kollektive Vereinbarungen, al-
lenfalls das öffentliche Dienstrecht sowie das Bundessozialversicherungsrecht 
geregelt. 
II. Arbeitszeit 
1. Wöchentliche Höchstarbeitszeit 
110 Richtgrösse für die Bemessung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit ist grund-
sätzlich die Kalenderwoche. 235 Die wöchentliche Höchstarbeitszeit beträgt für 
Arbeitnehmende in industriellen Betrieben sowie für Büropersonal, technische 
und andere Angestellte 236 (mit Einschluss des Verkaufspersonals in Grass-
betrieben des Detailhandels) 45 Stunden, für alle übrigen Arbeitnehmenden 
50 Stunden. 237 In Betrieben, in denen Arbeitnehmende mit einer unterschiedli-
chen Höchstarbeitszeit zusammenarbeiten, gilt für alle Beschäftigten die längere 
Höchstarbeitszeit (Art. 9 Abs. 5 ArG). 
111 Als Arbeitszeit im Sinn des Gesetzes gilt die Zeit, während der sich die Arbeit-
nehmenden zur Verfügung des Arbeitgebers zu halten haben, 238 wobei der Ar-
beitsweg nicht als Arbeitszeit gilt (Art. 13 Abs. 1 ArGV 1). Ist die Arbeit jedoch 
ausserhalb des Arbeitsorts zu leisten und fällt dadurch die Wegzeit länger als üb-
233 Wegleitung ArG, 009-2. Allerdings werden von der Praxis hohe Anforderungen gestellt, wenn 
aus dem allgemeinen Gesundheitsschutz konkrete Regeln über die Arbeits- und Ruhezeiten ab-
geleitet werden sollen, siehe oben, Rz. 64. 
234 TscHUDI, Arbeitsschutzrech I, S. 50. 
235 Wegleitung ArG, 009-2. Die Woche im Sinn des Gesetzes (Arbeitswoche) beginnt mit dem 
Montag oder bei mehrschichtigen Systemen in der Sonntag-/Montagnacht und endet mit dem 
Sonntag (Art. 16 Abs. 1 ArGV 1). 
236 Darunter sind die Arbeitnehmenden zu verstehen, die im Büro oder in büroähnlichen Berufen 
tätig sind. Neben der Art des Arbeitsplatzes unterscheiden sie sich auch durch die Art der Tätig-
keit. Im Vordergrund steht die << Kopfarbeit>>; dies im Gegensatz zur vorwiegend handwerklichen 
oder manuellen Tätigkeit der übrigen Arbeitnehmenden (Wegleitung ArG, 009-2). 
237 Daneben bzw. in Ergänzung dazu gibt es Zeitgrenzen für die tägliche Arbeit, insbesondere in 
Art. 10 Abs. 3, 17a Abs. 1, 24 Abs. 5, 31 Abs. 1 und 35 Abs. 2 ArG sowie in Art. 38 Abs. 3 und 
60 Abs. 1 ArG V 1. 
238 Pausen, in welchen die Arbeitnehmenden Freizeit haben, werden auch dann nicht an die Ar-
beitszeit angerechnet, wenn sie im Betrieb verbracht werden müssen (siehe etwa MüLLER, Kom-
mentar, S. 62) . Dagegen gelten Pausen als Arbeitszeit, wenn die Arbeitnehmenden ihren Ar-
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lieh aus, so stellt die zeitliche Differenz zur normalen Wegzeit Arbeitszeit dar 
(Art. 13 Abs. 2 ArGV 1). Auch Weiterbildung, die aufgrund arbeitgebenscher 
Anordnung oder von Gesetzes wegen besucht wird, ist Arbeitszeit (Art. 13 
Abs. 4 ArGV 1). Besondere Regeln gelten für den Pikettdienst (Art. 14f. 
ArGV1). 
Der Arbeitgeber kann die wöchentliche Höchstarbeitszeit bewilligungsfrei um 112 
höchstens vier Stunden verlängern, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt 
sind und innerhalb vorgegebener Referenzperioden die wöchentlichen Höchst-
arbeitszeiten im Durchschnitt eingehalten werden (Art. 9 Abs. 3 ArG, Art. 22 
ArGV 1). Zudem kann eine Verlängerung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit 
um höchstens vier Stunden vom Bundesamt für bestimmte Gruppen von Betrie-
ben oder Arbeitnehmenden oder für einzelne Betriebe bewilligt werden, sofern 
und solange zwingende Gründe dies rechtfertigen (Art. 9 Abs. 4 ArG). 239 
2. Tages- und Abendarbeit 
Die mit der Neufassung von Art. 10 ArG verbundenen Neuerungen bilden einen 113 
der zentralen Reformpunkte der am 1. August 2000 in Kraft getretenen Revision 
des Arbeitsgesetzes. 240 Sie bedeuten eine Vereinfachung des Systems und er-
möglichen dem Arbeitgeber eine grössere Flexibilität. 
Der Arbeitstag wird in Tagesarbeit (6-20 Uhr), Abendarbeit (20-23 Uhr) und 114 
Nachtarbeit gernäss Art. 16 ArG unterteilt. Tages- und Abendarbeit sind bewil-
ligungsfrei, wobei die Abendarbeit vom Arbeitgeber nur nach Anhörung der Ar-
beitnehmervertretung oder der betroffenen Arbeitnehmer eingeführt werden 
kann (Art. 10 Abs. 1 ArG). Sie kann aber auch gegen deren Willen eingeführt 
werden, da das Anhörungsrecht gernäss Art. 10 Abs. 1 i.V.m. Art. 48 ArG kein 
Einspracherecht umfasst. 241 
Beginn und Ende der betrieblichen Tages- und Abendarbeit können bewil- 115 
ligungsfrei zwischen 5 Uhr und 24 Uhr anders festgelegt werden, wenn die Ar-
beitnehmervertretung oder die Mehrheit der betroffenen Arbeitnehmenden 
dem zustimmt. 242 Die betriebliche Tages- und Abendarbeit beträgt auch in die-
sem Fall höchstens 17 Stunden (Art. 10 Abs. 2 ArG). Für die einzelnen Arbeit-
beilsplatz nicht verlassen dürfen (Art. 15 Abs. 2 ArG; siehe zum Begriff des Arbeitsplatzes 
Art. 18 Abs. 5 ArGV 1). Im Stundenlohn sind die Pausen nur zu bezahlen, wenn es sich um Pau-
sen mit Arbeitsbereitschaft handelt (MüLLER, Kommentar, S. 84). 
239 Zwingende Gründe können z.B. übergangsrechtliche Probleme sein, wenn der Geltungsbereich 
des Arbeitsgesetzes auf Betriebe oder Arbeitnehmende ausgedehnt wurde , die bisher dem Ge-
setz nicht unterstanden. Denkbar ist auch die Bewältigung unerwarteter Naturereignisse (Weg-
leitung ArG, 009-3). 
240 MEYER, S. 23; MüLLER, Kommentar, S. 69. 
241 Wegleitung ArG, 010-2; MüLLER, Kommentar, S. 70. 
242 Wobei den Arbeitnehmenden hier ein echtes Mitbestimmungsrecht und nicht bloss ein Anhö-
rungsrecht zukommt (Wegleitung ArG, 010--2). MüLLER, Arbeitszeitfragen, S. 62. 
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nehmenden muss die Tages- und Abendarbeit, mit Einschluss der Pausen und 
der Überzeit, innerhalb von 14 Stunden liegen (Art. 10 Abs. 3 ArG). 
3. Überzeitarbeit 
116 Überzeitarbeit ist nicht zu verwechseln mit Überstundenarbeit gernäss Art. 321c 
OR. Überzeitarbeit liegt vor, wenn die wöchentliche Höchstarbeitszeit gernäss 
Art. 9 ArG überschritten wird, Überstundenarbeit dagegen dann, wenn mehr 
Zeit gearbeitet wird als verabredet, üblich, oder durch Normal- oder Gesamt-
arbeitsvertrag bestimmt ist. 243 Da die privatrechtlich geschuldete Arbeitszeit in 
der Regel weniger beträgt als die wöchentliche Höchstarbeitszeit, ist nicht jede 
Überstundenarbeit auch Überzeitarbeit. 244 
Zu beachten ist weiter, dass sich die arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften über 
die Arbeits- und Ruhezeiten in erster Linie an den Arbeitgeber richten und 
grundsätzlich nichts darüber aussagen, ob die Überzeitarbeit im Rahmen des 
Arbeitsverhältnisses geschuldet ist. 245 
117 Überzeitarbeit darf nur unter den folgenden restriktiven Voraussetzungen ange-
ordnet werden: 246 Wegen Dringlichkeit der Arbeit oder ausserordentlichen Ar-
beitsandrangs, für Inventaraufnahmen, Rechnungsabschlüsse und Liquidations-
arbeiten und zur Vermeidung oder Beseitigung von Betriebsstörungen, soweit 
dem Arbeitgeber nicht andere Vorkehren zugemutet werden können (Art. 12 
Abs. 1 ArG). Sie ist grundsätzlich nur an Werktagen zulässig (Art. 25 Abs. 1 
ArGV 1) und darf- ausser an arbeitsfreien Werktagen oder in Notfällen -für 
die einzelnen Arbeitnehmenden täglich nicht mehr als zwei Stunden betragen 
(Art. 12 Abs. 2 ArG). Die Zahl der Stunden, die pro Jahr als Überzeit gearbeitet 
werden darf, ist begrenzt (Art. 12 Abs. 2 ArG). 247 Eine behördliche Bewilligung 
ist nicht erforderlich, sofern die Überzeitarbeit nicht auch gleichzeitig Nacht-
oder Sonntagsarbeit darstellt oder im Zusammenhang mit ununterbrochenem 
Betrieb steht. 248 
118 Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmenden für die Überzeitarbeiten einen 
Lohnzuschlag von mindestens 25 Prozent auszurichten. Büropersonal, technische 
und andere Angestellte sowie das Verkaufspersonal in Grassbetrieben des De-
243 Z.B. PORTMANN, Jndividualarbeitsrecht, N 225f.; STAEHEL!NNISCHER, Art. 321c, N 1 ff. 
244 MüLLER, Kommentar, S. 75 . 
245 MüLLER, Kommentar, S. 75 f. ; STAEHEL!NNrscHER, Art. 321c, N 12; TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, 
s. 56f. 
246 Zu beachten ist dabei die Sanktionsmöglichkeit gernäss Art . 53 Abs. 2 ArG, falls Überzeitarbeit 
missbräuchlich angeordnet wird, d.h . ohne die Erfüllung der restriktiven Voraussetzungen. 
247 170 Stunden für Arbeitnehmende mit einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit von 45 Stunden, 
140 Stunden für solche mit einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit von 50 Stunden. Siehe auch 
Art. 26 ArG V 1. 
248 Dazu nachfolgend III 3 und 4 sowie IV. Siehe auch Art. 26 ArGV 1 zu den Sonderfällen, in de-
nen Überzeitarbeit auch in der Nacht und an Sonntagen sowie in Überschreitung der zulässigen 
täglichen Arbeitsdauer geleistet werden darf. 
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tailhandels hat jedoch nur für Überzeitarbeit, die 60Stunden im Jahr übersteigt, 
Anspruch auf einen entsprechenden Zuschlag (Art. 13 Abs. 1 ArG). Mit dem 
Einverständnis der Arbeitnehmenden kann Überzeitarbeit innert eines ange-
messenen Zeitraums durch Freizeit von gleicher Dauer ausgeglichen werden. 249 
In diesen Fällen entfällt der Anspruch auf Überzeitzuschlag (Art. 13 Abs. 2 
ArG). Das zunächst nicht völlig klare Verhältnis von Art. 13 Abs. 1 ArG zu 
Art. 321c Abs. 3 OR (Lohnzuschlag für Überstundenarbeit) 250 wurde von der 
bundesgerichtliehen Rechtsprechung unterdessen geklärt (BGE 126 III 337). 251 
Nach dieser Praxis ist die Entschädigung der Überstundenarbeit, welche die ver-
tragliche Arbeitszeit überschreitet, in Art. 321c OR geregelt. 252 Wenn die Arbeit 
dagegen die gesetzlich zulässige Höchstarbeitszeit überschreitet, liegt Überzeit-
arbeit vor, welche gernäss Art. 13 ArG zwingend mit dem um 25 Prozent erhöh-
ten Basislohn zu entschädigen ist. 253 Einzelheiten zur Berechnung des Lohn-
zuschlags finden sich in Art. 33 ArGV 1. 
Von der wöchentlichen Höchstarbeitszeit kann auch um täglich bis zu zwei Stun- 119 
den abgewichen werden, wenn es ausgefallene Arbeitszeit auszugleichen gilt. 
Wird die Arbeit nämlich wegen Betriebsstörungen, wegen Betriebsferien, zwi-
schen arbeitsfreien Tagen oder unter ähnlichen Umständen für verhältnismässig 
kurze Zeit ausgesetzt oder werden Arbeitnehmenden auf eigenen Wunsch ar-
beitsfreie Tage eingeräumt, so darf der Arbeitgeber innerhalb eines angemesse-
nen Zeitraums einen entsprechenden Ausgleich anordnen (Art. 11 ArG). 254 
Wiederum ist aber zu beachten, dass mit der Regelung über den Ausgleich aus-
fallender Arbeitszeit noch nichts über die allfällige Pflicht der Arbeitnehmenden 
gesagt ist, den entsprechenden Ausgleich zu erbringen. 255 
111. Ruhezeit 
1. Pausen 
Um eine Überbeanspruchung zu vermeiden, muss die Arbeitszeit durch Pausen 120 
unterbrochen werden, die der Erholung, der Entspannung und der Verpflegung 
249 Laut Art. 25 Abs. 2 ArG V 1 ist der Ausgleich durch Freizeit innert 14 Wochen vorzunehmen, 
sofern Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht eine längere Frist vereinbaren, die aber zwölf Mo-
nate nicht überschreiten darf. 
250 Siehe zur Problemstellung MüLLER, Kommentar, S. 79. Zum früheren Stand von Rechtspre-
chung und Lehre BGE 126 III 337 E. 6. 
251 Siehe etwa WYLER, S. 86f. 
252 Diese Regelung ist trotz Art. 361 Abs. 1 OR insofern dispositiver Natur, als durch schriftliche 
Vereinbarung, Normal- oder Gesamtarbeitsvertrag auf den Überstundenzuschlag verzichtet 
werden kann; siehe STAEHELINNISCHER, Art. 321c, N 21. 
253 PORTMANN, Individualarbeitsrecht, N 226; REHBINDER, N 109; zurückhaltender bezüglich des an-
teilsmässig höheren Grundlohns MüLLER, Kommentar, S. 79; DERS. , Arbeitszeitfragen, S. 64. 
254 Näheres dazu in Art. 24 ArGV 1. 
255 Siehe Mü LLER, Kommentar, S. 72. 
F. Arbeitsschutz 
dienen. 256 Sie dienen nicht zuletzt auch der Vermeidung von Arbeitsunfällen, 
die auf Überbeanspruchung zurückzuführen sind. 257 
121 Die Mindestdauer der Pausen ist gesetzlich definiert: Eine Viertelstunde bei ei-
ner täglichen Arbeitszeit (präziser: einer einzelnen Arbeitsperiode) 258 von fünf-
einhalb Stunden, eine halbe Stunde bei einer einzelnen Arbeitsperiode von 
mehr als sieben Stunden und einer Stunde bei einer solchen von mehr als neun 
Stunden (Art. 15 Abs. 1 ArG). Bei flexiblen Arbeitszeiten ist für die Bemessung 
der Pausen die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit massgebend (Art. 18 Abs. 4 
ArG V 1 ). Die Pausen können vom Arbeitgeber für einzelne Arbeitnehmende 
oder für Gruppen von Arbeitnehmenden gleichmässig oder zeitlich verschieden 
angesetzt werden (Art. 18 Abs. 1 ArGV 1). Sie sind um die Mitte der Arbeitszeit 
anzuberaumen (Art. 18 Abs. 2 ArGV 1). Pausen von mehr als einer halben 
Stunde dürfen aufgeteilt werden (Art. 18 Abs. 3 ArGV 1). 
122 Pausen gelten als Arbeitszeit, wenn die Arbeitnehmenden ihren Arbeitsplatz 
nicht verlassen dürfen (Art. 15 Abs. 2 ArG). 259 
2. Tägliche Ruhezeit 
123 Allen Arbeitnehmenden ist eine tägliche Ruhezeit von mindestens elf aufeinan-
der folgenden Stunden zu gewähren (Art. 15a Abs. 1 ArG). 260 Durch Pikett-
einsätze darf die tägliche Ruhezeit unterbrochen werden, sie muss jedoch im 
Anschluss an den Piketteinsatz im restlichen Umfang nachgewährt werden. 
Kann durch die Piketteinsätze eine minimale Ruhezeit von vier aufeinander fol-
genden Stunden nicht erreicht werden, so muss im Anschluss an den letzten Ein-
satz die tägliche Ruhezeit von elf Stunden nachgewährt werden (Art. 19 Abs. 3 
ArGV 1). 
124 Für erwachsene Arbeitnehmende kann die Ruhezeit einmal in der Woche bis 
auf acht Stunden herabgesetzt werden, sofern die Dauer von elf Stunden im 
Durchschnitt von zwei Wochen eingehalten wird (Art. 15a Abs. 1 ArG). Wird 
die Ruhezeit in diesem Sinn verkürzt, so dürfen die betroffenen Arbeitnehmen-
den beim darauf folgenden Arbeitseinsatz nicht zu Überzeitarbeit herangezogen 
werden (Art. 19 Abs. 2 ArGV 1). 
256 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 61. 
257 MüLLER, Kommentar, S. 82. 
258 Das Gesetz ist unpräzis formuliert: Massgebend ist nicht die tägliche Arbeitszeit, sondern die 
einzelne Arbeitsperiode. Wird also die tägliche Arbeitszeit unterbrochen und überschreitet ein 
Teil der dadurch unterteilten Arbeitszeit die Mindestgrenze von fünfeinhalb Stunden (Art. 14 
Abs. 1 lit. a ArG), so sind weitere Pausen einzulegen. Dies ergibt sich auch aus Art. 18 Abs. 2 
ArG V 1. Siehe MüLLER, Kommentar, S. 82, mit weiteren Hinweisen. Siehe auch BöHRINGERI 
MössiNGER, S. 21. 
259 Siehe dazu Fn. 238. 
260 Diese einheitliche Regelung, die seit dem 1. August 2000 gilt, bedeutet eine wesentliche Verein-
fachung gegenüber der alten Regelung; BöHRINGERIMössiNGER, S. 22; MEYER, S. 33; MüLLER, 
Kommentar, S. 84. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
3. Nachtarbeit 
a) Grundsätzliches Verbot 
Nachtarbeit kann sich gesundheitlich nachteilig auswirken. 261 Sie verunmöglicht 125 
den Betroffenen auch in einem erheblichen Mass soziale Kontakte. 262 Nach wie 
vor ist Nachtarbeit deshalb grundsätzlich verboten (Art. 16 ArG). Als solche gilt 
dabei die Zeit ausserhalb der betrieblichen Tages- und Abendarbeit gernäss 
Art. 10 ArG, d.h. die Zeit zwischen 23 Uhr und 6 Uhr, falls diese Zeiten nicht im 
Sinn von Art. 10 Abs. 2 ArG verschoben worden sind. 
Seit dem 1. August 2000 unterstehen Frauen nur noch während der Schwanger- 126 
schaft und nach der Niederkunft einem besonderen Schutz. 263 Das sehr weit ge-
hende Nachtarbeitsverbot für Frauen wurde aufgehoben. 264 Frauen, die nicht 
unter die genannten Schutzbestimmungen fallen , können gleich wie Männer in 
Nachtarbeit beschäftigt werden. 
b) Ausnahmen vom Verbot 
Ausnahmen vom Verbot der Nachtarbeit bedürfen einer Bewilligung (Art. 17 127 
Abs. 1 ArG). Das Gesetz umschreibt drei verschiedene Formen von Nachtarbeit, 
die je unter verschiedenen Voraussetzungen bewilligt werden können: Die dau-
ernde oder regelmässig wiederkehrende Nachtarbeit (Art. 17 Abs. 2 ArG), die 
vorübergehende Nachtarbeit (Art. 17 Abs. 3 ArG) sowie die Nachtarbeit zwi-
schen 5 Uhr und 6 Uhr sowie zwischen 23 Uhr und 24 Uhr (Art. 17 Abs. 4 ArG). 
Dauernde oder regelmässig wiederkehrende Nachtarbeit wird vom seco, vorü-
bergehende Nachtarbeit von der kantonalen Behörde bewilligt (Art. 17 Abs. 5 
ArG).265 
Damit die dauernde oder regelmässig wiederkehrende Nachtarbeit bewilligt wer- 128 
den kann, muss sie aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen unentbehrlich 
sein (Art. 17 Abs. 2 ArG). 266 Technische Unentbehrlichkeit liegt dabei vor, 
wenn ein Arbeitsverfahren oder Arbeiten nicht unterbrochen oder aufgeschoben 
werden können, weil mit der Unterbrechung erhebliche und unzumutbare Nach-
teile für die Produktion und das Arbeitsergebnis oder die Betriebseinrichtungen 
verbunden sind oder die Gesundheit der Arbeitnehmenden oder der Umgebung 
261 Eingehend SOLTERMANN, S. 49ff. 
262 SOLTERMANN, S. 78ff. 
263 Siehe unten, Rz. 180ff. 
264 Siehe auch oben, Rz. 35 . 
265 Siehe die Abgrenzungskriterien für die Bewilligungszuständigkeit in Art. 40 ArGV 1. Die 
Nachtarbeit zwischen 5 Uhr und 6 Uhr und 23 Uhr und 24 Uhr wird je nachdem, ob sie dauern-
den oder regelmässig wiederkehrenden oder aber nur vorübergehenden Charakter hat, vom seco 
oder von der kantonalen Behörde bewilligt. 
266 Dauernd oder regelmässig wiederkehrend ist Nachtarbeit, wenn sie in sporadischen oder peri-
odisch wiederkehrenden Einsätzen drei Monate pro Betrieb und Kalenderjahr übersteigt oder, 
bei zeitlich befristeten Einsätzen, eine Mindestdauer von sechs Monaten aufweist (Art. 40 Abs. 1 
und 2 ArG V 1). 
F. Arbeitsschutz 
des Betriebs durch einen Unterbruch gefährdet würden (Art. 28 Abs. 1 
ArGV 1). 267 Wirtschaftliche Unentbehrlichkeit ist dagegen zu bejahen, wenn: 
- die Unterbrechung und Wiedereinsetzung des Arbeitsverfahrens hohe Zusatz-
kosten verursachen, die ohne die Leistung von Nacht- oder Sonntagsarbeit 
eine merkliche Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit des Betriebs gegenüber 
seinen Konkurrenten zur Folge haben könnten, 
- das augewandte Arbeitsverfahren mit unvermeidlich hohen Investitionskosten 
verbunden ist, die ohne Nacht- oder Sonntagsarbeit nicht amortisiert werden 
können, oder 
- die Konkurrenzfähigkeit gegenüber Ländern mit vergleichbarem sozialem 
Standard wegen längerer Arbeitszeiten oder anderer Arbeitsbedingungen im 
Ausland erheblich beeinträchtigt ist und durch die Bewilligung die Beschäfti-
gung mit grosser Wahrscheinlichkeit gesichert ist (Art. 28 Abs. 2 ArGV 1). 268 
129 Der wirtschaftlichen Unentbehrlichkeit gleichgestellt wurden die besonderen 
Konsumbedürfnisse, deren Befriedigung im öffentlichen Interesse liegt und nicht 
ohne Nacht- oder Sonntagsarbeit möglich ist. Solche Konsumbedürfnisse sind 
die täglich notwendigen und unentbehrlichen Waren oder Dienstleistungen, de-
ren Fehlen von einem Grossteil der Bevölkerung als wesentlicher Mangel emp-
funden würde und bei denen das Bedürfnis dauernd oder in der Nacht oder am 
Sonntag besonders hervortritt (Art. 28 Abs. 3 ArGV 1). Zu Recht wird geltend 
gemacht, dass diese Gleichstellung der Konsumbedürfnisse mit der wirtschaftli-
chen Unentbehrlichkeit - wenn sie nicht äusserst restriktiv gehandhabt wird -
kaum eine ausreichende Grundlage im Arbeitsgesetz findet. 269 Wird das Krite-
rium der Konsumbedürfnisse weit interpretiert, kommt dies einer eigentlichen 
Aushöhlung des Nacht- und Sonntagsarbeitsverbots gleich, 270 zumal ja bereits 
aufgrund der Sonderregeln für viele Betriebe in der Verordnung 2 zum Arbeits-
gesetz zahlreiche Konsumbedürfnisse berücksichtigt werden. 271 Ansatzpunkt für 
eine restriktive Interpretation bildet etwa auch die Formulierung in Art. 28 
Abs. 3 ArGV 1, wonach die Befriedigung der entsprechenden Konsumbedürf-
nisse im «öffentlichen Interesse» liegen muss. 
130 Die praktische Bedeutung der Auslegung von Art. 28 Abs. 3 ArGV 1 ist wegen 
zwei Bundesgerichtsentscheiden in den Vordergrund gerückt, die sich mit allfäl-
267 Beispiele in Wegleitung ArG V 1,128-2. 
268 Kritisch (aus rechtspolitischen Erwägungen) zur letztgenannten Regelung MüLLER, Kommentar, 
S. 89. 
269 MüLLER, Kommentar, S. 89; siehe auch SOLTERMANN, S. 180f., der jedoch Möglichkeiten für eine 
den Schutzzielen des Arbeitsgesetzes konforme Auslegung der Bestimmung sieht. 
270 Siehe auch das Kreisschreiben des seco vom 18. Februar 2004 über den <<Bundesgerichtsent-
scheid Shop Ville Zürich; weiteres Vorgehen bezüglich Sonntagsarbeit in Bahnhofsläden» 
( <www.seco-admin.ch/imperia/md/content/arbeit/arbeitnehmerschutz/197 .pdf> ), das gestützt auf 
ein Gutachten des Bundesamts für Justiz eine restriktive Praxis vorschreibt. 
271 Vgl. Wegleitung ArGV 1, 128-3f.; siehe etwa auch die zu Recht restriktive Haltung des Bundes-
gerichts bei der Interpretation der <<Bedürfnisse des Fremdenverkehrs» gernäss Art. 41 Abs. 1 
ArG V 2 (BGE 126 II 106). Das <<Shopping» für sich allein stelle keine Form des Fremdenver-
kehrs dar. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Iigen Ausnahmen vom Sonntagsarbeitsverbot für Läden im Zürcher Shop Ville 
und im Flughafen Zürich zu befassen hatten: 272 Das Bundesgericht befand in bei-
den Fällen zu Recht, dass weder in der Eisenbahngesetzgebung 273 noch in Art. 26 
ArG V 2 eine genügende Grundlage bestünde, um sämtliche Betriebe in den ge-
nannten Anlagen von der Bewilligungspflicht für Sonntagsarbeit auszunehmen. 
Eine Bewilligung für dauernde oder regelmässig wiederkehrende Nacht- und 
Sonntagsarbeit kann wiederum nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen 
von Art. 28 ArGV 1 erfüllt sind. Für sämtliche Geschäfte, die nach den genann-
ten Entscheiden eine entsprechende Bewilligung beantragten, wurde eine solche 
vom seco abgelehnt, da der Gesetzgeber eindeutig am weit reichenden Sonntags-
arbeitsverhot habe festhalten wollen. 274 Aufgrund einer parlamentarischen Ini-
tiative275 wurde sodann eine gesetzliche Grundlage geschaffen, um in Verkaufs-
stellen und Dienstleistungsbetrieben in Bahnhöfen, welche auf Grund des 
grossen Reiseverkehrs Zentren des öffentlichen Verkehrs sind, sowie in Flughä-
fen auch sonntags bewilligungsfrei Arbeitnehmende beschäftigen zu dürfen. 276 
Diese Sonderregelung für die Zentren des öffentlichen Verkehrs ermöglicht es, 
an der restriktiven Interpretation von Art. 28 Abs. 3 ArG V 1 festzuhalten. 
Die Unentbehrlichkeit im beschriebenen Sinn wird für die im Anhang zur Verord- 131 
nung 1 zum Arbeitsgesetz aufgeführten Produktions- und Arbeitsverfahren ver-
mutet (Art. 28 Abs. 4 ArGV 1). Mit dieser Vermutung soll der jeweilige Abklä-
rungsaufwand reduziert, 277 aber nicht die Bewilligungspflicht abgeschafft werden. 
Vorübergehende Nachtarbeit wird bewilligt, sofern ein dringendes Bedürfnis 132 
nachgewiesen wird (Art. 17 Abs. 3 ArG). Ein solches liegt vor, wenn zusätzliche 
Arbeiten anfallen, die sich zur normalen betrieblichen Arbeitszeit weder mit pla-
nerischen noch mit organisatorischen Massnahmen bewältigen lassen, wenn Ar-
beiten aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder aus sicherheitstechnischen 
Gründen nur in der Nacht oder am Sonntag erledigt werden können oder Ereig-
nisse kultureller, gesellschaftlicher oder sportlicher Art in Abhängigkeit von den 
örtlichen Verhältnissen und Gebräuchen oder den spezifischen Bedürfnissen von 
Kunden die Erbringung von zeitlich begrenzten Arbeitseinsätzen in der Nacht 
oder am Sonntag erfordern (Art. 27 Abs. 1 ArG V 1 ). 278 
272 Entscheide vom 22. März 2002 (2A.255/2001 und 2A.256/2001), Letzterer auch wiedergegeben 
in ARV 2003, S. 39ff. 
273 Art. 39 des Eisenbahngesetzes vom 20. Dezember 1957 in der Fassung vom 20. März 1998 
(SR 742.101 ). 
274 Siehe Ziff. 2 des in Fn. 270 genannten Kreisschreibens. 
275 Parlamentarische Initiative 02.422 (Nationalrat Rolf Hegetschweiler) vom 17. April 2002 betref-
fend Ladenöffnungszeiten in Zentren des öffentlichen Verkehrs. 
276 Art. 27 Abs. 1'e' ArG, BB12004 5447; siehe zum entsprechenden Kompromiss zwischen den in-
volvierten Interessen Neue Zürcher Zeitung vom 5. August 2004, S. 13. Gegen diese Revision ist 
das Referendum ergriffen worden. Die Abstimmung findet im Herbst 2005 statt. 
277 Wegleitung ArG V 1, 128-4. 
278 Kritisch zur <<Schwammigkeit» dieser Umschreibung des dringenden Bedürfnisses LuCHSINGER, 
s. 38. 
F. Arbeitsschutz 
133 Nachtarbeit zwischen 5 und 6 Uhr sowie zwischen 23 Uhr und 24 Uhr wird nur in 
Betrieben mit einem zweischichtigen Arbeitssystem bewilligt, die aus Gründen 
der täglichen Auslastung regelmässig auf eine Betriebszeit von 18 Stunden ange-
wiesen sind, dabei nicht mehr als eine Randstunde in Anspruch nehmen und 
wenn dadurch die Leistung von weiterer Nachtarbeit zwischen 24 Uhr und 5 Uhr 
vermieden werden kann (Art. 27 Abs. 2 ArGV 1). 
134 Wichtig ist, dass Arbeitnehmende nicht ohne ihr Einverständnis zur Nachtarbeit 
herangezogen werden dürfen (Art. 17 Abs. 6 ArG). Im entsprechenden Gesuch 
ist zu bestätigen, dass das Einverständnis der Arbeitnehmenden eingeholt wurde 
(Art. 41 lit. e ArG V 1 ). Auch die (voraussichtliche) Einhaltung der Arbeitszeiten 
bei Nachtarbeit bildet eine Bewilligungsvoraussetzung. 279 
135 Nicht zu vergessen ist schliesslich, dass Nachtarbeit, selbst wenn sie auf Grund 
des Arbeitsgesetzes zulässig wäre, durch polizeirechtliche Vorschriften des Bun-
des, der Kantone und der Gemeinden eingeschränkt werden kann (Art. 71 lit. c 
ArG).280 
c) Dauer der Nachtarbeit 
136 Bei Nachtarbeit darf die tägliche Arbeitszeit für die einzelnen Arbeitnehmenden 
neun Stunden nicht überschreiten; sie muss, mit Einschluss der Pausen, inner-
halb eines Zeitraums von zehn Stunden liegen (Art. 17a Abs. 1 ArG). Sind be-
sondere Voraussetzungen erfüllt (Art. 29 ArGV 1), so ist eine tägliche Arbeits-
zeit von zehn Stunden im Zeitraum von zwölf Stunden unter Einschluss der 
Pausen zulässig, wenn in höchstens drei von sieben aufeinander folgenden Näch-
ten auf diese Weise gearbeitet wird. 281 Neben den drei aufeinander folgenden 
Nachteinsätzen darf am Tag bis zum Erreichen der wöchentlichen Höchst-
arbeitszeit gearbeitet werden. 282 
d) Lohn- und Zeitzuschlag 
137 Da Nachtarbeit von längerer Dauer für Arbeitnehmende gesundheitliche Beein-
trächtigungen mit sich bringen kann, sollen diese negativen Auswirkungen mit 
einem so genannten Zeitzuschlag in Form eines bezahlten Freizeitausgleichs 
kompensiert werden. Bei bloss vorübergehender Nachtarbeit haben die Arbeit-
nehmenden dagegen Anspruch auf einen Lohnzuschlag. 
.38 Der Lohnzuschlag bei vorübergehender Nachtarbeit beläuft sich auf mindestens 
25 Prozent (Art. 17b Abs.1 ArG). Der Zuschlag ist bei Zeitlohn nach dem auf 
279 Art. 41lit. c i.V.m. Art. 42lit. e ArG V 1; BöHRINGERIMöSSINGER, S. 27f. 
280 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 61. 
281 Da zehn Stunden Arbeit in der Nacht für den menschlichen Organismus eine starke Belastung 
darstellen, ist diese Beschäftigungsform nur bei gut ausgestatteten und gut organisierten Ar-
beitsplätzen mit geringen Belastungsfaktoren zulässig (Wegleitung ArG, 017a-2). 
282 Wegleitung ArG, 017a-2. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
die Stunde berechneten Lohn, ohne Orts-, Haushaltungs- und Kinderzulagen zu 
berechnen (Art. 33 Abs. 1 ArG V 1). 283 
Dauernde oder regelmässig wiederkehrende Nachtarbeit, die Anspruch auf ei- 139 
nen Zeitzuschlag vermittelt, leisten Arbeitnehmende, die in 25 oder mehr Näch-
ten pro Kalenderjahr zum Einsatz gelangen (Art. 31 Abs. 1 ArGV 1). 284 Der 
Zeitzuschlag ist ab dem ersten Nachteinsatz zu gewähren. Er berechnet sich auf 
Grund der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit (Art. 31 Abs. 2 ArGV 1) und be-
trägt zehn Prozent der Zeit, während der Nachtarbeit geleistet wurde. Der ent-
sprechende Freizeitausgleich ist innerhalb eines Jahres zu gewähren (Art. 17b 
Abs. 2 ArG). Stellt sich erst im Verlauf eines Kalenderjahrs heraus, dass Arbeit-
nehmende wider Erwarten Nachtarbeit in mehr als 25 Nächten zu leisten haben, 
so muss der Lohnzuschlag für die ersten 25 Nächte nicht in den Zeitzuschlag um-
gewandelt werden (Art. 31 Abs. 3 ArGV 1). Für Arbeitnehmende, die regelmäs-
sig abends oder morgens höchstens eine Randstunde in der Nachtzeit arbeiten, 
kann der Ausgleich auch als Lohnzuschlag gewährt werden (Art. 17b Abs. 2 
ArG). Kommen im jeweiligen Betrieb besonders vorteilhafte, in Gesetz und Ver-
ordnung genau umschriebene Arbeitszeitmodelle zur Anwendung, die materiell 
den Zeitzuschlag aufzuwiegen vermögen, kann auf die Gewährung von Aus-
gleichsruhezeitverzichtet werden (Art. 17b Abs. 3 ArG und Art. 32 ArGV 1). 
e) Medizinische Untersuchung und Beratung und weitereMassnahmen 
Auf Grund gesicherter arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse kann davon aus- 140 
gegangen werden, dass länger dauernde Nachtarbeit zu Gesundheitsbeeinträch-
tigungen führen kann. Deshalb ist sowohl eine Überwachung des Gesundheits-
zustandes als auch eine Beratung angezeigt, die speziell auf Probleme eingeht, 
die durch Nachtarbeit hervorgerufen werden. 285 Arbeitnehmende, die über län-
gere Zeit Nachtarbeit verrichten, haben deshalb Anspruch auf eine Unter-
suchung ihres Gesundheitszustands sowie darauf, sich beraten zu lassen (Art. 17c 
Abs. 1 ArG). Die Kosten dafür trägt der Arbeitgeber, soweit nicht die Kranken-
kasse oder ein anderer Versicherer der Arbeitnehmenden dafür aufkommt 
(Art. 17c Abs. 3 ArG). Anspruch, Inhalt und Modalitäten der Untersuchung 
und Beratung sind auf Verordnungsstufe geregelt. 286 
Wird festgestellt, dass Arbeitnehmende aus gesundheitlichen Gründen zur 141 
Nachtarbeit untauglich sind, müssen diese nach Möglichkeit zu einer ähnlichen 
Tagesarbeit versetzt werden, zu der sie fähig sind (Art. 17d ArG). 287 Ein An-
283 Siehe auch die weiteren Modalitäten der Berechnung des Lohnzuschlags in Art. 33 ArGV 1. 
SOLTERMANN, S. 198ff. 
284 Zum Ganzen SoLTERMANN, S. 200ff. 
285 Wegleitung, 017c-l. Vgl. auch Art. 43 ArG V 1. 
286 Art. 17c Abs. 2 i.V.m. Art. 43-45 ArG V 1. 
287 Besteht keine solche Möglichkeit, sind die Betroffenen von der Pflicht zur Arbeitsleistung be-
freit und haben einen Lohnfortzahlungsanspruch gernäss Art. 324a OR (BöHRINGERIMösSINGER, 
s. 31). 
F. Arbeitsschutz 
spruch auf Weiterbeschäftigung ergibt sich daraus allerdings nicht; ein solcher 
wäre höchstens aus dem Privatrecht, beispielsweise aus einem Gesamtarbeitsver-
trag, ableitbar. 288 
142 Soweit es nach den Umständen erforderlich ist, haben Arbeitgeber, die 
regelmässig Arbeitnehmende in der Nacht beschäftigen, weitere Massnahmen 
zu deren Schutz vorzusehen, namentlich im Hinblick auf die Sicherheit des Ar-
beitswegs, die Organisation des Transports, die Ruhe- und Verpflegungsmöglich-
keiten sowie die Kinderbetreuung (Art. 17e ArG und Art. 46 ArGV 1). Die Ar-
beitszeitbewilligungen können mit entsprechenden Auflagen versehen werden 
(Art. 17e Abs. 2 ArGV 1). 
4. Sonntagsarbeit, Feiertage und wöchentlicher freier Halbtag 
a) Wöchentliche Ruhezeit 
143 Die Regelung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit wird ergänzt durch Vor-
schriften über wöchentliche Mindestruhezeiten. Diese sollen den Arbeitneh-
menden im Lauf der Kalenderwoche längere Erholungsphasen sichern, was so-
wohl aus gesundheitlichen wie auch sozialen Gründen geboten ist. 
b) Sonntagsarbeit 
144 Gewissermassen das «Zentrum» der wöchentlichen Ruhezeit bildet der Sonntag 
als allgemeiner wöchentlicher Ruhetag (Art. 21 Abs. 1 ArGV 1). Sonntags-
arbeit, also Arbeit zwischen Samstag 23 Uhr und Sonntag 23 Uhr, ist grundsätz-
lich untersagt (Art. 18 Abs. 1 ArG). Der genannte Zeitraum von 24 Stunden 
kann um höchstens eine Stunde vorgezogen oder verschoben werden, wenn die 
Arbeitnehmervertretung im Betrieb oder, wo eine solche nicht besteht, die 
Mehrheit der betroffenen Arbeitnehmenden zustimmt (Art. 18 Abs. 2 ArG). 
Der wöchentliche Ruhetag muss zusammen mit der täglichen Ruhezeit vor oder 
nach dem Ruhetag mindestens 35 aufeinander folgende Stunden ergeben 
(Art. 21 Abs. 2 ArGV 1). 
145 Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit bedürfen der Bewilligung (Art. 19 
Abs. 1 ArG). Ähnlich wie bei den Ausnahmen vom Nachtarbeitsverbot wird im 
Hinblick auf die Voraussetzungen und das Bewilligungsverfahren zwischen vorü-
bergehender und dauernder oder regelmässig wiederkehrender Sonntagsarbeit 
unterschieden. Vorübergehend ist die Sonntagsarbeit, wenn sie bei sporadisch 
vorkommenden Einsätzen nicht mehr als sechs Sonntage, gesetzliche Feiertage 
inbegriffen, pro Betrieb und Kalenderjahr umfasst oder bei zeitlich befristeten 
Einsätzen von bis zu drei Monaten einen begrenzten Charakter aufweist. Wer-
den diese Grenzen überschritten, ist dauernde oder regelmässig wiederkehrende 
288 SOLTERMANN, S . 213. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Sonntagsarbeit gegeben (Art. 40 Abs. 3 und 4 ArGV 1). Letztere wird vom seco, 
Erstere von der kantonalen Behörde bewilligt (Art. 19 Abs. 4 ArG). 
Vorübergehende Sonntagsarbeit wird bewilligt, sofern ein dringendes Bedürfnis 146 
nachgewiesen wird (Art. 19 Abs. 3 ArG). Grundsätzlich sind die Anforderungen 
an das dringende Bedürfnis die gleichen wie bei der Bewilligung vorübergehen-
der Nachtarbeit (Art. 27 Abs. 1 ArG V 1). 289 Bei Sonntagsarbeit ist den Arbeit-
nehmenden weiter ein Lohnzuschlag von 50 Prozent zu bezahlen. Dieser Zu-
schlag ist zwingender Natur. Nicht nur Arbeitnehmende im Stundenlohn, 
sondern auch solche im Monatslohn sind entsprechend zu entschädigen. 290 
Dauernde oder regelmässig wiederkehrende Sonntagsarbeit wird bewilligt, sofern 147 
sie aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen unentbehrlich ist (Art. 19 
Abs. 2 ArG). Die Unentbehrlichkeit ist unter denselben Umständen zu bejahen 
wie bei der Nachtarbeit. 291 Im Gegensatz zur vorübergehenden Sonntagsarbeit 
ist kein Lohnzuschlag geschuldet. 292 
c) Freier Sonntag und Ersatzruhe 
Innert zweierWochenmuss wenigstens einmal ein ganzer Sonntag als wöchentli- 148 
eher Ruhetag unmittelbar vor oder nach der täglichen Ruhezeit freigegeben wer-
den (Art. 20 Abs. 1 ArG) . Er muss zusammen mit der täglichen Ruhezeit vor 
oder nach dem Ruhetag eine Ruhezeit von mindestens 35 aufeinander folgenden 
Stunden ergeben (Art. 21 Abs. 2 ArGV 1). 
Für Sonntagsarbeit ist grundsätzlich Ersatzruhe vorgesehen. Sonntagsarbeit von 149 
bis zu fünf Stunden ist innert vier Wochen durch Freizeit auszugleichen (Art. 20 
Abs. 2 ArG, Art. 21 Abs. 7 ArGV 1). Dauert die Sonntagsarbeit länger als fünf 
Stunden, so ist während der vorhergehenden oder nachfolgenden Woche im An-
schluss an die tägliche Ruhezeit ein auf einen Arbeitstag 293 fallender Ersatz-
ruhetag von mindestens 24 aufeinander folgenden Stunden zu gewähren (Art. 20 
Abs. 2 ArG). Zusammen mit der täglichen Ruhezeit hat er mindestens 35 auf-
einander folgende Stunden zu dauern. In jedem Fall muss er den Zeitraum von 
6 Uhr bis 20 Uhr umfassen (Art. 21 Abs. 5 ArG V 1). 
Der Arbeitgeber darf Arbeitnehmende während der Ersatzruhe vorübergehend 150 
zur Arbeit heranziehen, soweit dies notwendig ist, um dem Verderb von Gütern 
vorzubeugen oder um Betriebsstörungen zu vermeiden oder zu beseitigen; doch 
ist die Ersatzruhe dann spätestens in der folgenden Woche zu gewähren (Art. 20 
Abs. 3 ArG). 
289 Dazu oben, Rz. 132. 
290 Wegleitung ArG, 019- 2. 
291 Siehe oben, Rz. 128 f. 
292 Siehe den Beitrag << Arbeiten per Ausnahmeverordnung. Von den Regeln über die Sonntags-
arbeit», in Neue Zürcher Zeitung, 31. März 2004, S. 63. 
293 Siehe auch Art. 21 Abs. 6 ArG V 1. 
F. Arbeitsschutz 
d) Feiertage und religiöse Feiern 
151 Der Bundesfeiertag (1. August) ist den Sonntagen gleichgestellt. 294 Die Kantone 
können höchstens acht weitere Feiertage im Jahr den Sonntagen gleichstellen 
und sie nach Kantonsteilen verschieden ansetzen (Art. 20a Abs. 1 ArG). 295 
152 Für die Beschäftigung von Arbeitnehmenden an Feiertagen, die den Sonntagen 
gleichgestellt sind, benötigen die dem Arbeitsgesetz unterstehenden Betriebe 
eine arbeitsgesetzliche Bewilligung für Sonntagsarbeit und allenfalls auch eine 
Polizeierlaubnis gernäss kantonaler Ruhetagsgesetzgebung. Darüber hinaus 
können die Kantone in ihren Ruhetagsgesetzen beliebig viele Feiertage als öf-
fentliche Ruhetage bezeichnen. Diese sind dann aber nicht den gesetzlichen 
Sonntagen gleichgestellt, sondern werden arbeitsschutzrechtlich als Werktage 
behandelt und benötigen keine arbeitsgesetzliche Bewilligung. Besteht ein kan-
tonales oder kommunales Verbot für eine bestimmte Tätigkeit und wird keine 
Polizeierlaubnis erteilt, kann im Umfang des Verbotes auch eine allfällige ar-
beitsgesetzliche Bewilligung nicht ausgenützt werden, weil das Arbeitsgesetz 
kantonales und kommunales Polizeirecht vorbehält (Art. 71lit. c ArG). 296 
153 Die Arbeitnehmenden sind berechtigt, an anderen als den von den Kantonen 
anerkannten - und in erster Linie in der christlichen Tradition stehenden - reli-
giösen Feiertagen die Arbeit auszusetzen, haben dies dem Arbeitgeber aber spä-
testens drei Tage im Voraus anzuzeigen (Art. 20 Abs. 2 ArG). Für den Besuch 
von religiösen Feiern muss der Arbeitgeber den Arbeitnehmenden auf ihren 
Wunsch zudem die erforderliche Zeit freigeben (Art. 20a Abs. 3 ArG). 297 
Gleichwohl gelten auch für diese Arbeitnehmenden die den Sonntagen gleich-
gestellten Feiertage als solche. Für die auf ihr Begehren eingeräumten Freitage 
oder Freizeiten kann der Arbeitgeber einen entsprechenden Ausgleich anord-
nen (Art. 11 ArG). 298 
e) Wöchentlicher freier Halbtag 
154 Wird die wöchentliche Arbeitszeit auf mehr als fünf Tage verteilt, 299 ist den Ar-
beitnehmenden jede Woche ein freier Halbtag zu gewähren; mit Ausnahme der 
Wochen, in die ein arbeitsfreier Tag fällt (Art. 21 Abs. 1 ArG). Der freie Halb-
tag umfasst acht Stunden, die unmittelbar vor oder nach der täglichen Ruhezeit 
an einem Werktag zu gewähren sind (Art. 20 Abs. 1 ArGV 1). 300 
294 Siehe oben, Rz . 25. 
295 Siehe die Aufstellung in MüLLER, Kommentar, S. 312ff. 
296 Zum Ganzen Wegleitung ArG, 020a- 1 f. 
297 Der Gesetzestext nennt hier keine vorgängige Anzeigepflicht; eine solche dürfte sich indessen 
aus der Treuepflicht der Arbeitnehmenden ableiten lassen; siehe MüLLER, Kommentar, S.l07. 
298 Siehe auch Art. 24 ArG V 1. 
299 Laut Art. 16 Abs. 1 ArG V 1 darf die Arbeitswoche höchstens fünfeinhalb Arbeitstage umfassen. 
Sie kann auf sechs Arbeitstage ausgedehnt werden, sofern die wöchentlichen freien Halbtage im 
Einverständnis mit den Arbeitnehmenden für längstens vier Wochen zusammengelegt werden. 
300 Näheres in Art. 20 Abs. 2-4 ArG V 1. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Der Arbeitgeber darf im Einverständnis mit den Arbeitnehmenden die wöchent- 155 
liehen freien Halbtage für höchstens vier Wochen zusammenhängend gewähren; 
die wöchentliche Höchstarbeitszeit ist im Durchschnitt einzuhalten (Art. 21 
Abs. 2 ArG). 301 
5. Abgeltungsverbot von Ruhezeit 
Die gesetzlichen Ruhezeiten sind aus gesundheitlichen Gründen vorgeschrieben 156 
und sollen der Erholung dienen. Um diesen Zweck nicht zu vereiteln, dürfen sie, 
ausser bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses, nicht durch Geldleistungen oder 
andere Vergünstigungen abgegolten werden (Art. 22 ArG). 
Werden die Ruhezeiten bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch eine 157 
Geldleistung abgegolten, so ist für deren Bemessung Art. 33 ArG V 1 anwendbar 
(Art. 17 ArG V 1 ). Das entsprechende Ab geltungsverbot für die jährliche Ruhe-
zeit, also die Ferien, ist dagegen nicht im Arbeitsgesetz, sondern in Art. 329d 
Abs. 2 OR geregelt. 302 
IV. Ununterbrochener Betrieb 
Als ununterbrochener Betrieb gilt ein Arbeitszeitsystem, bei dem während 24 158 
Stunden und an sieben Tage der Woche Schichtarbeit geleistet wird und das aus 
mehreren Schichten besteht, wobei die einzelnen Arbeitnehmenden grundsätz-
lich alle Schichten durchlaufen (Art. 36 ArGV 1). Aufgrund der besonderen Be-
lastungen, die für die Arbeitnehmenden mit dem ununterbrochenen Betrieb ver-
bunden sein können, gelten besondere und dem speziellen Arbeitszeitsystem 
angepasste Vorschriften über die Ruhetage (Art. 37 ArGV 1) und die Arbeits-
zeit (Art. 38 ArGV 1). 303 
Der ununterbrochene Betrieb bedarf der Bewilligung. Diese wird erteilt, wenn 159 
der dauernde oder wiederkehrende ununterbrochene Betrieb 304 aus technischen 
oder wirtschaftlichen Gründen unentbehrlich ist. 305 Der vorübergehende unun-
terbrochene Betrieb wird zudem bewilligt, sofern ein dringendes Bedürfnis 306 
nachgewiesen wird (Art. 24 Abs. 1-3 ArG). Dauernder oder wiederkehrender 
ununterbrochener Betrieb wird vom Bundesamt, vorübergehender ununterbro-
chener Betrieb von der kantonalen Behörde bewilligt (Art. 24 Abs. 4 ArG). 
301 Siehe Fn. 299. 
302 Näheres bei MüLLER, Kommentar, S.109f.; STAEHELINNISCHER, Art. 329d, N 14ft. 
303 Andere Regeln gelten jedoch für den so genannten <<zusammengesetzten ununterbrochenen Be-
trieb». Art. 37 und 38 ArG V 1 sind auf Arbeitnehmende, die nur in einzelnen Schichten oder an 
bestimmten Tagen eingesetzt werden, nicht anwendbar (Art. 39 ArG V 1). 
304 Siehe zur Abgrenzung Art. 40 ArG V 1. 
305 Siehe Art. 28 ArGV 1 und dazu oben, Rz.l28f. 
306 Siehe Art. 27 ArGV 1. Zu ergänzenden Gründen Wegleitung ArG V 1, 024-1. Siehe auch oben, 
Rz.132. 
F. Arbeitsschutz 
V. Schichtwechsel 
50 Schichtarbeit liegt vor, wenn zwei oder mehrere Gruppen von Arbeitnehmenden 
nach einem bestimmten Zeitplan gestaffelt und wechselweise am gleichen Ar-
beitsplatz zum Einsatz gelangen (Art. 34 Abs. 1 ArGV 1). Aus gesundheitlichen 
Gründen soll bei der Schichtplangestaltung der zyklische Wechsel der Schichten 
angestrebt werden, weil solche Wechsel vor chronischer Überbeanspruchung 
schützen und soziale Kontakte erleichtern. 307 Die Arbeitszeit ist so einzuteilen, 
dass die einzelnen Arbeitnehmenden nicht länger als während sechs aufeinander 
folgenden Wochen die gleiche Schicht zu leisten haben (Art. 25 Abs. 1 ArG). 
Zudem ist die Schichtdauer beschränkt (Art. 34 Abs. 3 und 4 ArGV 1). Bei der 
Gestaltung der Schichtarbeit sind weiter die arbeitsmedizinischen und arbeits-
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu beachten (Art. 34 Abs. 2 ArGV 1). Im Ge-
gensatz zur früheren Regelung bedarf die Schichtarbeit keiner Bewilligung 
mehr. 308 
51 Bei zweischichtiger Arbeit am Tag und am Abend müssen die Arbeitnehmenden 
an beiden Schichten und bei Nachtarbeit an der Tages- und Nachtarbeit gleich-
mässig Anteil haben (Art. 25 Abs. 2 ArG). Auf den Schichtwechsel kann mit 
dem Einverständnis der betroffenen Arbeitnehmenden aber verzichtet werden, 
sofern diese aus besonderen persönlichen Gründen (z.B. Elternpflichten) nur 
am Morgen oder am Abend arbeiten können oder eine der beiden Schichten we-
sentlich kürzer ist und nicht mehr als fünf Stunden beträgt (Art. 25 Abs. 3 ArG 
i.V.m. Art. 35 ArGV 1). Unter besonderen Voraussetzungen ist Schichtarbeit in 
der Nacht von mehr als sechs Wochen ohne Wechsel mit Tagesarbeit zulässig 
(Art. 30 ArGV 1). 
VI. Sonderbestimmungen für bestimmte Gruppen von Betrieben 
oder Arbeitnehmenden 
62 Die Verhältnisse in den nicht-industriellen Erwerbszweigen sind derart verschie-
den, dass die Arbeits- und Ruhezeitregelungen nicht überall unverändert ange-
wandt werden können, ohne die notwendigen Arbeitsabläufe einzelner Betriebe 
empfindlich zu beeinträchtigen. 
63 Zur angepassten Verbesserung des Arbeitsschutzes ist es auf der einen Seite 
möglich, über die Überzeit-, Nacht- und Sonntagsarbeit sowie über die Schicht-
arbeit und den ununterbrochenen Betrieb zum Schutz der Arbeitnehmenden 
durch Verordnung weitere Bestimmungen aufzustellen (Art. 26 Abs. 1 ArG). 
307 Wegleitung ArG, 025-1. 
308 MEYER, S. 59. Eine Bewilligung ist aber nötig, wenn mit der Schichtarbeit auch Nacht- oder 
Sonntagsarbeit verbunden ist oder der ununterbrochene Betrieb eingeführt wird ; siehe BöHRIN-
GERIMöSSINGER, S. 9; Mü LLER, Arbeitszeitfragen, S. 66 f. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Für bestimmte Gruppen von Betrieben oder Arbeitnehmenden könnte zudem 
die wöchentliche Höchstarbeitszeit durch Verordnung verkürzt werden (Art. 26 
Abs. 2 ArG). Entsprechende Verkürzungen sind zur Zeit jedoch nicht in Kraft. 
Auf der anderen Seite können bestimmte Gruppen von Betrieben oder Arbeit- 164 
nehmenden ganz oder teilweise von den Vorschriften der Art. 9-17a, 17b Abs. 1, 
18-20, 21, 24, 25, 31 und 36 ArG ausgenommen 309 und entsprechenden Sonder-
bestimmungen unterstellt werden, soweit es mit Rücksicht auf ihre besonderen 
Verhältnisse notwendig ist (Art. 27 Abs. 1 ArG). Davon ist in weit reichendem 
Mass Gebrauch gemacht worden. Art. 27 Abs. 2 ArG nennt beispielhaft 310 zwölf 
Gruppen von Betrieben oder Arbeitnehmenden, welche Sonderbestimmungen 
unterstellt werden könnten. Dabei sind sehr verschiedene Gründe erkennbar. Es 
handelt sich etwa um besondere Bedürfnisse (Erziehung, Unterricht, Krankenpfle-
ge, Beherbergung und Bewirtung), ökonomische Fakten (Saisonspitzen, Tagesspit-
zen, Personalintensität etc.) oder um die Verhinderung von Verlusten an Produk-
ten ( Gartenbaubetriebe, Blumenhandlungen, Milchhandelsbetriebe etc. ). 311 
Die Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz enthält einen Katalog von Sonderbestim- 165 
mungen, 312 die auf die einzelnen Betriebsarten sowie Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer entsprechend den Bestimmungen der Art. 15-52 ArGV 2 an-
wendbar sind (Art. 3 ArG V 2). Die Sonderbestimmungen stellten damit mögli-
che Massnahmen oder Regelungen auf, die dann von den die jeweilige Gruppe 
betreffenden Bestimmungen für anwendbar erklärt werden können. Für jede der 
insgesamt 38 in der Verordnung 2 genannten Gruppen von Betrieben und Ar-
beitnehmenden gilt damit eine den jeweiligen Bedürfnissen angepasste Auswahl 
von Sonderbestimmungen. 
Laut dem seit dem 1. August 2000 geltenden Art. 27 Abs. 1 bis ArG müssen klein- 166 
gewerbliche Betriebe, 313 für die Nacht- und Sonntagsarbeit betriebsnotwendig 
309 Nicht abgewichen werden kann demnach von folgenden Bestimmungen des Arbeitsgesetzes: 
Art. 17b Abs. 2-4 (Zeitzuschlag), Art. 17c (Medizinische Untersuchung und Beratung), Art. 17d 
(Untauglichkeit zur Nachtarbeit) , Art. 17e (Weitere Massnahmen bei Nachtarbeit) , Art. 22 
(Verbot der Abgeltung der Ruhezeit), Art. 29f. und 32 (Schutz Jugendlicher, Mindestalter), 
Art. 35ff. (Schutz schwangerer und stillender Frauen). 
310 Z.B. Entscheid des Bundesgerichts vom 22. März 2002, 2A.256/2001, E . 3 (= ARV 2003, 
S. 39ff.). 
311 TscHuDI, Arbeitsschutzrecht, S. 69. 
312 Die Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz kennt die folgenden Sonderbestimmungen: Befreiung von 
der Bewilligungspflicht für Nacht- und Sonntagsarbeit sowie für den ununterbrochenen Betrieb 
(Art. 4) , Verlängerung des Zeitraums der täglichen Arbeit bei Tages- und Abendarbeit (Art. 5), 
Verlängerung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit (Art. 6), Verlängerung der Arbeitswoche 
(Art. 7), Überzeitarbeit am Sonntag (Art. 8) , Verkürzung der täglichen Ruhezeit (Art. 9), Dauer 
der Nachtarbeit (Art. 10), Verschiebung der Lage des Sonntags (Art. 11), Anzahl freie Sonntage 
(Art. 12), Ersatzruhetag für Feiertagsarbeit (Art. 13) und wöchentlicher freier Halbtag 
(Art. 14). 
313 Als solche gelten Betriebe, in denen neben dem Arbeitgeber nicht mehr als vier Arbeitnehmen-
de -unabhängig von ihrem Beschäftigungsgrad- beschäftigt werden (Art. 2 Abs. 1 ArG V 2). 
F. Arbeitsschutz 
ist, 314 keine entsprechenden Bewilligungen mehr einholen. Damit soll der Tatsa-
che Rechnung getragen werden, dass diese Betriebe oft nicht über eine ausrei-
chende Verwaltungsstruktur verfügen und die Bewilligungspflicht für sie einen 
nicht unerheblichen administrativen Aufwand bedeutet. 315 
67 Ein weiteres Instrument für die Anpassung der arbeitsschutzrechtlichen Normen 
an die Bedürfnisse der einzelnen Betriebe bildet die in Art. 28 ArG vorgesehene 
Möglichkeit der Behörden, in ihren Arbeitszeitbewilligungen ausnahmsweise ge-
ringfügige Abweichungen 316 von den Vorschriften des Gesetzes oder einer Ver-
ordnung vorzusehen, soweit der Befolgung der jeweiligen Vorschriften ausser-
ordentliche Schwierigkeiten entgegenstehen. Erforderlich ist für die Bewilligung 
einer solchen Abweichung jedoch das Einverständnis der Mehrheit der beteilig-
ten Arbeitnehmenden oder deren Vertretung im Betrieb (Art. 28 Satz 2 ArG). 
§ 11 Sonderschutzvorschriften 
I. Jugendliche Arbeitnehmer 
1. Grundanliegen des arbeitsrechtlichen Jugendschutzes 
68 Der Schutz der Kinder und Jugendlichen vor den negativen Auswirkungen der 
Fabrikarbeit bildete historisch gesehen den Ausgangspunkt der Arbeitsschutz-
gesetzgebung. 317 Ihr Alter, ihre Unerfahrenheit und ihre Entwicklung erfordern 
eine spezielle Rücksichtnahme im Arbeitsumfeld. 318 Die internationalen Ar-
beitsschutzübereinkommen stellten den Jugendschutz ebenfalls von Anfang an 
in den Vordergrund. 319 Zu beachten ist weiter, dass der Schutz der Kinder und 
Jugendlichen in der neuen Bundesverfassung verstärkt wurde. Sie haben laut 
Art. 11 Abs. 2 BV Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und 
auf Förderung ihrer Entwicklung. Zur Durchführung dieses Schutzauftrags zäh-
len auch die Massnahmen des Arbeitsrechts. 320 Die Sozialziele der Bundesver-
fassung postulieren ebenfalls einen besonderen Kinder- und Jugendschutz 
(Art. 41 Abs. 1 lit. f und g BV). 
314 Betriebsnotwendigkeit liegt vor, wenn ein Betrieb zu einer in der ArG V 2 aufgeführten Be-
triebsart gehört oder die Voraussetzungen von Art. 28 ArGV 1 (Unentbehrlichkeit von Nacht-
und Sonntagsarbeit) erfüllt sind (Art. 2 Abs. 2 ArG V 2). 
315 Wegleitung ArG, 027- 2. 
316 Die <<Geringfügigkeit>> lässt sich nicht abstrakt definieren. Ausschlaggebend für die Einschät-
zung einer Abweichung ist, dass die <<Substanz» des Schutzgedankens der Norm, von der abge-
wichen wird, nicht verloren geht (Wegleitung ArG, 028-1). 
317 Oben, Rz. 30. 
318 Wegleitung ArG, 029-1. 
319 Siehe etwa BBl 2000 I 351 ; BRUPBACHER, S.15f.; JöRG MüLLER, in HuG, Vorbemerkungen 
Art. 29, N 2 ff. 
320 Siehe etwa RUTH Rw ssERIKuRT LüscHER, Kommentar BV, Art. 11 , N 9 und 13. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Die besonderen Schutzbedürfnisse von Jugendlichen bilden einen Komplex von 169 
Sondervorschriften innerhalb des Arbeitsschutzrechts (Art. 29-32 ArG, 
Art. 47-59 ArGV 1). Die Normen gehen über diejenigen des allgemeinen Ar-
beitsschutzrechts hinaus und tragen den besonderen Schutzbedürfnissen der Ju-
gendlichen Rechnung. Es ist vorgesehen, die Bestimmungen über den Jugend-
schutz in einer Verordnung 5 zum Arbeitsgesetz gesondert zu regeln; nicht 
zuletzt auch mit dem Zweck, den Jugendschutz wirkungsvoller zu gestalten. 321 
Inhaltlich wurde die Anpassung der Vorschriften durch die Ratifizierung der 
IAO-Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Be-
schäftigung322 und Nr. 182 über die schlimmsten Formen der Kinderarbeit 323 
mitver anlasst. 
Der Arbeitgeber hat auf die Gesundheit der Jugendlichen gebührend Rücksicht 170 
zu nehmen und für die Wahrung der Sittlichkeit zu sorgen. Er hat namentlich da-
rauf zu achten, dass die Jugendlichen nicht überanstrengt werden und vor 
schlechten Einflüssen 324 bewahrt bleiben (Art. 29 Abs. 2 ArG). Daneben treffen 
die Arbeitgeber auch die allgemeinen Fürsorgepflichten aus Art. 6 ArG und die 
besonderen Fürsorgepflichten gernäss Art. 32 ArG. 325 
Die Jugendschutzvorschriften kommen in Betrieben zur Anwendung, die dem 171 
Arbeitsgesetz unterstehen. Zudem gelten sie auch für jugendliche Familienmit-
glieder in gemischten Familienbetrieben 326 und für Gartenbaulehrlinge (Art. 6 
Abs. 2 ArGV 1). 
2. Begriff der jugendlichen Arbeitnehmenden 
Jugendliche im Sinn des Arbeitsgesetzes sind Arbeitnehmer beider Geschlechter 172 
bis zum vollendeten 19. und Lehrlinge bis zum vollendeten 20. Altersjahr. Mass-
geblich für die Bestimmung des Alters ist nach dem Wortlaut von Art. 29 Abs. 1 
ArG der genaue Geburtstag der Einzelnen, nicht deren Jahrgang. 327 Die Schutz-
321 Die Ergebnisse der Vernehmlassung wurden in einem Bericht des EVD vom 28. Mai 2003 zu-
sammengefasst (Bericht über die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens zum Entwurf der 
Verordnung 5 zum Arbeitsgesetz [ Sonderbestimmungen über den Schutz der jugendlichen Ar-
beitnehmer), <www.seco-admin.ch/imperia/md/content/arbeit/arbeitnehmerschutz/88.pdf> ). 
322 SR 0.822.723.8, Übereinkommen Nr. 138 vom 26. Juni 1973 über das Mindestalter für die Zulas-
sung zur Beschäftigung; BBl 1999 I 513. 
323 SR 0.822.728.2; Übereinkommen Nr. 182 vom 17. Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche 
Massnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit; BBl 2000 I 330ff. und 
351 ff. 
324 Unter Umständen sollen zu den «schlechten Einflüssen» auch etwa rauchende Lehrmeister oder 
Vorgesetzte fallen, welche die Jugendlichen indirekt zum Rauchen verleiten könnten; siehe 
BAUMBERGER, S. 85 f. 
325 Zur Letzteren nachfolgend 6. 
326 Siehe oben, Rz. 70. 
327 JöRG MüLLER, in HuG, Art. 29, N 1. Eine Ausnahme innerhalb des Jugendschutzes bildet inso-
fern Art. 54 Abs. 1 ArG V 1, wo auf das Kalenderjahr Bezug genommen wird, in dem eine ju-
gendliche Person das 14. Altersjahr vollendet. 
F. Arbeitsschutz 
grenzen liegen damit über dem zivilrechtliehen Mündigkeitsalter von 18 Jahren 
(Art. 14 ZGB), was zum Ruf nach einer Angleichung der Altersgrenzen führte. 
Es sei trotz der verschiedenen Ziele, die das Privatrecht und der arbeitsrecht-
liche Jugendschutz verfolgten, nicht ersichtlich, weshalb diese Altersgrenzen 
voneinander abweichen sollten. 328 Es sind denn auch Bestrebungen im Gang, 
die obere Altersgrenze einheitlich beim vollendeten 18. Altersjahr zu setzen. 329 
173 Bei der Einstellung von Jugendlichen muss der Arbeitgeber einen Altersausweis 
verlangen (Art. 29 Abs. 4 ArG), den er zur Verfügung der Vollzugs- und Auf-
sichtsbehördenzuhalten hat (Art. 74 Abs. 1 ArGV 1). Dieser Altersausweis, der 
nicht etwa durch eine Kopie des Passes oder der Identitätskarte ersetzt werden 
kann, 330 wird vom Zivilstandsbeamten des Geburts- oder Heimatortes und für 
nicht in der Schweiz geborene Ausländer und Ausländerinnen 331 von der zustän-
digen Polizeibehörde unentgeltlich ausgestellt (Art. 74 Abs. 2 ArGV 1). 
3. Verbotene und beschränkt zulässige Arbeiten 
174 In Art. 29 Abs. 3 ArG wird der Verordnungsgeber ermächtigt, die Verwendung 
Jugendlicher für bestimmte Arbeiten zum Schutz von Leben und Gesundheit 
oder zur Wahrung der Sittlichkeit zu untersagen oder von besonderen Vorausset-
zungen abhängig zu machen. 332 Da Jugendlichen im Vergleich mit Erwachsenen 
häufig die nötige Erfahrung und Sicherheit bei der Risikoeinschätzung fehlt, 
dürfen sie nicht zu Arbeiten mit erhöhtem Unfall- oder Gesundheitsrisiko ange-
halten werden. Gewisse Tätigkeiten sind ihnen deshalb vollständig verboten 
(Art. 47 ArGV 1). 333 Darüber hinaus sind Jugendlichen unter 16 Jahren auch 
weitere Tätigkeiten nicht gestattet, von denen eine gewisse Gesundheitsgefahr 
ausgeht (Art. 48 ArGV 1). In erster Linie dem Schutz der «Sittlichkeit» dient 
Art. 49 ArGV 1, der die Beschäftigung Jugendlicher vor dem vollendeten 16. Al-
tersjahr in Betrieben der Filmvorführung, in Zirkus- und Schaustellbetrieben so-
wie für die Bedienung von Gästen in Betrieben der Beherbergung und Bewir-
tung untersagt. Vor dem vollendeten 18. Altersjahr dürfen Jugendliche auch 
nicht für die Bedienung von Gästen in Betrieben der Unterhaltung wie Nacht-
lokalen, Dancings, Discotheken und Barbetrieben beschäftigt werden. Für be-
328 MüLLER, Kommentar, S. 121; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 75, wobei TscHUDI eine Anglei-
chung an die damals noch höhere Mündigkeitsgrenze von 20 Jahren anstrebte. 
329 BBI 2003 7267; BBI 2004 6773, 6781. 
330 MüLLER, Kommentar, S. 125. 
331 Für diese genügt nach der Praxis jedoch auch eine von der kantonalen Behörde ausgestellte Ar-
beitsbewilligung; siehe MüLLER, Kommentar, S. 125, mit Hinweis. 
332 Diese Bestimmung bildet die Grundlage der Art. 47-49 ArGV 1 und eine der massgeblichen 
Normen für die geplante Verordnung 5 zum Arbeitsgesetz; siehe oben, Rz. 169. 
333 Art. 47 ArGV 1 enthält nach dem Wortlaut zwar eine abschliessende Aufzählung verbotener 
Arbeiten. Der abschliessende Charakter der Liste entbindet den Arbeitgeber aber nicht von sei-
ner allgemeinen Fürsorgepflicht für jugendliche Arbeitnehmende (Art. 29 Abs. 2 ArG), die im 
Einzelfall ebenfalls das Verbot einer bestimmten Tätigkeit verlangen kann. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
stimmte Lern- und Anlernberufe können aus zwingenden Gründen jedoch Aus-
nahmen bewilligt werden, wobei die Bewilligungen mit besonderen Auflagen 
zum Schutz der Jugendlichen verbunden werden können (Art. 50 Abs. 1 
ArGV 1). 334 
4. Mindestalter und Beschäftigung von Jugendlichen unter 15 Jahren 
Vor dem vollendeten 15. Altersjahr dürfen Jugendliche grundsätzlich nicht be- 175 
schäftigt werden (Art. 30 Abs. 1 ArG). 
Dieser Grundsatz wird jedoch für verschiedene Fallkonstellationen durchbro- 176 
chen: Durch Verordnung kann bestimmt werden, für welche Gruppen von Be-
trieben und Arbeitnehmenden und unter welchen Voraussetzungen Jugendliche 
im Alter von über 13 Jahren zu Botengängen und leichten Arbeiten herangezo-
gen werden können 335 und Jugendliche von unter 15 Jahren bei kulturellen, 
künstlerischen und sportlichen Darbietungen sowie in der Werbung beschäftigt 
werden dürfen (Art. 30 Abs. 2 ArG). Für die letztgenannten Gruppen statuiert 
das Gesetz mit Absicht keine Mindestgrenze des Alters. 336 Weiter kann schul-
entlassenen Jugendlichen, die das 15. Altersjahr noch nicht zurückgelegt haben, 
in Einzelfällen - wenn aufgrund eines ärztlichen Zeugnisses nichts dagegen 
spricht und die vorgesehene Tätigkeit ihre Gesundheit oder Sittlichkeit nicht ge-
fährdet - die Aufnahme einer Beschäftigung bewilligt werden. 
5. Arbeits- und Ruhezeit für Jugendliche über 15 Jahren 
Die tägliche Arbeitszeit der Jugendlichen darf diejenige der anderen im Betrieb 177 
Beschäftigten und, falls keine anderen Arbeitnehmenden vorhanden sind, die 
ortsübliche Arbeitszeit nicht überschreiten und nicht mehr als neun Stunden be-
tragen. 337 Auf die Arbeitszeit sind allfällige Überzeitarbeit sowie obligatorischer 
Unterricht anzurechnen, sofern er in die Arbeitszeit fällt (Art. 31 Abs. 1 ArG). 
Sie haben Anspruch auf eine tägliche Ruhezeit von mindestens zwölf aufeinan-
der folgenden Stunden (Art. 31 Abs. 2 ArG, Art. 56 Abs. 1 ArGV 1). 338 Vor 
334 Wird jedoch die Lehrabschlussprüfung vor Erreichung der Altersgrenze bestanden, so gilt das 
Beschäftigungsverbot für die Ausübung des erlernten Berufs nicht (Art. 50 Abs. 2 ArG V 1). 
335 In der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz finden sich Ausführungsbestimmungen für die Beschäf-
tigung schulpflichtiger Jugendlicher von mehr als 13 Jahren (Art. 52), für die Beschäftigung 
schulpflichtiger Jugendlicher von mehr als 14 Jahren (Art. 53) und die Beschäftigung schul-
pflichtiger Jugendlicher zur Vorbereitung der Berufswahl (<<Schnupperlehre», Art. 54). Betont 
wird in allen Fällen, dass die Beschäftigung die Gesundheit, die Schulleistung und die Sittlichkeit 
der Jugendlichen nicht beeinträchtigen darf. 
336 Bislang fehlt jedoch noch die Konkretisierung dieser Vorschrift auf Verordnungsstufe. Die ge-
plante Verordnung 5 zum Arbeitsgesetz soll die nötigen Regeln schaffen. 
337 Für Jugendliche gilt die gleiche wöchentliche Höchstarbeitszeit wie für Erwachsene. Nur die täg-
liche Höchstarbeitszeit ist anders geregelt. Siehe auch MüLLER, Kommentar, S. 130. 
338 Einmal wöchentlich darf die Ruhezeit auf elf Stunden herabgesetzt werden, wenn die zusam-
menhängende wöchentliche Ruhezeit mindestens 36 Stunden beträgt (Art. 56 Abs. 2 ArGV 1). 
F. Arbeitsschutz 
Vollendung des 16. Lebensjahrs ist die Überzeitarbeit untersagt (Art. 31 Abs. 3 
ArG). Jugendliche von mehr als 16 Jahren dürfen nur an Werktagen und nur in-
nerhalb der Grenzen der Tagesarbeit zur Überzeitarbeit herangezogen werden 
(Art. 57 ArGV 1). Während der Nacht und an Sonntagen dürfen sie grundsätz-
lich nicht beschäftigt werden, wobei Ausnahmen insbesondere im Interesse der 
beruflichen Ausbildung auf dem Verordnungsweg vorgesehen werden können 
(Art. 31 Abs. 4 ArG). 339 
6. Besondere Fürsorgepflichten des Arbeitgebers 
78 In den Fällen, in denen Jugendliche erkranken, verunfallen oder sich als gesund-
heitlich oder sittlich gefährdet erweisen, hat der Arbeitgeber die Inhaber der el-
terlichen Sorge oder den Vormund zu benachrichtigen. Bis zum Eintreffen von 
deren Weisungen muss er die gebotenen Massnahmen treffen (Art. 32 Abs. 1 
ArG). Die Benachrichtigungspflicht betrifft in erster Linie Vorgänge im Betrieb; 
solche ausserhalb des Betriebs nur dann, wenn der Inhaber der elterlichen Sorge 
oder der Vormund sonst keine oder keine rechtzeitige Kenntnis vom jeweiligen 
Vorfall erhielte. 340 
79 Lebt der Jugendliche in der Hausgemeinschaft des Arbeitgebers, so hat dieser 
für eine ausreichende und dem Alter entsprechende Verpflegung sowie für ge-
sundheitlich und sittlich einwandfreie Unterkunft zu sorgen (Art. 32 Abs. 2 
ArG). 
II. Schwangere Frauen und stillende Mütter 
1. Gesundheitsschutz bei Mutterschaft im Allgemeinen 
80 Da schwangere Frauen und stillende Mütter am Arbeitsplatz besonderen Risi-
ken für ihre eigene Gesundheit und diejenige des Kindes ausgesetzt sind, müssen 
Massnahmen getroffen werden, um die Mutter vor übermässiger Anstrengung 
sowie Mutter und Kind vor gesundheitlichen Schäden zu schützen. 341 Gesetzes-
systematisch ist der Schutz ähnlich ausgestaltet wie der Schutz der Kinder und 
Jugendlichen. 
81 Grundsätzlich hat der Arbeitgeber schwangere Frauen und stillende Mütter so 
zu behandeln und ihre Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass ihre Gesundheit 
und die des Kindes nicht beeinträchtigt werden (Art. 35 Abs. 1 ArG). Durch 
339 Neben dem Ausbildungszweck kann auch die Behebung einer Betriebsstörung infolge höherer 
Gewalt ein Bewilligungsgrund für Nachtarbeit (Art. 58 Abs. 1 lit. b ArG V 1) oder Sonntags-
arbeit sein (Art. 59 Abs. 1lit. c ArG V 1). Sonntagsarbeit kann zudem bewilligt werden, wenn sie 
im betreffenden Beruf in nicht-industriellen Betrieben üblich ist (Art. 59 Abs. 11it. b ArGV 1). 
340 MüLLER, Kommentar, S. 132. 
341 Wegleitung ArG, 035-1; MüLLER, Kommentar, S.133f.; RIEMER-KAFKA, S. 213; TsCHUDI, Ar-
beitsschutzrecht, S. 80. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Verordnung kann die Beschäftigung schwangerer Frauen und stillender Mütter 
für beschwerliche und gefährliche Arbeiten aus gesundheitlichen Gründen un-
tersagt oder von besonderen Voraussetzungen abhängig gemacht werden 
(Art. 35 Abs. 2 ArG). Die entsprechenden Bestimmungen finden sich in 
Art. 60-66 ArGV 1. Gestützt auf die Subdelegation in Art. 62 Abs. 4 ArGV 1 
finden sich noch weitere Bestimmungen in der Verordnung des EVD über ge-
fährliche und beschwerliche Arbeiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft 
(Mutterschutzverordnung). 342 
2. Beschäftigung und Beschäftigungseinschränkung 
Schwangerschaft, Erholungszeit nach der Niederkunft sowie das Stillen erfor- 182 
dern besondere Regeln über die Beschäftigung, da der gesundheitliche Schutz 
der Frau gewährleistet sowie eine angemessene Erholungszeit und die Betreu-
ung des Säuglings ermöglicht werden soll. 343 Da die betroffenen Frauen selbst 
am besten beurteilen können, ob ihnen die Verrichtung einer Arbeit möglich ist, 
dürfen sie nur mit ihrem Einverständnis beschäftigt werden (Art. 35a Abs. 1 
ArG). Sie sind auf ihr Verlangen von Arbeiten zu befreien, die für sie beschwer-
lich sind (Art. 64 Abs. 1 ArG V 1 ). Auf blosse ( vorgängige) 344 Anzeige hin kön-
nen Schwangere der Arbeit fernbleiben oder diese verlassen (Art. 35a Abs. 2 
ArG).345 
Schwangere Frauen und stillende Mütter dürfen nicht über die vereinbarte or- 183 
dentliche Dauer der täglichen Arbeit hinaus beschäftigt werden, jedoch - bei 
längerer täglicher Arbeitszeit- keinesfalls länger als neun Stunden (Art. 60 
Abs. 1 ArG V 1). 346 Für Schwangere sind ab dem vierten Schwangerschaftsmonat 
tägliche Ruhezeiten von mindestens zwölf Stunden und nach jeder zweiten 
Stunde zusätzliche Kurzpausen von zehn Minuten vorzusehen. Ab dem sechsten 
Schwangerschaftsmonat sind die stehenden Tätigkeiten sodann auf vier Stunden 
pro Tag zu reduzieren (Art. 61 ArG V 1). 
Ab der achten Woche vor der Niederkunft besteht ein Nachtarbeitsverbot für 184 
Schwangere (Art. 35a Abs. 4 ArG). 347 Bis zu diesem Zeitpunkt ist schwangeren 
Frauen, die zwischen 20 Uhr und 6 Uhr beschäftigt werden, nach Möglichkeit 
eine gleichwertige Arbeit zwischen 6 und 20 Uhr anzubieten. 348 Diese Verpflich-
tung gilt auch zwischen der 8. und 16. Woche nach der Niederkunft (Art. 35b 
342 Siehe Fn. 69; zum Ganzen sogleich 3. 
343 Zu den Zwecken des Schutzes der Stillzeit Wegleitung ArGV 1,160--2. 
344 Wegleitung ArG, 035a-2. 
345 Die Lohnfortzahlungspflicht richtet sich dabei nach den Regeln von Art. 324a OR. Siehe Wv-
LER, S. 155ff.; vgJ. auch RIEMER-KAFKA, S. 250ff. 
346 Eine längere Arbeitszeit wäre auf diese neun Stunden zu reduzieren; siehe Wegleitung ArG V 1, 
160--1. 
347 Die im Gesetz genannten Zeiten (20 Uhr bis 6 Uhr) sind fix, unabhängig von einer allenfalls ge-
mäss Art. 10 Abs. 2 ArG verschobenen betrieblichen Arbeitszeit (SoLTERMANN, S. 216). 
348 Zur Gleichwertigkeit Wegleitung ArG, 035b-1. 
F. Arbeitsschutz 
Abs. 1 ArG). Ein Wechsel kann ihnen aber nicht aufgezwungen werden. Soweit 
diesen Frauen keine andere gleichwertige Arbeit angeboten werden kann, haben 
sie während der genannten Zeiträume Anspruch auf 80 Prozent des Lohnes, 
samt einer angemessenen Vergütung für ausfallenden Naturallohn, allerdings 
ohne allfällige Zuschläge für Nachtarbeit (Art. 35b Abs. 2 ArG). Dabei bleiben 
Lösungen vorbehalten, die für die Arbeitnehmerin günstiger sind. 349 
l85 Wöchnerinnen dürfen während acht Wochen nach der Niederkunft 350 überhaupt 
nicht und danach bis zur 16. Woche nur mit ihrem Einverständnis beschäftigt 
werden (Art. 35a Abs. 2 ArG). Die Lohnfortzahlung richtet sich dabei in privat-
rechtlichen Arbeitsverhältnissen nach Art. 324a OR. 351 Häufig führte das Be-
schäftigungsverbot in Kombination mit der nur beschränkten Lohnfortzahlungs-
pflicht der Arbeitgeber zu empfindlichen Einkommensausfällen. 352 Hier greift 
nun für erwerbstätige Mütter die Mutterschaftsversicherung, die am 26. Septem-
ber 2004 vom Volk angenommen worden ist: Diese richtet den Wöchnerinnen, 
welche die entsprechenden Voraussetzungen erfüllen, 353 während 98 Tagen (14 
Wochen) 354 ein Mutterschaftstaggeld von in der Regel80 Prozent des bisherigen 
durchschnittlichen Erwerbseinkommens aus. 355 
l86 Stillenden Müttern ist die erforderliche Stillzeit freizugeben (Art. 35a Abs. 2 
ArG). Für das Stillen im ersten Lebensjahr ist die Stillzeit nach bestimmten Re-
geln an die Arbeitszeit anzurechnen. 356 Mit diesen Schutzvorschriften wird je-
doch nur die maximale Arbeitszeit bzw. die Ruhezeit geregelt, nicht der An-
spruch der Frau auf Entlöhnung der Arbeitszeit. 357 Mit dem Anspruch auf die 
genannten Stillzeiten bzw. die Möglichkeiten der Arbeitnehmerin, der Arbeit 
fernzubleiben, wird kein Anspruch auf die entsprechenden Lohnzahlungen ein-
349 MüLLER, Kommentar, S. 138f. 
350 Als Niederkunft gilt dabei jede Geburt, also auch Frühgeburt oder Fehlgeburt. Der Schwanger-
schaftsabbruch hingegen wird vom Wortsinn nicht gedeckt. Dieser wäre auch vom Wortsinn und 
Schutzzweck von Art. 35a Abs. 3 ArG insofern nicht gedeckt, als eine medizinisch ordnungs-
gemässe Durchführung keine gesetzliche Schonfrist erforderlich macht. Eine Arbeitsunfähigkeit 
nach einem solchen Eingriff ist vielmehr als Krankheit im Sinn von Art. 324a Abs. 1 OR zu qua-
lifizieren. Zum Ganzen MüLLER, Kommentar, S. 137. 
351 Siehe WYLER, S.155ff., 157; STAEHELINNISCHER, Art. 324a, N 16, 37ff.; vgl. auch RIEMER-KAFKA, 
s. 250ff. 
352 Siehe etwa den Beitrag «Von der Vielfalt des Mutterschutzes. Versuch einer Bestandesaufnah-
me >> , in Neue Zürcher Zeitung, 10./11. Juli 2004, S. 13. 
353 Art. 16b des Bundesgesetzes vom 25. September 1952 über den Erwerbsersatz für Dienstleisten-
de und bei Mutterschaft (Erwerbsersatzgesetz, EOG; SR 834.1) in der Fassung vom 3. Oktober 
2003. 
354 Art. 16d EOG in der Fassung vom 3. Oktober 2003. 
355 Art. 16e f. EOG in der Fassung vom 3. Oktober 2003. 
356 Art. 60 Abs. 2 ArGV 1 regelt die Anrechnung wie folgt: Stillzeit im Betrieb gilt als Arbeitszeit 
(lit. a), bei Verlassen des Arbeitsorts zum Stillen ist die Hälfte dieser Abwesenheit als Arbeits-
zei t anzuerkennen (lit. b) . Die übrige Stillzeit darf weder vor- noch nachgeholt werden, sie darf 
nicht anderen gesetzlichen Ruhe- oder Ausgleichszeiten angerechnet werden (lit. c). 
357 Siehe zusammenfassend dazu BöHR!NGERIMössrNGER, S. 52 f. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
geräumt! 358 Ein solcher ergäbe sich allenfalls aus besonderer Vereinbarung oder 
dem anwendbaren Dienstrecht 
3. Gesundheitsschutz 
Der Arbeitgeber darf schwangere Frauen und stillende Mütter zu gefährlichen 187 
und beschwerlichen Arbeiten nur heranziehen, wenn auf Grund einer Risiko-
beurteilung feststeht, dass keine konkreten gesundheitlichen Gefährdungen von 
Mutter und Kind zu befürchten sind oder wenn solche durch geeignete Schutz-
massnahmen ausgeschaltet werden können (Art. 62 Abs. 1 ArGV 1). Im letzte-
ren Fall sind die Schutzmassnahmen periodisch, mindestens aber vierteljährlich 
zu überprüfen (Art. 62 Abs. 2 ArGV 1). Die Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz 
zählt sodann beispielhaft Arbeiten auf, die für schwangere Frauen und stillende 
Mütter erfahrungsgernäss nachteilig sind (Art. 62 Abs. 3 ArGV 1). Die Mutter-
schutzverordnung legt die Kriterien für die Beurteilung der gefährlichen Arbei-
ten fest (Risikobeurteilung) 359 und umschreibt Stoffe, Mikroorganismen und 
Arbeiten mit einem hohen Gefahrenpotential für Mutter und Kind (Ausschluss-
gründe). 
Schwangere Frauen und stillende Mütter, die bestimmte Arbeiten nicht verrich- 188 
ten können, weil die entsprechenden Vorschriften gernäss Art. 35 Abs. 2 ArG 
dies verbieten, haben Anspruch auf 80 Prozent des Lohnes, samt einer angemes-
senen Vergütung des Naturallohns, soweit ihnen der Arbeitgeber keine gleich-
wertige Ersatzarbeit zuweisen kann (Art. 35 Abs. 3 ArG). 360 
111. Arbeitnehmende mit Familienpflichten (Art. 36 ArG) 
Bei der Festsetzung der Arbeits- und Ruhezeit ist auf Arbeitnehmende mit Fa- 189 
milienpflichten besonders Rücksicht zu nehmen. 361 Als Familienpflichten gelten 
dabei die Erziehung von Kindern bis 15 Jahren sowie die Betreuung pflegebe-
dürftiger Angehöriger oder nahe stehender Personen (Art. 36 Abs. 1 ArG). Der 
besondere Schutz wird Arbeitnehmenden unabhängig von ihrem Geschlecht ge-
währt. Diese Arbeitnehmenden dürfen nur mit ihrem Einverständnis zu Über-
zeitarbeit herangezogen werden. Auf ihr Verlangen hin ist ihnen zudem eine 
Mittagspause von wenigstens anderthalb Stunden zu gewähren (Art. 36 Abs. 2 
ArG). Schliesslich hat der Arbeitgeber den Arbeitnehmenden mit Elternpflich-
ten gegen Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses die zur Betreuung kranker Kinder 
erforderliche Zeit im Umfang bis zu drei Tagen freizugeben (Art. 36 Abs. 3 
358 MüLLER, Kommentar, S. 137; WYLER, S. 156; vgl. auch Wegleitung ArGV 1,160-2. 
359 Dazu auch Art. 63 ArG V 1. 
360 Siehe auch Art. 64 und 65 ArG V 1. 
361 Werden die Familienpflichten gemeinsam getragen, wird in der Regel diejenige Person die be-
sondere Rücksichtnahme in Anspruch nehmen können, die sich zum gegebenen Zeitpunkt um 
die Betreuung kümmert (MüLLER, Kommentar, S. 139). 
F. Arbeitsschutz 
ArG). Der letztgenannte Anspruch beschränkt sich nach dem klaren Wortlaut 
des Gesetzes auf die Krankheit von Kindern, nicht auch von anderen Betreuten. 
Er gilt pro Krankheitsfall, nicht pro Kalenderjahr. 362 
IV. Andere Gruppen von Arbeitnehmenden 
90 Seit dem 1. August 2000 verfügt der Bundesrat über die Verordnungskompetenz, 
um die Beschäftigung anderer als der bereits genannten Gruppen von Arbeit-
nehmenden für beschwerliche oder gefährliche Arbeiten aus gesundheitlichen 
Gründen zu untersagen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig zu ma-
chen (Art. 36a ArG). Zu denken ist dabei etwa an Behinderte, ältere Arbeitneh-
mende oder auch Frauen. 363 Lediglich für Frauen findet sich bislang eine auf 
diese Kompetenz gestützte Bestimmung. 364 
§ 12 Betriebsordnung 
I. Aufstellung 
91 Industrielle Betriebe, 365 die dem Arbeitsgesetz unterstehen, müssen eine Be-
triebsordnung aufstellen (Art. 37 Abs. 1 ArG). Nicht-industrielle Betriebe könn-
ten, soweit ihre Art oder die Zahl der Mitarbeitenden es rechtfertigen würde, 
auf dem Verordnungsweg auch zur Aufstellung einer Betriebsordnung verpflich-
tet werden (Art. 37 Abs. 2 ArG), doch wurde von dieser Möglichkeit bislang 
kein Gebrauch gemacht. Nicht-industrielle Betriebe können freiwillig eine Be-
triebsordnung aufstellen (Art. 37 Abs. 3 ArG), doch entfaltet diese nur dann 
Wirkungen gernäss Art. 39 Abs. 2 ArG, wenn die Vorschriften zu deren Aufstel-
lung eingehalten, die Anforderungen an ihren Inhalt respektiert und die Kon-
trollen durch die kantonalen Behörden durchgeführt werden. 366 Andernfalls hat 
eine freiwillige Betriebsordnung nur die Wirkung einer allgemeinen Anordnung 
gernäss Art. 321d Abs. 1 OR. 367 
92 Die Betriebsordnung wird zwischen dem Arbeitgeber und einer von den Arbeit-
nehmern frei gewählten Vertretung schriftlich vereinbart oder- in der weit über-
wiegenden Zahl der praktischen Fälle - vom Arbeitgeber nach Anhören 368 der 
Arbeitnehmer erlassen (Art. 37 Abs. 4 ArG). 
362 MüLLER, Kommentar, S. 140. 
363 MüLLER, Kommentar, S. 140. 
364 Verbot der Arbeit auf Untertage-Baustellen für Frauen; Art. 66 ArG V 1. 
365 Zur Definition oben, Rz. 71 f. 
366 WALTHER HuG, in HUG, Art. 37, N 4; MüLLER, Kommentar, S. 142; TSCHUDI, Arbeitsschutzrecht, 
s. 87f. 
367 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 88. 
368 Näheres in Art. 67 Abs. 2 ArG V 1. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
II. Inhalt 
Die Betriebsordnung hat Bestimmungen über den Gesundheitsschutz und die 193 
Unfallverhütung zu enthalten (obligatorischer Inhalt). Auch hier wieder zeigt 
sich die enge Verzahnung zwischen den Bestimmungen des arbeitsrechtlichen 
Gesundheitsschutzes und den Bestimmungen über die Arbeitssicherheit. Soweit 
notwendig (bedingt obligatorischer Inhalt) sind auch Bestimmungen über die 
Ordnung im Betrieb und das Verhalten der Arbeitnehmenden im Betrieb auf-
zustellen. Es können auch Ordnungsstrafen vorgesehen werden, die jedoch ange-
messen 369 geregelt sein müssen. 370 
Eine vereinbarte, nicht eine einseitig erlassene, Betriebsordnung kann auch an- 194 
dere Bestimmungen enthalten, die das Verhältnis zwischen dem Arbeitgeber 
und den Arbeitnehmenden betreffen, jedoch nur soweit, als ihr Gegenstand in 
dem Bereich, dem der Betrieb angehört, nicht üblicherweise durch Gesamt-
arbeitsvertrag oder durch andere kollektive Vereinbarung geregelt wird (fakulta-
tiver Inhalt, Art. 38 Abs. 2 ArG). 
In der normhierarchischen Rangfolge stehen die Bestimmungen der Betriebs- 195 
ordnung hinter den zwingenden Gesetzesvorschriften und den unabdingbaren 
Bestimmungen von Gesamtarbeitsverträgen (Art. 38 Abs. 3 ArG). Den übrigen 
Normen gehen sie- unter Vorbehalt des Günstigkeitsprinzips- vor. 371 
III. Kontrolle und Wirkungen 
Die Betriebsordnung ist der kantonalen Behörde zuzustellen (Art. 39 Abs. 1 196 
ArG, Art. 68 Abs. 2 ArGV 1). Diese überprüft sie auf ihre Übereinstimmung 
mit dem Arbeitsgesetz und führt bei allfälligen Mängeln das Verfahren gernäss 
Art. 51 ArG durch (Art. 39 Abs. 1 ArG). 
Die Betriebsordnung ist danach bekannt zu machen, und zwar durch einen gut 197 
sichtbaren Anschlag im Betrieb oder durch die Aushändigung an alle Arbeitneh-
menden (Art. 68 Abs. 1 ArGV 1). Sie wird sodann für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmende verbindlich (Art. 39 Abs. 2 ArG). Die Wirkungen, die sie entfaltet, 
sind jedoch nicht öffentlichrechtlicher, sondern privatrechtlicher Natur. 372 Die 
369 Zu diesem Erfordernis TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 89 f. 
370 A.M. MüLLER, Kommentar, S. 146, der die Ordnungsstrafen dem fakultativen Inhalt zuordnet. 
Diese Ansicht erscheint insofern zutreffend, als die Aufstellung von Ordnungsstrafen nicht un-
bedingt erforderlich ist. Aufgrund der Gesetzessystematik, welche die fakultativen Inhalte in ei-
nem eigenen Absatz regelt und den vereinbarten Betriebsordnungen vorbehält, erscheint jedoch 
die Zuordnung zum bedingt obligatorischen Inhalt plausibler. Praktische Auswirkungen hat die 
Zuordnung nicht. 
371 MüLLER, Kommentar, S. 149, mit zutreffenden Präzisierungen; PORTMANN, Individualarbeits-
recht, N 68; REHBINDER, N 40f. 
372 MüLLER, Kommentar, S. 150f.; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 91. 
F. Arbeitsschutz 
Betroffenen können gerichtlich für den Vollzug der Betriebsordnung sorgen. 
Dabei sind für Forderungen, die sich aus der Betriebsordnung ergeben, sich aber 
nicht direkt auf das Arbeitsgesetz stützen, ausschliesslich die Zivilgerichte (Ar-
beitsgerichte) zuständig. 373 
§ 13 Durchführung des Gesetzes 
I. Aufgaben und Organisation der Behörden 
98 Der Vollzug des Arbeitsgesetzes obliegt den Kantonen, soweit nicht Bundes-
behörden für zuständig erklärt werden (Art. 41 Abs. 1 ArG). 374 Diese bezeich-
nen die zuständigen Vollzugsbehörden und eine kantonale Rekursbehörde und 
melden diese dem seco (Art. 80 Abs. 1 lit. a ArGV 1). 375 Daneben bestehen 
noch weitere Mitteilungs- und Berichterstattungspflichten (Art. 80 ArGV 1). 
99 Der Bund übt die Oberaufsicht über den Vollzug des Gesetzes aus und kann den 
kantonalen Vollzugsbehörden Weisungen erteilen (Art. 42 Abs. 1 ArG). 376 Er 
ist für diejenigen Vollzugsmassnahmen zuständig, für die ihn das Gesetz aus-
drücklich als zuständig erklärt. 377 Die Aufgaben des Bundes werden im Wesent-
lichen vom seco wahrgenommen, 378 sind vereinzelt aber auch dem EVD oder 
dem Bundesrat vorbehalten. 379 Für die Durchführung seiner Aufgaben stehen 
dem Bund die vier Eidgenössischen Arbeitsinspektorate 380 sowie der «Arbeits-
ärztliche Dienst» 381 zur Verfügung. Zudem besteht eine Eidgenössische Arbeits-
kommission (Art. 43 ArG), 382 die zuhanden der Bundesbehörden Fragen der 
Gesetzgebung und des Vollzugs begutachtet und Anregungen machen kann. 
00 Personen, die mit Aufgaben gernäss dem Arbeitsgesetz betraut sind, 383 unterste-
hen der Schweigepflicht (Art. 44 ArG). Mit dem Bundesgesetz vom 24. März 
373 Wegleitung ArG, 039-2. 
374 Eine exemplarische Aufzählung der kantonalen Vollzugsaufgaben findet sich in Art. 79f. 
ArG V 1. 
375 Siehe <WWW.seco-admin.ch/imperia!md/content/arbeit/arbeitnehmerschutz/246.pdf>. 
376 Ist Gefahr im Verzug oder liegen erhebliche Rechtsgüterverletzungen vor, trifft das seco von 
sich aus die nötigen Massnahmen zur Herbeiführung des gesetzmässigen Zustands (Art. 78 
ArGV 1). 
377 Siehe Wegleitung ArG, 042-2; MüLLER, Kommentar, S. 156f. 
378 Art. 75 ArGV 1. 
379 Siehe MüLLER, Kommentar, S. 156f. 
380 Art. 76 ArG V 1. 
381 Die im Gesetz erwähnten Aufgaben des Arbeitsärztlichen Dienstes werden vom seco im Ressort 
<<Grundlagen Arbeit und Gesundheit» wahrgenommen, unterstützt durch die Stabsstelle Ar-
beitsmedizin (Wegleitung ArG, 042-2). 
382 Diese ausserparlamentarische Kommission besteht aus 24 Mitgliedern. Die Kantone sind mit 
drei, die Wissenschaft ebenfalls mit drei, die Verbände der Arbeitnehmenden und Arbeitgeben-
den mit je acht und die Frauenorganisationen mit zwei Mitgliedern vertreten (Art. 81 ArG V 1). 
383 Die unter die Schweigepflicht fallenden Personen sind in Art. 82 ArG V 1 näher umschrieben. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
2000 über die Schaffung und die Anpassung gesetzlicher Grundlagen für die Be-
arbeitung von Personendaten, das am 1. September 2000 in Kraft getreten ist, 384 
wurden die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen der Datenbekanntgabe 
(Art. 44a ArG) und der Datensammlung (Art. 44b ArG) gesetzlich geregelt. 385 
II. Pflichten der Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden 
Arbeitgeber, Arbeitnehmende sowie Personen, die im Auftrag des Arbeitgebers 201 
Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, haben den Vollzugs- und Aufsichts-
behörden alle Auskünfte zu erteilen, die diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben be-
nötigen. 386 Der Arbeitgeber hat den Vollzugs- und Aufsichtsorganen den Zutritt 
zu allen Räumen des Betriebs, die Vornahme von Feststellungen und die Ent-
nahme von Proben zu gestatten (Art. 45 ArG und Art. 72 Abs. 1 ArGV 1). Zu-
dem hat er die Verzeichnisse und anderen Unterlagen, aus denen die für den 
Vollzug des Arbeitsgesetzes und der Verordnungen erforderlichen Angaben er-
sichtlich sind, 387 den Vollzugs- und Aufsichtsorganen zur Verfügung zu halten 
(Art. 46 ArG). 388 
Gegenüber den Arbeitnehmenden muss der Arbeitgeber die Arbeitszeiten sowie 202 
die Schutzvorschriften 389 durch Anschlag oder auf andere geeignete Weise be-
kannt geben (Art. 47 Abs. 1 ArG). Über den Zeitpunkt der Einführung der 
massgeblichen Arbeitszeiten sind die Arbeitnehmenden möglichst frühzeitig zu 
informieren, in der Regel zwei Wochen vor einem geplanten Einsatz mit neuen 
Arbeitszeiten (Art. 69 Abs. 1 ArGV 1). 
Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmenden oder deren Vertretung im Betrieb 203 
verschiedene Mitspracherechte einzuräumen, insbesondere in allen Fragen des 
Gesundheitsschutzes, 390 der Organisation der Arbeitszeit, der Gestaltung der 
Stundenpläne 391 sowie hinsichtlich der bei Nachtarbeit vorgesehenen Massnah-
men im Sinn von Art. 17e ArG (Art. 48 Abs. 1 ArG). Das Mitspracherecht um-
fasst dabei den Anspruch auf Anhörung und Beratung, bevor der Arbeitgeber 
einen Entscheid trifft, sowie auf Begründung des Entscheids, wenn dieser den 
384 AS 2000 1891. 
385 Näheres dazu in Art. 83-90 ArG V 1. 
386 Die Behörden sind befugt, im Rahmen ihrer Aufgaben den Arbeitgeber und, ohne Anwesenheit 
von Drittpersonen. die im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmenden über die Durchführung der 
einschlägigen Vorschriften zu befragen (Art. 72 Abs. 2 ArG V 1). 
387 Die erforderlichen Angaben sind in Art. 73 ArG V 1 aufgelistet. 
388 Zu diesen Unterlagen gehört etwa auch der Altersausweis jugendlicher Arbeitnehmender ge-
mäss Art. 29 Abs. 4 ArG (Art. 74 ArG V 1). 
389 Dabei handelt es sich um die Vorschriften über den Jugendschutz, die Mutterschaft und die zu 
gewährenden Ausgleichsruhezeiten für geleistete Nachtarbeit (Art. 69 Abs. 2 ArGV 1). 
390 Dazu oben, Rz. 84. 
391 Art. 69 Abs. 1 ArG V l. 
F. Arbeitsschutz 
Einwänden der Arbeitnehmenden oder ihrer Vertretung nicht oder nur teilweise 
Rechnung trägt (Art. 48 Abs. 2 ArG). 392 
4 Der Arbeitgeber muss Gesuche für die erforderlichen arbeitsschutzrechtlichen 
Bewilligungen 393 rechtzeitig einreichen und begründen sowie die erforderlichen 
Unterlagen beifügen (Art. 49 Abs. 1 ArG). 394 Kann in dringlichen Fällen 395 das 
Gesuch für eine Arbeitszeitbewilligung nicht rechtzeitig gestellt werden, so hat 
der Arbeitgeber dies so rasch als möglich nachzuholen und die Verspätung zu 
begründen. In nicht voraussehbaren Fällen von geringfügiger Tragweite kann auf 
die nachträgliche Einreichung eines Gesuchs verzichtet werden (Art. 49 Abs. 2 
ArG). Für Arbeitszeitbewilligungen dürfen lediglich mässige Kanzleigebühren 
erhoben werden (Art. 49 Abs. 3 ArG), was die Unentgeltlichkeit nicht aus-
schliesst. 396 
m. Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege 
5 In keinem Stadium der Vorbereitung des Arbeitsgesetzes wurde eine abschlies-
sende Regelung des Verfahrens und der Durchsetzung angestrebt, so dass dieses 
nur einige besondere Vorschriften enthält. 397 Für das Verfahren der Bundes-
behörden gilt das Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren, 398 das den im 
Arbeitsgesetz enthaltenen Bestimmungen vorgeht, soweit diese nicht zusätzliche, 
dem Verwaltungsverfahrensgesetz nicht widersprechende Normen statuieren. 399 
Im Verfahren der kantonalen Behörden gelten grundsätzlich die kantonalen 
Verwaltungsverfahrensgesetze. 400 Für sie stellen die Verfahrensvorschriften des 
Arbeitsgesetzes verfahrensrechtliche Mindestvorschriften dar, denen die kan-
tonalen Verfahrensgesetze bereits seit längerer Zeit genügen. 401 
392 Siehe dazu etwa MüLLER, Arbeitnehmervertretung, S. 228 ff. 
393 Gesuche um Arbeitszeitbewilligung (Art. 9 Abs. 4, 17 Abs. 1-3, 19 Abs. 1-3, 24 Abs. 1-3 ArG), 
Plangenehmigung und Betriebsbewilligung (Art. 7 ArG), Bewilligung für die Beschäftigung 
schulpflichtiger oder die vorzeitige Einstellung schulentlassener Jugendlicher (Art. 30 ArG, 
Art. 52 Abs. 4, 53 Abs. 3, 54 Abs. 3, 55 ArGV 1). Siehe Wegleitung ArG, 049-1; MüLLER, Kom-
mentar, S. l71. 
394 Die inhaltlichen Anforderungen an die Gesuche sind auf Verordnungsstufe konkretisiert: Für 
Arbeitszeitbewilligungen in Art. 41 ArG V 1, für die Plangenehmigung und Betriebsbewilligung 
in Art. 37-39 ArGV 4, für die Beschäftigung Jugendlicher (teilweise) in Art. 55 Abs. 2 ArGV 1. 
395 Beispiele in Wegleitung ArG, 049-2. 
396 MüLLER, Kommentar, S. 172; KARL WEGMANN, in HuG, Art. 49, N 7. 
397 RtcCARDO JAGMETII, in HuG, Vorbemerkungen Art. 50, N 4. 
398 SR 172.021, Bundesgesetz vom 20. Dezember 1968 über das Verwaltungsverfahren (VwVG). 
399 RtcCARDO JAGMETII, in HuG, Vorbemerkungen Art. 50, N 5; TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 97. 
400 Einige Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes gelten jedoch auch für letzte kantona-
le Instanzen, die nicht endgültig verfügen (Art.1 Abs. 3 VwVG). 
401 Nicht zu Unrecht wird deshalb gefordert, die Streichung der Art. 50-54 ArG zu prüfen; so etwa 
MüLLER, Kommentar, S. 172. 
2. Kap. Arbeitsgesetz und Ausführungserlasse 
Die auf Grund des Arbeitsgesetzes oder einer der dazugehörigen Verordnungen 206 
getroffenen Verfügungen sind schriftlich zu eröffnen. 402 Verfügungen, durch wel-
che ein Gesuch ganz oder teilweise abgelehnt wird, sind zu begründen, unter 
Hinweis auf das Beschwerderecht, die Beschwerdefrist und die Beschwerdein-
stanz (Art. 50 Abs. 1 ArG und Art. 35 VwVG). 403 
Die Vorkehren, die bei Nichtbefolgung von Vorschriften oder Verfügungen zu 207 
treffen sind, orientieren sich bereits in ihrer gesetzlichen Ausgestaltung am Ver-
hältnismässigkeitsgrundsatz, 404 der indessen wie in allen öffentlichrechtlichen 
Verhältnissen auch in jedem Anwendungsfall respektiert werden muss. 405 Zu-
nächst macht die kantonale Behörde, das Eidgenössische Arbeitsinspektorat 
oder der Arbeitsärztliche Dienst 406 die Fehlbaren auf die Nichtbefolgung auf-
merksam und verlangt die Einhaltung der nicht befolgten Vorschrift oder Ver-
fügung (Art. 51 Abs. 1 ArG). Bleibt dies ohne Erfolg, so erlässt die kantonale 
Behörde eine entsprechende (anfechtbare) Verfügung, die sie mit der Straf-
androhung von Art. 292 des Strafgesetzbuches verbindet (Art. 51 Abs. 2 
ArG). 407 Wird die Verfügung missachtet, so ergreift die kantonale Behörde die 
zur Herbeiführung des rechtmässigen Zustandes erforderlichen Massnahmen 
(Art. 52 Abs. 1 ArG), namentlich leitet sie die Schuldbetreibung ein, schreitet 
zur Ersatzvornahme (durch die Behörde selbst oder eine beauftragte Drittper-
son) oder wendet unmittelbaren Zwang an. 408 Als «Ultima ratio», wenn die Miss-
achtung der kantonalen Verfügung Leben oder Gesundheit der Arbeitnehmen-
den oder die Umgebung des Betriebs erheblich gefährdet, kann die kantonale 
Behörde nach vorheriger schriftlicher Androhung die Benützung von Räumen 
oder Einrichtungen verhindern und in besonders schweren Fällen den Betrieb 
für eine bestimmte Zeit schliessen (Art. 52 Abs. 2 ArG). 
Besondere Massnahmen sind sodann für Arbeitszeitbewilligungen vorgesehen 208 
(Art. 53 ArG): Werden diese nicht eingehalten, so können die Bewilligungs-
behörden, unabhängig vom Verfahren nach Art. 51 und 52 ArG, die Bewilligun-
gen nach vorheriger schriftlicher Androhung aufheben und allenfalls die Ertei-
lung neuer Bewilligungen für eine bestimmte Zeit sperren. Missbraucht dagegen 
ein Arbeitgeber die Befugnis zur Anordnung von Überzeitarbeit ohne Bewil-
ligung, so kann ihm die kantonale Behörde diese Befugnis für eine bestimmte 
Zeit entziehen (Art. 53 Abs. 2 ArG). 
402 Siehe die Aufstellung verschiedener möglicher Verfügungen in Wegleitung ArG, 050-1 f.; siehe 
auch RtCCARDO JAGMETTI, in HuG, Vorbemerkungen Art. 50, N 12f. 
403 Die Begründungspflicht, nicht aber die Pflicht zur Rechtsmittelbelehrung, ergibt sich bereits aus 
Art. 29 Abs. 2 BV (Rechtliches Gehör); siehe REINHOLD HoTZ, Kommentar BV, Art. 29, N 35ff. 
404 Wegleitung ArG, 051- 1. 
405 HÄFELIN/MüLLER, Rz. 585, 613ff. 
406 Siehe Fn. 381. 
407 Zur Rücksichtnahme auf allfälligeMassnahmen der Sozialpartner, wenn zugleich auch gegen ei-
nen Gesamtarbeitsvertrag Verstossen wird, Art. 51 Abs. 3 ArG. 
408 Wegleitung ArG, 052- 1; RICCARDO JAGMETTI, in HuG, Art. 52-53, N 3ff.; MüLLER, Kommentar, 
S. l75f. 
F. Arbeitsschutz 
9 Da die Einhaltung der Vorschriften des Arbeitsgesetzes und seiner Verordnun-
gen nicht lückenlos sein kann, kommt den Anzeigen von Nichtbefolgungen eini-
ges Gewicht zu. 409 Die zuständigen Behörden haben die Anzeigen zu prüfen 
und die entsprechenden Massnahmen zu ergreifen. Trifft die Behörde keine 
oder ungenügende Vorkehren, so kann die übergeordnete Behörde angerufen 
werden (Art. 54 ArG). 
0 Verfügungen und Beschwerden des seco unterliegen der Beschwerde an die Re-
kurskommission des EVD. Diese entscheidet endgültig, soweit die Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde an das Bundesgericht unzulässig ist (Art. 55 ArG). Gegen 
Verfügungen kantonaler Behörden kann innert 30 Tagen ab Eröffnung der Ver-
fügung Beschwerde bei der kantonalen Rekursbehörde erhoben werden (Art. 56 
Abs. 1 ArG) . Die Entscheide der letzten kantonalen Instanz unterliegen sodann 
der Beschwerde an den Bundesrat, soweit die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an 
das Bundesgericht unzulässig ist (Art. 57 ArG). Beschwerdeberechtigt sind aus-
ser den beteiligten Arbeitgebern und Arbeitnehmenden deren Verbände 410 so-
wie Personen, die ein unmittelbares Interesse nachweisen. 411 
409 In der Praxis sind Anzeigen von Arbeitnehmenden aber selten, da kein entsprechender Kündi-
gungsschutz besteht. 
410 Die Verbände können auch dann Beschwerde führen, wenn die von der Verfügung belastete 
Person nicht Verbandsmitglied ist oder von sich aus nicht Beschwerde führen würde (siehe z.B. 
BGE 119 lb 374 E. 2a/cc). Im Gegensatz zur egoistischen Verbandsbeschwerde muss nicht die 
Mehrzahl der Verbandsmitglieder ein Interesse an der Aufbebung der in Frage stehenden Ver-
fügung haben (Wegleitung ArG, 058-1) . Nach der Praxis wird die Zugehörigkeit des Verbands 
zur selben Branche verlangt, in welcher der angefochtene Entscheid gefällt wurde (siebe MüL-
LER, Kommentar, S. 184f.). 
411 Diese in Art. 58 Abs. 1 ArG umschriebene Legitimationsvoraussetzung gilt aufgrund von Art. 48 
VwVG und Art. 103 des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 1943 über die Organisation der 
Bundesrechtspflege. 
Drittes Kapitel 
Arbeitsschutz im weiteren Sinn 
§ 14 Arbeitszeitgesetz 
Betriebe, die der Bundesgesetzgebung über die Arbeit in Unternehmen des öf- 211 
fentlichen Verkehrs unterstehen, sind dem Arbeitsgesetz nicht unterstellt (Art. 2 
Abs. 1 lit. bArG). Arbeitsschutzrechtlich gilt für diese Betriebe das Arbeitszeit-
gesetz412, das durch die Verordnung zum Arbeitszeitgesetz ergänzt wird. 413 
Der Kurztitel «Arbeitszeitgesetz» ist nicht ganz zutreffend, weil das Gesetz nicht 212 
nur die Arbeits- und Ruhezeiten regelt (Art. 3-12 AZG), sondern auch Vor-
schriften über den Gesundheitsschutz und die Unfallverhütung (Art. 15 AZG) 
sowie Sondervorschriften über den Schutz jugendlicher Arbeitnehmender sowie 
Schwangerer und Wöchnerinnen enthält (Art. 16f. AZG). Im Gegensatz zum 
Arbeitsgesetz regelt das Arbeitszeitgesetz auch die Jahresarbeitszeit, d.h. den 
Ferienanspruch (Art. 14 AZG). 414 Der im Hinblick auf diesen umfassenden In-
halt zu knappe Kurztitel ist historisch zu erklären. 415 
Der Gesetzgeber war offensichtlich bemüht, das Arbeitszeitgesetz in seiner 213 
Struktur sowie inhaltlich möglichst eng an die Normen des Arbeitsgesetzes anzu-
lehnen. Die wesentlichen Unterschiede bestehen vor allem bei der Regelung der 
Arbeits- und Ruhezeit, weil im Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes die Ge-
staltung der Fahrpläne zu berücksichtigen ist. 416 
Der betriebliche Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes erstreckt sich auf die 214 
Schweizerische Post, die SBB sowie konzessionierte Eisenbahn- und Trolleybus-
unternehmen, konzessionierte Automobilunternehmen im öffentlichen Linien-
verkehr, konzessionierte Schifffahrtsunternehmen, konzessionierte Luftseilbahn-
unternehmen sowie die Unternehmen, die im Auftrag der genannten Betriebe 
fahrplanmässige Fahrten ausführen (Art. 1 Abs. 1 AZG). Wenn nur einzelne 
Teile eines Unternehmens dem öffentlichen Verkehr dienen, sind nur diese dem 
Gesetz unterstellt (Art. 1 Abs. 2 AZG). Durch Verordnung wurden dem Gesetz 
auch bestimmte Nebenbetriebe unterstellt, namentlich Schlaf- und Speisewagen-
412 Siebe oben, Fn. 63. 
413 Siehe oben, Fn. 64. 
414 Diese Erweiterung ist damit zu erklären, dass die privatrechtliche Ferienregelung von 
Art. 329a ff. OR auf die in den Betrieben des öffentlichen Verkehrs Tätigen häufig nicht an-
wendbar ist, da ihr Arbeitsverhältnis öffentlichrechtlich geregelt ist; siehe TscHUDI, Arbeits-
schutzrecht, S. 121. 
415 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 121. 
416 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 121 und 131. 
F. Arbeitsschutz 
betriebe, ambulante Verpflegungsdienste in Zügen sowie Skilifte, die von einem 
dem Gesetz unterstellten Unternehmen betrieben werden (Art. 1 Abs. 4 AZG 
i.V.m. Art. 2 AZGV). 
215 Der persönliche Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes umfasst alle Arbeitneh-
menden, 417 die in einem der unterstellten Betriebe beschäftigt sind. Erfasst sind 
auch die Postautohalter und Inhaber von konzessionierten Automobilunterneh-
men im öffentlichen Linienverkehr, wenn sie selber Fahrten im öffentlichen 
Linienverkehr ausführen (Art. 2 Abs. 2 AZG); Personen also, die nicht als 
«Arbeitnehmende» gelten. Besondere Regeln bestehen für private Hilfskräfte 
von unterstellten Betrieben. 418 Nur sinngernäss anwendbar ist das Gesetz auf 
Arbeitnehmende, die nur in geringem Umfang 419 beschäftigt werden (Art. 2 
Abs. 3 AZG i.V.m. Art. 3 Abs. 2 AZGV). Vom persönlichen Geltungsbereich 
ausgenommen sind auch Arbeitnehmende im Verwaltungsdienst, 420 die in einem 
öffentlichrechtlichen Dienstverhältnis stehen (Art. 2 Abs. 4 AZG). Soweit die 
Arbeitnehmenden im Verwaltungsdienst privatrechtlich angestellt sind, ist auf 
sie das Arbeitsgesetz sinngernäss anwendbar (Art. 13 AZG). 421 
216 Die allgemeinen Vorschriften des Arbeits- und Unfallversicherungsgesetzes zum 
Gesundheitsschutz und zur Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten wer-
den- unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse der unterstellten Un-
ternehmen- auch im Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes für anwendbar er-
klärt (Art. 15 AZG i.V.m. Art. 24 AZGV). 
217 Das Arbeitszeitgesetz enthält eigenständige Regelungen der Arbeits- und Ruhe-
zeiten, die sich teilweise stark von denjenigen des Arbeitsgesetzes unterscheiden. 
Verschiedene Begriffe werden anders definiert (z.B. Nachtarbeit, Art. 9 
Abs. 1 AZG), die Bezugsgrössen für die Bemessung der Höchstarbeitszeiten 
sind anders (Dienstschichten, Durchschnitt von 28 Tagen statt wöchentliche 
Höchstarbeitszeiten) und auch die Regelung der Ruhetage erfolgt unabhängig 
von den Vorschriften des Arbeitsgesetzes (Art. 10 AZG). 422 Insgesamt wird von 
den Arbeitnehmenden damit eine grössere, betriebsbedingte zeitliche Flexibili-
tät verlangt, doch bieten die Regelungen einen Schutz, der sich materiell mit 
demjenigen des Arbeitsgesetzes vergleichen lässt. 423 
218 Der Sonderschutz für Jugendliche gilt einheitlich bis zur Vollendung des 20. Al-
tersjahrs (Art. 16 Abs. 1 AZG). Vor dem vollendeten 15. Altersjahr dürfen Ju-
gendliche zudem überhaupt nicht beschäftigt werden (Art. 16 Abs. 3 AZG). 424 
417 Zur Legaldefinition der Arbeitnehmenden im Sinn des Arbeitszeitgesetzes Art. 3 AZGV. 
418 Art. 2 Abs. 3 AZG i.V.m. Art. 4 AZGV. 
419 Von einem geringen Beschäftigungsumfang ist auszugehen, wenn die tägliche Arbeitszeit im 
Durchschnitt von 28 Tagen weniger als drei Stunden beträgt (Art. 3 Abs. 4 AZGV). 
420 Siehe die Legaldefinitionen von Betriebs- und Verwaltungsdienst in Art. 5 AZGV. 
421 Näheres in Art. 20 AZGV. 
422 Siehe die Darstellung des Systems der Arbeits- und Ruhezeiten bei TscHUDI, Arbeitsschutz-
recht, S. 123 ff. 
423 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 131. 
424 Höhere Alterslimiten sind für bestimmte Arbeiten vorgesehen: Art. 25 AZGV. 
3. Kap. Arbeitsschutz im weiteren Sinn 
Der Sonderschutz schwangerer Frauen und stillender Mütter ist materiell sehr 
ähnlich, jedoch weniger detailliert geregelt als im Arbeitsgesetz (Art. 17 AZG). 
Ein Sonderschutz für Arbeitnehmende mit Familienpflichten und andere schutz-
bedürftige Gruppen ist nicht vorgesehen. 425 
Aufsicht und Vollzug des Gesetzes obliegen, soweit nicht die SUVA zuständig 219 
ist, dem Bundesamt für Verkehr (Art. 27 AZGV). 426 
§ 15 Berufsmässige Führerinnen und Führer von 
Motorfahrzeugen 
Grundsätzlich unterstehen Transportunternehmungen, die nicht unter die Bun- 220 
desgesetzgebungüber die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen Verkehrs und 
über die Seeschifffahrt unter Schweizerflagge fallen (Art. 2 Abs. 1 lit. b und c 
ArG), dem Arbeitsgesetz. Für sie sind auch keine Sonderbestimmungen im Sinn 
von Art. 27 ArG vorgesehen. Wegen der Besonderheiten des Autotransportge-
werbes 427 und wegen der Schwierigkeiten der Kontrolle der Arbeitszeit mussten 
Sonderregelungen für die berufsmässigen Führerinnen und Führer von Motor-
fahrzeugen geschaffen werden. 428 Die beiden ausführlichen Verordnungen, 429 
die sich auf das Strassenverkehrsgesetz stützen, 430 sind in Art. 71 lit. a ArG aus-
drücklich vorbehalten. Sie gehen dem Arbeitsgesetz jedoch nur insoweit vor, als 
dieses keine Sonderregeln enthält, die von den Verordnungen nicht abgedeckt 
werden. 431 Unterstehen die jeweiligen Führerinnen und Führer von Motorfahr-
zeugen dem Geltungsbereich der Verordnungen nicht, 432 so ist auf diese grund-
sätzlich das Arbeitsgesetz anwendbar. 433 
Die Regelungen verfolgen zwei Ziele gleichzeitig: erstens die Sicherheit im Stras- 221 
senverkehr durch Vermeidung von Übermüdung der Berufschauffeure, zweitens 
425 Siehe oben,§ II , III und IV. 
426 Darin erblickt TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 131, insofern einen Nachteil, als dieses Bundes-
amt nicht auf Fragen des Arbeitsschutzes spezialisiert ist. 
427 Die Besonderheiten bestehen etwa darin, dass berufsmässige Motorfahrzeugführer neben Lenk-
zeiten auch häufig längere Wartezeiten haben (Taxi- oder Reisecarfahrer warten auf Gäste, 
Lastwagenchauffeure warten auf Be- oder Entladung ihres Fahrzeugs etc.) , dass die Tätigkeit 
ausserhalb eines festen Arbeitsplatzes ausgeübt wird und dass die Arbeitsbedingungen von un-
berechenbaren äusseren Faktoren mitbestimmt werden (Witterung, Strassenzustand, Verkehrs-
aufkommen). Siehe BOLLAG, S. 4. 
428 Dazu und zum Folgenden TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. ?Off. 
429 Siehe oben, Fn. 70. 
430 Art. 56 des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1958, SR 741.01. 
431 Mü LLER, Kommentar, S. 195. 
432 Siehe die ausgenommenen Kategorien von Fahrerinnen und Fahrern in Art. 4 ARV 1 und 
Art. 4 ARV 2. 
433 Sofern die betrieblichen und persönlichen Unterstellungsvoraussetzungen erfüllt und keine spe-
zielleren Normen anwendbar sind. 
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den Schutz der Gesundheit dieser Arbeitnehmenden, indem ihre Überanstren-
gung verhindert wird. 434 Weiter sollten mit möglichst einheitlichen Arbeits-
schutzvorschriften für das Transportgewerbe Wettbewerbsverzerrungen vermie-
den werden. 435 
222 Der Chauffeurverordnung (ARV 1) unterstehen alle Führerinnen und Führer 436 
von Motorwagen zum Sachentransport, deren Gesamtgewicht 3, 5 Tonnen über-
steigt, oder Motorwagen zum Personentransport, die ausser dem Führersitz für 
mehr als acht Personen zugelassen sind (Art. 3 Abs. 1 ARV 1). Davon aus-
genommen sind die Führerinnen und Führer von Fahrzeugen, die zu (abschlies-
send aufgezählten) besonderen Zwecken oder in einem besonderen Rahmen ver-
wendet werden (Art. 4 Abs. 1 ARV 1). 
223 Die Verordnung über die Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen Führer von 
leichten Personentransportfahrzeugen und schweren Personenwagen (ARV 2) 
ist auf die Führer von leichten Motorwagen, schweren Personenwagen und von 
Leicht-, Klein- und dreirädrigen Motorfahrzeugen anwendbar, sofern die 
genannten Fahrzeuge für berufsmässige 437 Transporte eingesetzt werden 
(Art. 3 Abs. 1 ARV 2). Davon ausgenommen sind wenige Gruppen von Fahre-
rinnen und Fahrern, die berufsmässige Personentransporte durchführen (Art. 4 
ARV2). 
224 Der Verkehrssicherheitszweck beider Verordnungen zeigt sich darin, dass auch 
Selbständigerwerbende den Vorschriften über die Lenk-, Pausen- und Ruhezei-
ten - nicht aber über die wöchentlichen Höchstarbeitszeiten - unterworfen 
sind. 438 In diesen Punkten bildet die Gesundheit der Fahrerinnen und Fahrern 
nicht den primären Schutzzweck. 439 
225 Im Geltungsbereich der Chauffeurverordnung liegen die wöchentlichen Höchst-
arbeitszeiten für Arbeitnehmende bei 46 bzw. 53 440 Stunden (Art. 6 ARV 1 ), im 
Geltungsbereich der Verordnung über die Arbeits- und Ruhezeit der berufsmäs-
sigen Führer von leichten Personentransportfahrzeugen und schweren Personen-
wagen bei 48 Stunden, wobei die Höchstarbeitszeit in Taxibetrieben 53 Stunden 
beträgt (Art. 5 ARV 2). Letzteres wird vor allem mit den teilweise langen Warte-
zeiten in diesem Beruf gerechtfertigt. Angesichts der bereits beträchtlichen 
Höchstarbeitszeiten ist Überzeitarbeit nur in beschränktem Umfang, der sich 
mit der arbeitsgesetzlichen Regelung vergleichen lässt, zulässig (Art. 7 ARV 1 
und Art. 6 ARV 2). 
434 BOLLAG, S. 1. 
435 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 70. 
436 Zum Begriff Art. 2 lit. a ARV 1. 
437 Die Berufsmässigkeit ist definiert in Art. 3 Abs. 1bis und Abs. 1'e' ARV 2. 
438 Art. 2 lit. b ARV 1 und Art. 2 Abs. 2 lit. b ARV 2. 
439 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 70f. 
440 Diese hohe Stundenzahl gilt nur im Fall , dass ein Fahrzeug von mehr als einer Person gelenkt 
wird und sich die lenkenden Personen an mindestens drei Tagen der Woche als Mitfahrer und 
Führer ablösen (Mehrfachbesetzung, Art. 6 Abs. 2 ARV 1). 
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Während die täglichen und wöchentlichen Höchstarbeitszeiten grasszügig be- 226 
messen sind, sind die Vorschriften über die täglichen und wöchentlichen Lenk-
zeiten strenger (Art. 5 ARV 1 und Art. 7 ARV 2). Massgeblich ist dabei die ef-
fektive Lenkzeit, d.h. es wird nur diejenige Zeit mitgezählt, während der das 
Fahrzeug effektiv gelenkt wird. Die kleineren Pausen sind demnach nicht Be-
standteil der Lenkzeit 441 
Von besonderer praktischer Bedeutung sind die ausführlichen Kontrollbestim- 227 
mungen (Art. 13ff. ARV 1 und Art. 14ff. ARV 2), die für die betroffenen Be-
triebe oder Fahrerinnen und Fahrer einen nicht unerheblichen administrativen 
Aufwand bedeuten. Im Interesse der Verkehrssicherheit wird die Einhaltung der 
Arbeits-, Lenk- und Ruhezeiten sowie der Pausen mit verschiedenen Kon-
trollinstrumenten überprüft, insbesondere mit den Aufzeichnungen des Fahrt-
schreibers und den Eintragungen auf den Fahrtschreiber-Einlageblättern, den 
Eintragungen im Arbeitsbuch, in betriebsinternen Tagesrapporten und Kontroll-
karten, den Eintragungen in der Aufstellung über die Arbeits-, Lenk- und Ruhe-
zeiten sowie der Einsicht in die Daten betriebsinterner Zeiterfassungssysteme. 
Das Kontrollsystem wird durch strafrechtliche Sanktionen ergänzt (Art. 21 
Abs. 2 ARV 1 und Art. 28 Abs. 2 ARV 2). 442 
Der Vollzug der Bestimmungen liegt grundsätzlich bei den Kantonen, die dem 228 
Bundesamt für Strassen alle zwei Jahre Bericht zu erstatten haben (Art. 23 
Abs. 1 ARV 1 und Art. 31 Abs. 1 ARV 2). 
§ 16 Heimarbeitsgesetz 
Heimarbeit ist zwar nicht mehr stark verbreitet, doch hat sie noch einige Bedeu- 229 
tung für die Erwerbstätigkeit in strukturschwachen Randgebieten. Zudem er-
möglicht sie in vielen Fällen einen willkommenen Zusatzverdienst, der auch von 
Teilinvaliden erzielt werden kann. 443 
Da sich das Heimarbeitsverhältnis in verschiedener Hinsicht vom Arbeitsverhält- 230 
nis im Betrieb unterscheidet, sind sowohl privatrechtliche Sondernormen 
(Art. 351 OR), die durch das allgemeine Arbeitsvertragsrecht ergänzt werden 
(Art. 355 OR), als auch öffentlichrechtliche Schutznormen geschaffen worden 
(Heimarbeitsgesetz und Heimarbeitsverordnung). 444 Auf die Heimarbeitneh-
menden im Sinn von Art. 351 OR ist das Arbeitsgesetz nicht anwendbar (Art. 3 
lit. f ArG), selbst wenn diese nicht unter den Geltungsbereich des Heimarbeits-
gesetzes fallen. 
441 BOLLAG, S. 33. 
442 Siehe dazu (zum älteren Recht) BOLLAG, S. 93 ff. 
443 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 112. 
444 Siehe oben, Fn. 65 und 66. 
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231 Bei Heimarbeit verpflichten sich die Arbeitnehmenden, in ihrer Wohnung oder 
in einem anderen, von ihnen zu bestimmenden Arbeitsraum allein oder mit Fa-
milienangehörigen Arbeiten im Lohn für den Arbeitgeber auszuführen 
(Art. 351 OR). Die Schutzvorschriften des Heimarbeitsgesetzes finden jedoch 
nur auf die gewerbliche und industrielle Hand- und Maschinenarbeit Anwen-
dung (Art. 1 Abs. 4 HArG), d.h. auf Verrichtungen, durch welche Güter her-
gestellt, verarbeitet, behandelt, verpackt, abgefüllt oder sortiert werden (Art. 1 
Abs. 2 HArGV). Die übrigen Heimarbeitnehmenden unterstehen weder dem 
Arbeitsgesetz noch dem Heimarbeitsgesetz. Sie geniessen damit einzig den pri-
vatrechtliehen Schutz der Sonderbestimmungen des Obligationenrechts. 
232 Ein formelles Unterstellungsverfahren unter das Heimarbeitsgesetz existiert 
nicht. Dafür müssen sich die Arbeitgeber vor der ersten Ausgabe von Heim-
arbeit in das Arbeitgeberregister ihres Wohnsitzkantons bzw. des Sitzkantons ih-
res Betriebs eintragen lassen und dieses über Personalien, Beruf und Tätigkeit 
der Heimarbeitnehmenden sowie über das Datum der erstmaligen Ausgabe von 
Heimarbeit an diese informieren (Art. 10 HArG). 
233 Die Besonderheiten der Heimarbeitsverhältnisse (Einteilung der Arbeitszeit 
durch die Arbeitnehmenden, Arbeitsausführungen in eigenen oder vom Arbeit-
nehmer gewählten Räumlichkeiten, allfällige Mitarbeit von Familienangehörigen 
etc.) schliessen eine Arbeitszeitregelung im Sinn des Arbeitsgesetzes aus. Den-
noch sollte auf den Arbeitsschutz durch eine wenigstens minimale Regulierung 
der Arbeitszeiten im Heimarbeitsgesetz nicht verzichtet werden. 445 So darf an 
Sonn- und Feiertagen Heimarbeit weder ausgegeben noch abgenommen werden 
(Art. 7 Abs. 1 HArG). Ebenso ist die Ausgabe oder Abnahme von Heimarbeit 
vor 6 Uhr und nach 20 Uhr untersagt (Art. 7 HArGV). Weiter hat der Arbeit-
geber auch auf die persönliche Leistungsfähigkeit der jeweiligen Heimarbeitneh-
menden Rücksicht zu nehmen. Insbesondere muss er die Frist für die Ab-
lieferung der Heimarbeit so bemessen, dass die Heimarbeitnehmenden täglich 
nicht mehr als acht Stunden und nicht an Sonntagen arbeiten müssen (Art. 7 
Abs. 2 HArG). 
234 Der Gesundheitsschutz der Heimarbeitnehmenden soll dadurch gewährleistet 
werden, dass der Arbeitgeber nur Arbeitsgeräte und Material abgeben darf, bei 
dessen sachgemässer Handhabung Unfälle und Gesundheitsschädigungen aus-
geschlossen sind (Art. 8 Abs. 1 HArG). Er hat die Heimarbeitnehmenden auf 
die bei der Verwendung der Arbeitsgeräte und des Materials geltenden Schutz-
vorschriften aufmerksam zu machen und diese Vorschriften den Heimarbeitneh-
menden auszuliefern (Art. 8 HArGV). Die Heimarbeitnehmenden müssen diese 
Anweisungen und Vorschriften befolgen (Art. 8 Abs. 2 HArG). Weiter ist die 
Vergabe von Arbeiten in Heimarbeit verboten, welche die Gesundheit der Ar-
beitnehmenden erfahrungsgernäss gefährden. Auf Verordnungsebene wird eine 
445 TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 117f. 
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grössere Zahl verbotener Heimarbeiten aufgezählt, wobei in Einzelfällen Aus-
nahmen bewilligt werden können (Art. 9 HArGV). 
Die grösste praktische Bedeutung entfaltet das Heimarbeitsgesetz jedoch mit 235 
den Bestimmungen über den Lohnschutz. 446 Solche Bestimmungen sind dem 
schweizerischen System grundsätzlich fremd, doch rechtfertigt die teilweise 
ausgeprägte wirtschaftliche Abhängigkeit der Heimarbeitnehmenden gewisse 
Mindestvorschriften. Der Lohn für Heimarbeit richtet sich nach den im eige-
nen Betrieb für gleichwertige Arbeit geltenden Ansätzen (Paritäts/ahn). 447 
Fehlt ein vergleichbarer Betriebslohn, so ist der im betreffenden Wirtschafts-
zweig übliche regionale Lohnansatz für ähnliche Arbeiten anzuwenden (Art. 4 
Abs. 1 HArG). 448 Eine Verstärkung des Lohnschutzes ergibt sich auch aus der 
Bestimmung über die Vorgabezeit (Art. 4 Abs. 2 HArG). 449 Neben diesem ma-
teriellen Lohnschutz treffen den Arbeitgeber noch weitere Pflichten im Zusam-
menhang mit der Entlöhnung: Er hat den Heimarbeitnehmenden und Organisa-
tionen, die stellvertretend für ihn Heimarbeit ausgeben, bei der ersten Ausgabe 
von Heimarbeit die Arbeitsbedingungen vollständig und schriftlich bekannt zu 
geben, insbesondere die Tarife, Arbeitsordnungen oder Gesamtarbeitsverträge. 
Zudem sind den Arbeitnehmenden die Vereinbarungen über den Lohn und den 
Auslagenersatz schriftlich zu bestätigen. Schliesslich sind auch die Einzelheiten 
der einzelnen Arbeitsaufträge durch Begleitpapiere oder Muster, Entwürfe, 
Zeichnungen oder Beschreibungen der auszuführenden Arbeiten bekannt zu ge-
ben (Art. 3 HarG und Art. 2 HArGV). 
Der Vollzug liegt bei den Kantonen, die Oberaufsicht beim seco, dem die Kan- 236 
tonejährlich Bericht zu erstatten haben (Art. 15 HarG und Art. 11 f. HArGV). 
Die kantonalen Behörden führen stichprobenweise Kontrollen bei den Arbeit-
gebern und, bei begründetem Anlass, in den Arbeitsräumen der Heimarbeitneh-
menden durch (Art. 11 Abs. 2 HArGV). 
446 Dazu TscHUDI, Arbeitsschutzrecht, S. 113 ff. 
447 REHBINDER, N 161 und 417. 
448 Näheres bei TscHum, Arbeitsschutzrecht, S. 114 ff. 
449 Siehe auch Art. 4 HArGV. 
